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Wozu ein Informationsdienst 
Bürgerrechte & Polizei? 


Im Gegensatz zu Fragen des Mili- 
tärs und der äußeren Sicherheit sind 
Polizei und Innere Sicherheit nur in 
geringem Maße Gegenstand kriti- 
scher Auseinandersetzung. 
Nur angesichts spektakulärer Poli- 
zeieinsätze oder zufällig aufge- 
deckter Skandale gerät die Polizei 
vorübergehend in den Mittelpunkt 
öffentlicher Diskussion. Die gesell- 
schaftliche Funktion der Apparate 
Innerer Sicherheit, Veränderungen 
liberaler Demokratie, die durch den 
Funktionswandel der Polizei und ih- 
re veränderten Instrumente bewirkt 
werden, bleiben einer kritischen 
Auseinandersetzung entzogen. 
Will man nicht den Apparaten und 
ihren Vorstellungen von Sicherheit 
und Ordnung ausgeliefert sein, ist 
eine kontinuierliche und kritische 
Beobachtung von Polizei und 
Nachrichtendiensten vonnöten. 
Seit 1978 dokumentiert und analy- 
siert der Informationsdienst Bür- 
gerrechte & Polizei (CILIP) die ge- 
setzlichen, organisatorischen und 
taktischen Veränderungen innerer 
Sicherheitspolitik in der Bundesre- 
publik. Über diesen Schwerpunkt 
hinaus liefert Bürgerrechte & Po- 
lzei Berichte, Nachrichten, Analy- 
sen zur 
- Polizeientwicklung in den Län- 
dern Westeuropas 
- Polizeihilfe für Länder der 
Dritten Welt 
- Arbeit von Bürgerrechtsgruppen 
zur Kontrolle und Begrenzung 
polizeilicher Macht. 
Bürgerrechte & Polizei erscheint 
jährlich mit drei Ausgaben und ei- 
nem Seitenumfang von ca. 100 Sei- 
ten 
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Editorial: 


Die Ämter für Verfassungsschutz: 
Ein Geheimdienst als Hüter der 
Verfassung? 


Das Thema Verfassungsschutz 
stand schon lange auf der Agenda 
von "Bürgerrechte & Polizei". Iso- 
liert iäßt sich die Entwicklung der 
Polizei, aber auch der Ämter für 
VfS kaum verstehen, obwohl - 
oder besser gesagt: gerade weil - 
die Alliierten im Jahre 1948/49 
eine strikte Trennung von Polizei 
und Nachrichtendiensten verfügten, 
Bewußt hatten die Alliierten dem 
Gesetzgeber der Bundesrepublik 
und der Regierung Adenauer auf- 
gezwungen, auf die exekutivstaat- 
lichen Vorteile einer engen Koope- 
ration von Polizei und innerstaat- 
lichem Nachrichtendienst zu ver- 
zichten. Und dies geschah nicht 
etwa nur, weil man den Bürgern 
so kurz nach Kriegsende eine Be- 
hörde mit Anklängen an die ge- 
fürchtete Geheime Staatspolizei 
nicht zuzumuten traute, sondern 
aus dem Bemühen heraus, in der 
erst noch aufzubauenden Demokra- 
tie mit einer möglichst weitgehen- 
den Gewaltenteilung ein Gegenge- 
wicht gegen die alles überwöl- 
bende deutsche Staatstradition zu 
schaffen. (Siehe hierzu den Heft- 
Betrag: Die Ursprünge des VfS...) 

In der Praxis wurde jedoch das 
Trennungsgebot von Anbeginn an 
unterlaufen, worauf R. Gössner in 
seinem Beitrag zu Recht hinweist. 
Seit die Exekutive mit Beginn der 
siebziger Jahre dazu übergegangen 
ist, alle Sicherheitsapparate und 
ihre Funktionen im Rahmen einer 
"Politik Innerer Sicherheit" noch 
enger miteinander zu verzahnen, 


gilt dies in verstärktem Maße, Die 
"Sicherheitsgesetze' vom letzten 
Jahr, in denen durchgängig - nicht 
etwa nur im "Zusammenarbeitsge- 
setz" - von einer "Funktionsidenti- 
tät der Sicherheitsdienste" (Scholz/ 
Pitschas) ausgegangen wird, zeigen 
dies deutlich. Bei gleicher Funk- 
tion sind es nur noch organisatori- 
sche Zweckkalküle, die über Un- 
terschiede in den Aufgabenstellun- 
gen von Polizei und VfS entschei- 
den. 

"Bürgerrechte & Polizei” würde 
seinen eigentlichen Zweck, nämlich 
über die (möglichen) Auswirkungen 
der Politiken "Innerer Sicherheit" 
auf die Bürgerrechte zu informie- 
ren, verfehlen, beschränkten wir 
uns ausschließlich auf die Institu- 
tion Polizei. Deshalb wird in die- 
ser und der nächsten Nummer der 
Versuch unternommen, über die 
Rolle der Ämter für VfS im Ver- 
bund der Apparate Innerer Sicher- 
heit zu informieren. 

Dies stößt auf weiterreichende 
Schwierigkeiten als bei der Poli- 
zei, die trotz vieler Versuche, sich 
dem zu entziehen, sich letztend- 
lich immer noch als Repräsentant 
"Öffentlicher Sicherheit" legitimie- 
ren muß. Was der VfS "sichert", 
wann er aktiv wird und mit wel- 
chen Mitteln er dies tut, all dies 
ist demgegenüber einer öffentli- 
chen Kenntnis und damit Kontrolle 
weitgehend entzogen. 
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Was sichert der VfS? 


Schon die Aufgabenstellungen, die 
Im $ 3 des BVerfSchG umrissenen 
"Bestrebungen" und "Tätigkeiten", 
über die In den Ämtern "Auskünf- 
te", "Nachrichten" und "sonstige 
Unterlagen" gesammelt und ausge- 
wertet werden sollen, sind recht- 
lich unbestimmt und lassen einer 
rein Innerexekutiven Interpretation 
weiten Raum, 

Am offensichtlichsten Ist dies im 
Bereich der Erfassung sogenannter 
"extremistischer" (früher: "radika- 
ler") bzw. "verfassungsfeindlicher" 
Bestrebungen. Denn die normative 
Konkretisierung der "freiheitlich- 
demokratischen Grundordnung", ge- 
gen die sich ja der Verfassungs- 
feind angeblich richte, reicht über 
eine formelhafte Auflistung eines 
Minimalbestandes im SRP- und 
KPD-Urteil (1952 u. 56) nicht hin- 
aus. Und die weitere Verwendung 
der Formel von der FdGO und des 
Schlagworts von der "streitbaren 
Demokratie" in den sechziger und 
siebziger Jahren hat die Konturen 
eher noch weiter verschwimmen 
lassen (vgl. Gusy, Ridder, Sattler). 
Deshalb ist es zuallererst der VfS 
selbst, "der ..die Kompetenz in 
Anspruch nimmt, Im Hinblick auf 
seinen Auftrag über die Verfas- 
sungsfeindlichkeit einer Bestrebung 
zu befinden" (Borgs-Ebert, S. 80). 
Daß der VfS hierbei - wie Borgs- 
Maciejewski einschränkend hinzu- 
fügt, nicht nur an die Verfassungs- 
grundsätze, besser gesagt: an die 
Aussagen des Verfassungsgerichts 


zur FdGO, gebunden ist, sondern 
darüber hinaus auch noch einer 
"fachaufsichtlichen" und "parla- 


mentarischen" Kontrolle unterliegt, 
ändert an der Definitionsmacht 
des VfS nur wenig. Die Chancen 
der Regierung, im Zuge der Fach- 
aufsicht den Verfassungsfeind mit- 
zudefinieren, führt nur dazu - wie 


der 2. Untersuchungsausschuß des 
letzten Deutschen Bundestages In 
Sachen Spranger/die GRÜNEN 
zeigte -, daß die exekutive Feind- 
bestimmung an den Interessen der 
jeweiligen Regierungsmehrheit aus- 
gerichtet bleibt. Einen Versuch des 
demokratischen Souveräns, die 
exekutive Feindbestimmung außer 
Kraft zu setzen, hat es bis jetzt 
noch nicht einmal im Ansatz ge- 
geben. Eine zureichende parlamen- 
tarische Kontrolle findet kaum 
statt, wie u.a. der Beitrag von 
Behnsen und Trittin ausweist. 
Kurz: Über welche Aktivitäten die 
Ämter für VfS Auskünfte und 
Nachrichten sammeln, und welche 
sie schließlich als verfassungs- 
feindlich brandmarken, darüber 
verfügen VfS und Regierung in ho- 
hem Maße selbst. 

Auf den ersten Bilck erscheint die 
Aufgabenbestimmung im Bereich 
geheimdienstlicher Ausländerüber- 
wachung weniger bellebig. Denn in 
der im Jahre 1972 in den 5 3 
Abs.1 BVerfSchG als Nr. 3 einge- 
schobenen Formulierung wird nur 
auf solche Bestrebungen abgeho- 
ben, "die durch Anwendung von 
Gewalt oder darauf gerichteter 
Vorbereitungshandlungen auswärtige 
Belange der BRD gefährden." Da 
aber faktisch jedes Verhalten, das 
"gewaltgeneigte Bestrebungen" 
(Borgs-Ebert, 5. 90) in einem 
fremden Staate fördert oder auch 
nur duidet, unter dem Begriff der 
Vorbereitungshandlung fällt, und 
zudem alles unsere auswärtigen 
Belange tangieren kann, wurde mit 
dieser Formulierung der Erfassung 
potentiell aller Aktivitäten von In- 
und Ausländern Tür und Tor geöff- 
net, die sich auf die Politik frem- 
der Staaten beziehen. Und da die 
politisch aktiven Ausländer, die 
gegen die Politik in ihren Heimat- 
staaten opponieren, zugleich - so 
die Logik des VfS - häufig mit 


4 


deutschen Extremisten kooperieren 
und so der Verdacht nahellegt, daß 
diese auch gegen die freiheitlich- 
demokratische Grundordnung der 
Bundesrepublik eingestellt sind, 
haben die Ämter die Aufgaben der 
Fachabteilung gleich mit dem 
Stichwort "Ausländerextremismus" 
umrissen. 

Klarer ist demgegenüber die Auf- 
gabenstellung der Ämter dort, wo 
sie auf die bloße Mitwirkung ver- 
wiesen sind, bei den Sicherheits- 
überprüfungen sowie dem techni- 
schen Geheimschutz, denn dort 
wird der VfS in den sicherheits- 
empfindlichen Bereichen, die vom 
Wirtschafts- in Verbindung mit 
dem Innen- bzw. Verteidigungsmi- 
nisterium festgelegt werden, nur 
auf konkrete Anfrage hin tätig. 
Zudem bleibt die jeweils die Über- 
prüfung veranlassende Stelle ver- 
antwortlich für die Ablehnung oder 
Entlassung einer Person. Transpa- 
rent wird durch diese funktionale 
Arbeitsteilung das Feld der Sicher- 
heitsüberprüfungen für die Betrof- 
fenen keineswegs, im Gegenteil. 
Denn weder ist klar - wie D, 
Hüsemann in seinem Beitrag zeigt 
- wie weit die "sicherheitsemp- 
findlichen Bereiche" reichen und 
nach welchen Kriterien sie fest- 
gelegt werden, noch lassen sich 
eindeutige Beurteillungsmaßstäbe 
für Sicherheltsrisiken finden, die 
der Überprüfungspraxis zugrunde- 
liegen. Die Chancen von Betroffe- 
nen, direkt gegen negative Voten 
des VfS _("Sicherheitsbedenken") 
vorgehen zu können, sind gering: 
können sich doch die Ämter auf 
den Standpunkt zurückziehen, sie 
wirkten an diesem Verfahren nur 
mit. 

Leichter zu fassen als die "Extre- 
mismusbeobachtung" sind die Auf- 
gabenstellungen der Spionageab- 
wehr, da der Objektbereich noch 
am klarsten normativ vordefiniert 


scheint. Denn was unter einer "si- 
cherheitsgefährdenden oder ge- 
heimdienstlichen Tätigkeit für eine 
fremde Macht" - so lautet die 
Umschreibung in $ 3 Abs. I Nr. 2 
- zu verstehen ist, läßt sich ein- 
schlägigen Strafrechtsnormen ent- 
nehmen. Ähnliches gilt auch für 
die Arbeit der 1971/72 eingerich- 
teten Terrorismusabtellungen, die - 
so die damalige Begründung - 
durch geheimdienstliche Vorfeld- 
aufklärung und Eindringen in ter- 
roristische Gruppen dazu beitragen 
sollen, daß Straftäter letztendlich 
von der Polizei gefaßt werden. 
Weniger in der Aufgabenstellung 
läge demnach bei der Spionageab- 
wehr und der geheimdienstlichen 
Terrorismusbekämpfung die Diffe- 
renz zur polizeilichen Strafverfol- 
gung, sondern in den Ansatzpunk- 
ten geheimdienstiicher Aktivitäten 
sowie deren Arbeitsmethoden. Ge- 
rade weil - wle Gössner vermerkt 
- eine zunehmende Diffussion 
heimdienstlicher Methoden in 
Polizei hinein zu beobachten 
soll hier im folgenden auf die 
terschiede abgehoben werden. 


Was aktiviert den VfS? 


Der VfS operiert systematisch Im 
Vorfeld des Verdachts. Die Aktivi- 
täten der Ämter enden In der Re- 
gel dort, wo sich ein Verdacht ge- 
gen eine bestimmte Person - etwa 
wegen geheimdienstlicher Tätigkeit 
- konkretisiert hat, an der Stelle 
also, wo die polizeilichen Ermitt- 
lungstätigkeiten beginnen. 

Zur Aktivierung des VfS genügt es 
- so Borgs-Ebert - wenn "auf Tat- 
sachen beruhende, vernünftige In- 
dizien die Besorgnis begründen, die 
betreffende Person oder Personen- 
gruppe werde das Schutzgut beein- 
trächtigen" (S. 48). Zum Indiz wird 
hierbei eine Beobachtung, Informa- 
tion etc., wenn ein Zusammenhang 
mit einer extremistischen, geheim- 
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dienstlichen, terroristischen Tätig- 
keit denkmöglich Ist. Kriterlen, 
die vergleichbar dem traditionellen 
Polizeirecht aktivitätsauslösende 
Einsatzschwellen fixieren, kann es 
für eine solche gehelmdienstliche 
Überprüfung des "Denkmöglichen" 
kaum geben. 


Mit welchen Mitteln kann der VfS 
arbeiten? 


Die Mittel, mit denen der VfS 
vermeintlich extremistische, si- 
cherheitsgefährdende oder terrori- 
stische Bestrebungen auszukund- 
schaften sucht, bleiben In gleicher 
Weise unbestimmt wie die Ansatz- 
punkte, die den VfS auf den Plan 
rufen. Unstrittig ist nur, daß dem 
VfS selbst keine polizeilichen 
Zwangsbefugnisse zukommen und 
er deshalb selbst auch keine Per- 
sonen anhalten oder gar verneh- 
men kann, Was "unterhalb" dieser 
Ebene den Geheimdiensten an 
Möglichkeiten offenstehen soll, um 
an die gewünschten Informationen 
zu gelangen, hat der Gesetzgeber 
immer - zuletzt die sozialliberale 
Koalition im Jahre 1972 - bewußt 
offen gelassen. Der Staat gesteht 
den Diensten somit Eingriffsbefug- 
nisse gegenüber dem Bürger zu, 
ohne diese selbst zu benennen. 
Daß dies einen Verstoß gegen zen- 
trale verfassungsrechtliche Grund- 
sätze darstellt, kann selbst einer 
der Hausjuristen des VfS nicht ab- 
streiten. Nur: "Diese Grundsätze 
finden dort ihre Grenze," so 

Roewer, "wo der Rechtsstaat sich 
durch Handlungsvorhaben an die 
Exekutive zu karikileren beginnt; 
angesichts des zu bewahrenden 
Schutzgutes des freiheitlich ver- 
faßten Gemeinwesens muß es hin- 
genommen werden, daß gegenüber 
denjenigen, die es konspirativ zu 
beseitigen gedenken, eine Facette 
des Abwehrmechanismus, nämlich 


die .„Aufklärung im Wege der 
sonst nicht wirksam zu fassenden 
Befugnis als Generalklausel be- 
schrieben wird." (S. 133) Einfacher 
ausgedrückt: der Zweck, die frei- 
heitlich-demokratische Grundord- 
nung zu sichern, helligt auch ver- 
fassungsrechtlich bedenkliche Mit- 
tel. Und dies keineswegs nur dort, 
wo konspirative Umstürzler am 
Werke sind, denn die Generalklau- 
sel - die in $ 3 Abs. 3 enthaltene 
Befugnis, "nachrichtendienstliche 
Mittel" einzusetzen - erstreckt 
sich über alle Aufgabenbereiche 
des VfS In gleicher Weise. 

Spätestens an dieser Stelle, an der 
vom Schutz der Verfassung vor Ih- 
ren exekutivstaatlich definierten 
Feinden durch das Opfer anderer 
Teile der Verfassung die Rede ist, 
offenbart sich, daß es um etwas 
Drittes geht: den Staatsschutz 
klassischer Prägung, einen Geheim- 
dienst „ der im Vorhof des Rechts 
die Interessen der Regierung - zur 
Staatsräson erhoben - zur Geltung 
zu bringen sucht. Seine "Alma 
Mater ist der Staat" - wie der 
Leiter der Abt. Linksradikalismus 
im Bundesamt für VfS klarstellt - 
nicht etwa das Grundgesetz, das 
eh nicht jeder Beamter unter sei- 
nem Arm tragen kann, wie der 
damalige Innenminister Höcherl 
anläßlich der Telefonabhöraffäre 
1963 feststellte. Zwar gibt es 
heute keine über der Verfassung 
stehende Staatlichkeit und Staats- 
räson mehr, mit der sich die 
Dienste wie die Exekutive früherer 
Epochen legitimieren könnten. 
Doch auch unter der Herrschaft 
des Grundgesetzes bleibt als 
eigentliche "raison d'etre" der 
Geheimdienste ihrer Fähigkeit zu 
öffentlicher und rechtlicher Beur- 
teilung entzogener Aktionen. 
"Nachrichtendienste sind staatliche 
Organisationen", so stellt Roewer 
mit wünschenswerter Klarheit fest, 
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"die regelmäßig 
eng an die politische Führung 
eines Landes gebunden politisch 
bedeutsame Nachrichten beschaf- 
fen, auswerten und weitergeben 
sowie zur Störung oder Beeinflus- 
sung politischer Gegner im In- und 
Ausland Handlungen vornehmen, 
wobei sie grundsätzlich ein 
Höchstmaß der Geheimhaltung ih- 
rer Aktivitäten beachten, da sonst 
ihr Zweck, die Beobachtung und 
Beeinflussung politischer Gegner 
von vornherein in Frage gestellt 
wäre." (S. 55) 

Für die Ämter des VfS will Ro- 
ewer zwar eine engere Definition 
zugrundelegen, da diese "vom Be- 
treiben weiterer .'aktiver Maßnah- 
men' als dem Sammeln und Aus- 
werten von Informationen ausge- 
schlossen seien. Doch Belege da- 
für, daß die zitierte Begriffsbe- 
stimmung auch auf den VfS paßt, 
gibt es genug. 

Das Loch in der Mauer der Haft- 
anstalt Celle ist nur der spekta- 
kulärste Beleg, wobei sich die Ge- 
schichte dieses Loches auch durch 
den UntersuchungsausschuB des 
Niedersächsischen Landtages bis 
jetzt nicht voll hat entschlüsseln 
lassen. Trittin und Behnsen versu- 
chen in diesem Heft ein vorläufi- 
ges Resumee der bisherigen Arbeit 
dieses Ausschusses. 

Alltäglicher sind schon die Fälle, 
in denen V-Männer der Ämter of- 
fensichtlich als agents-provoca- 
teure gewirkt haben; erinnert sei 
nur an Urbach, der schon 1968 in 
Berlin Aktivisten der Studentenbe- 
wegung Waffen andienen wollte, 
an das Wirken von V-Männern im 
Vorfeld der Bremer Krawalle, in 
Krefeld usw. usw. 

Zu erinnern ist schließlich auch an 
die schon im ersten deutschen 
Bundestag monierten Versuche von 
Politikern, mit den geheimen Un- 
terlagen des VfS den politischen 


organisatorisch 


Gegner zu diffamleren; ein Ver- 
such, der von dem jetzigen Staats- 
sekretär Spranger sogar zum Pro- 
gramm eines "positiven Verfas- 
sungsschutzes durch Aufklärung" 
erhoben wurde. Schließlich erweist 
sich die Unterscheidung zwischen 
aktiven und passiven Maßnahmen 
In der Praxis selbst als fragwür- 
dig. An einem zugegebenermaßen 
extremen, aber deshalb die Proble- 
matik verfassungsschützerischer 
Definitionsmacht umso eindringli- 
cher offenbarenden Fall wird dies 
besonders deutlich: am Prozeß um 
den Mordfall Schmücker, über den 
wir in der nächsten Ausgabe de- 
tailliert berichten werden. 


Der Verfassungsschutz: 
(k)ein Geheimdienst wie jeder an- 
dere 


Die Kette der Skandale um die 
Arbeit der VfS-Ämter reicht weit 
zurück und ist lang. Falsch wäre 
es jedoch, diese als eine deutsche 
Besonderheit zu begreifen - als 
Ausfluß mangelnder Rechtsstaat- 
lichkeit in Deutschland, einer nur 
hier fehlenden demokratischen 
Kultur oder ähnlichem. Die Skan- 
dale sind vielmehr die ganz all- 
tägliche und gewöhnliche Begleit- 
erscheinung nachrichtendienstlicher 
Aktivitäten in Demokratien. Verg- 
lichen mit den Geheimdiensten an- 
derer westlicher Demokratien hat 
sich der VfS sogar mit Sicherheit 
zurückhaltend verhalten, Harte In- 
dizien dafür, daB politischer Mord 
wie In den USA, Frankreich oder 
England ins Repertoire des VfS 
ghört, gibt es - trotz aller Mut- 
maßungen um den Tod der RAF- 
Gründer 1977 in Stammheim - 
nicht. Und eine Aktion, wie die 
der Versenkung eines Greenpeace- 
Schiffes in Neuseeland durch den 
französischen Geheimdienst, bei 
der ein Fotograf ermordet wurde, 
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hätte - so ist anzunehmen - für 
Regierung und Geheimdienst in der 
Bundesrepublik schwerwlegendere 
Folgen gehabt. 
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"Es gilt vorweg eines klarzulegen. 
Die ganze Methode, mit welcher 
das moderne Nachrichten- und Ab- 
wehrwesen arbeitet, schließt eine 
objektive, von niemand zu vertre- 
tende Gefahrenquelle In sich. Sie 
hat weit ausgreifende, viel zu 
weit ausgreifende Tendenzen... 
Erstens. Die gefundene Wahrheit 
ist und bleibt immer nur Wahr- 
scheinlichkeit... 

Zweitens. Der Personenkreis, über 
den Nachrichten eingehen, wächst 
Ins Ungemessene weit über die 
Zahl der möglichen Verdächtigen 
hinaus. Jeder, auch der loyale ru- 
hige Bürger steht in der Gefahr, 
entweder schon registriert zu sein 
oder es zu werden. 

Drittens. Hier kommen wir auf 
einen wichtigen Punkt. Einzelmel- 
dungen, so interessant sie sind, 
haben bei diesem System nur 
höchst bedingten Wert. Werden sie 
aus dem Zusammenhang gerissen 
weitergetragen, so ist die Besche- 
rung da..." 

Dr. Maier (FDP) am 16. Septem- 
ber 1954 im Bundestag, Protokoll 
Ss 1972 


Tee 


Heißt dies, daß die Kritik am 
bundesdeutschen VfS maßlos über- 
zogen ist und die Kritiker sich 
damit zufrieden geben sollten, daß 
es nicht (noch) schlimmere VfS- 
Skandale gibt? Hat man als Kriti- 
ker deshalb nicht realistischer- 
weise die Existenz der Ämter für 
VfS aus Gründen "demokratischer 
Staatsräson" zu akzeptieren? Der 
von vielen Linksliberalen und Lin- 
ken geforderte Realismus, diese 
Fragen mit "ja" zu beantworten, 


scheint uns aus doppeltem Grunde 
problematisch und falsch. 

a) Bei genauerer Betrachtung er- 
scheint die, verglichen mit manch 
anderen westlichen Staaten, fest- 
stellbare Mäßigung des VfS als ak- 
tiv-subversiv agierender Geheim- 
dienst In einem anderen Licht. Es 
mag paradox erscheinen: Diese Zu- 
rückhaltung erwächst nicht etwa 
aus einer besonders strikten ge- 
setzlichen Bändigung des VfS, son- 
dern aus dessen besonderer und 
einmaliger exekutivstaatlicher 
Qualität als Staatsschutzbehörde 
mit besonderen rechtlichen Konse- 
quenzen. Die Ämter sind nicht nur 
Nachrichtendienste, die mit ge- 
heimen Methoden "Erkenntnisse" 
sammeln und auswerten zur politi- 
schen Information der Regierung, 
die wiederum die Dienste dafür zu 
nutzen sucht, subversiv - und zur 
Not auch mit "schmutzigen Tricks" 
- die öffentliche Stellung des poli- 
tischen Gegners zu beeinflussen. 
Die Bedeutung des VfS beruht 
vielmehr gerade darauf, daß er 
demonstrativ politische Positionen 
öffentlich als verfassungsfeindlich 
aus der politischen Auseinanderset- 
zung und Willensbildung ausgrenzen 
kann: als eine dazu rechtlich legi- 
timierte Insitution. Die Wirksam- 
keit der VfS-Ämter beruht deshalb 
in welt größerem Maße, als dies 
bei gewöhnlichen Nachrichtendien- 
sten der Fall ist, auf dem Schein 
der Legalität aller ihrer Aktivi- 
täten. 

Hierbei stellt die administrative 
Bewertung bestimmter politischer 
Aktivitäten, Personen oder Grup- 
pen nicht etwa nur ein bloßes 
Werturteil dar - wie es tagtäglich 
im politischen Meinungsstreit von 
Bürgern oder Parteiververtretern 
getroffen wird, sondern eine amt- 
liche Verrufserklärung mit be- 
trächtlichen (rechtlichen) Konse- 
quenzen für den Betroffenen bzw. 
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die betroffene Gruppierung. Er 
bzw. sie wird nicht nur zum Be- 
obachtungsobjekt des VfS, das sich 
erhebliche Eingriffe - den Einsatz 
nachrichtendienstlicher Mittel, die 
Speicherung von Erkenntnissen etc, 
- gefallen lassen muß. Die Aus- 
grenzung als Verfassungsfeind kann 
vielmehr für den Betroffenen ein 
Berufsverbot Im öffentlichen 
Dienst oder die Abstempelung als 
Sicherheitsrisiko zur Folge haben, 
Indem alle politischen Aktivitäten, 
die sich außerhalb der pariamenta- 
rischen Willensblldung artikulieren 
und gegen Entscheidungen der Par- 
teiendemokratie gerichtet sind, 
Gefahr laufen, den Stempel der 
Ver fassungsfeindlichkeit aufge- 
drückt zu bekommen, fördert der 
administrative VfS eine politische 
Kultur, die auf den inaktiven 
Wahlbürger ausgerichtet ist. De- 
mokratie erfordert die offene Aus- 
einandersetzung mit dem politi- 
schen Gegner, wie das Minder- 
heitsvotum der GRÜNEN im Ab- 
schlußberichtt des 2.  Untersu- 
chungsausschusses des 10. Deut- 
schen Bundestages feststellt. "Die 
im Namen des VfS betriebene Po- 
litik aber zerstört demokratisches 


Leben. Der Gegner wird einer 
amtlichen Feinderklärung ausge- 
setzt, gegen die er sich kaum 


wehren kann .. Diese Form der 
"geistig-politischen Auselnanderset- 
zung" zerstört die politische Ent- 
faltung der Bürger, sie setzt auf 
deren Einpassung als Wähler in 
eine von den Parteien dominierte 
und manipulierte Willensbildung." 
(S. 73) Der Versuch, eine "streit- 
‘bare Demokratie" auf eine staatli- 
che Behörde und nicht auf die Ak- 
tivierung streitbarer Demokraten 
zu stützen, muß lediglich zu einer 
Erosion des demokratischen Ge- 
halts der Verfassung führen, deren 
Lebenskraft - wie Konrad Hesse 
klarstellt - "auf Zustimmung und 


freier Aktualisierung, nicht auf 
Verboten und Zwangsmaßnahmen 
beruht." (S. 258) Die Abschaffung 
des administrativen VfS ist deshalb 
die im Sinne eines wirksamen 
Schutzes der Verfassung und der 
Stabilität bundesdeutscher Demo- 
kratie gebotene Forderung. 

b) Als Beleg für die Notwendigkeit 
eines Nachrichtendienstes, der 
nach Abschaffung des administra- 
tiven VfS immer noch bliebe, ge- 
nügt nicht der Verweis auf eine 
Welt, In der es Staaten ohne Ge- 
heimdienste und Ministerien für 
Staatssicherheit nicht mehr zu ge- 
ben scheint. Die Frage muß viel- 
mehr sein, wie trotz aller widriger 
äußerer Umstände die demokrati- 
sche Bestimmung dessen, was Öf- 
fentliche Sicherheit ist, erhalten 
werden kann. Die Gefahren, die 
für die Demokratie von staatlichen 
Instanzen ausgehen, die sich auf 
übergeordnete Werte, auf nationale 
Sicherheitsinteressen, die Staatssi- 
cherheit etc. berufen, haben Auto- 
ren wie Laswell oder auch Orwell 
erkannt und beschrieben. Sie sind 
- wie gerade ein Blick in die USA 
zeigt, wo es vor 1940 keinen Ge- 
helmdienst gab - nur noch offen- 
kundiger geworden. Die Arbeit von 
Geheimdiensten beinhaltet immer, 
daß dieser staatliche Handlungsbe- 
reich gesetzlichen Bindungen und 
einer demokratischen und d.h. öf- 
fentlichen Kontrolle weltgehend 
entzogen bleibt. Dies gilt auch 
dort, wo es keinen Arkanbereich 
rechtsfreier Staatsräson mehr gibt. 
Die geheimen Apparate im Dienste 
der Staatsmacht bleiben deshalb 
im Prozeß demokratischer Willens- 
bildung und Kontrolle immer ein 
Fremdkörper und drohen diesen zu 
erodieren, wie die bürgerlichen Li- 
beralen und Demokraten des 18. 
und 19. Jahrhunderts in ihrer Kri- 
tik an den geheimen Staatspoli- 
zeien deutlich machten. 
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Aus diesem Grunde bleiben auch 
die Forderungen nach einer Ver- 
rechtlichung der Geheimdienste - 
ihrer Aufgaben und Befugnisse - 
notwendig In dem Widerspruch 
verfangen, daß sie einen, extra- 
und paralegai organisierten Bereich 
des Staates der Herrschaft des 
Gesetzes zu unterwerfen vorgibt. 
Ein solches Verfahren, das auf Ge- 
heimrecht und Geheimkontrolle be- 
schränkt bleiben muß - solange es 
die Funktion dieser Dienste nicht 
selbst in Frage stellt - kann des- 
halb letztlich auch nur dazu füh- 
ren, daß ein "Recht der Geheim- 
dienste" entsteht, wie es das 
Bundesverfassungsschutzgesetz re- 
präsentiert und wie es in den "Si- 
cherheitsgesetzen" projektiert ist. 
An diesen Ämtern gibt es nichts 
zu reformieren. Sie müssen weg. 
Und es gilt R. Gössners Schluß- 
feststellung, daß gleichermaßen zu 
verhindern wäre, daß nicht die Po- 
lizel Funktion und Methoden der 
Ämter übernimmt. 
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Auch unsere nächste Ausgabe Nr. 

28, die im November ausgeliefert 

werden soll, hat die Ämter für 

VfS als Schwerpunkt, u.a. mit fol- 

genden Beiträgen: 

® Chronik der Skandale des VfS 

® Beobachtungsobjekte des VfS 

© vfS als Herr des Strafverfah- 
rens - der Schmücker-Prozeß 

© VfS-Kontrolle In Baden -Würt- 
temberg 

® Jüngere Rechtssprechung zum 
"Auskunftsrecht" gegenüber 
Polizei und VfS 

© Ausführliche Literaturübersicht 
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Organisation-EDV- 
Personal-Kosten: 


- Die großen Unbekannten des Verfassungsschutzes 


Nicht nur die unmittelbare Tätigkeit des VfS ist geheim. Der folgend 
unternommene Versuch, die Organisation und die Ressourcen des bun- 


desdeutschen 


Inlandsgeheimdienstes nachzuzeichnen, 


stößt permanent 


auf die Barriere mangelnder Informationen oder ausdrücklicher Geheim- 
haltung. In dem nachfolgenden Puzzle fehlen deshalb viele Teilchen und 
andere können nicht zugeordnet werden. 


1. Organisation 


Das Bundesamt für Verfassungs- 
schutz (BfV) 


Von seiner Gründung im ‚Jahre 
1951 bis etwa 1956/57 arbeitete 
das BfV zunächst in drei Abteilun- 
gen:einer zentralen Abteilung, für 
Fragen des Personals, der Finan- 
zen und des Nachschubs zuständig 
(1), und jeweils einer Abteilung für 
Beschaffung {ll) und Auswertung 
(Ill) von Informationen. 

Schon bis zum Jahre 1956 hatten 
sich die Arbeitsgebiete und Aufga- 
ben des BfV derart ausgeweitet, 
daß eine organisatorische Neuglie- 
derung erfolgte. Mit Ausnahme ei- 
ner zentralen Abteilung für Grund- 
satzfragen und Verwaltung gliedert 
sich das Bundesamt seit dieser 
Zeit nicht mehr funktional nach 
Beschaffern und Auswertern, son- 
dern in Fachabteilungen, in denen 
Informationsbeschaffung und -aus- 
wertung jeweils verschiedenen Re- 
feratsgruppen zugeordnet sind. 
Trotz einiger Erweiterungen - die 
Zahl der zunächst vier Fachabtei- 
lungen hat sich auf sechs erhöht, 
eine Abteilung Z wurde aus der 
zentralen Abteilung | ausgegliedert 
- hat sich die allgemeine Organi- 
sationsstruktur seit 1957 weitge- 
hend erhalten: 


® Abteilung Z - Personal- und 
Haushaltsfragen: 
Sie wurde im August 1970 aus der 


Abteilung | ausgegliedert. 


© Abteilung I - zentrale Fachfra- 
gen: 
Diese neue Abteilung | verdankt 


ihre Entstehung der Umstellung 
von der alten L.ochkartentechnik 
auf die EDV. Hier wird das nach- 
richtendienstliche Informationssy- 
stem NADIS geführt. Sie ist fer- 
ner zuständig für 

e rechtliche Grundsatzfragen, 

@ "Berichtswesen", d.h. alle nach 
außen gehenden Berichte des 
Amtes, 
edie Öffentlichkeitsarbeit, d.h. 
u.a. für Pressekontakte, für den 
"positiven Verfassungsschutz", 
also für die Herausgabe der 
jährlichen VfS-Berichte und von 
Publikationen, 
edie Zusammenarbeit mit "be- 
freundeten" Diensten und für 
edie Erstellung der G-10-Anträge 


für Post- und Telefonüberwa- 
chung. 
Seit der "Telefonabhöraffäre" im 


Jahre 1963 ist die Abteilung I di- 
rekt dem Präsidenten unterstellt. 
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e Abteilung II - Rechtsradikalis- 
mus: 

Sie existiert seit der organisatori- 
schen Neugliederung des Amtes 
1956/57 als eigenständige Abtei- 
lung. Genaueres ist über sie nicht 
bekannt. 


6 Abteilung Ill - Linksradikalismus: 
Sie ist ebenfalls seit 1956/57 eine 


eigenständige Abteilung. Vermut- 
lich bis Anfang der 70er Jahre 
"Kommunismus" betitelt, befaßte 


sie sich "mit der subversiven Tä- 
tigkeit der durch die kommunisti- 
sche Partei der Sowjetzone ge- 
steuerten illegalen KPD und deren 
Hilfs- und Tarnorganisationen"1), 
Die scheinbare Links-Rechts-Aus- 
gewogenheit, die durch die Auf- 
teilung von Abteilung II und |IIl 
suggeriert wird, täuscht. Die Ab- 
teilung Ill dürfte erheblich größer 
sein als die Abteilung II. 2) 


e Abteilung IV - Spionageabwehr: 

Obwohl die Aufgabe der Spionage- 
abwehr erst 1972 im Verfassungs- 
schutzgesetz verankert wurde, ge- 
hörte dieser Bereich von Anfang 
an zu den Tätigkeiten der Ämter, 
Ebenfalls von Beginn an gesetzt 
war damit auch die Konkurrenz- 
stellung des BfV zu den Staats- 
schutzabteilungen der Polizei und 
zum BND. Während der BND für 
die "Auslandsaufklärung" zuständig 
ist, obliegt dem VfS offiziell die 
Aufgabe der Spionage- und Sabo- 
tageabwehr. Daß der VfS zu die- 
sem Zweck auch Außenstellen im 
Ausland unterhält, ist immer wie- 
der dementiert worden. Vermutlich 
werden diese Stellen in Zusam- 
menarbeit mit "befreundeten Dien- 
sten" betrieben 3). Daß zumindest 
in der DDR auch Agenten des BfV 
tätig sind, wird - trotz ständigen 
Dementis - spätestens dann klar, 
wenn in der DDR inhaftierte VfS- 
Agenten gegen Ostblock-Agenten 


ausgetauscht werden - so zuletzt 
geschehen am 12. August 1987. 4) 
Die Abteilung IV ist vermutlich 
auch diejenige, die am stärksten 


organisatorischen Veränderungen 
unterworfen ist. "Nach jedem 
größeren Verratsfall ist hier re- 


gelmäßig eine Neugliederung fäl- 
lig", 5) 


® Abteilung V - vorbeugender Ge- 
heimschutz: 

Diese Abteilung entstand Anfang 
1956 als Ausfluß des bundesdeut- 
schen NATO-Beitritts. Die BRD 
ging damit gleichzeitig die Ver- 
pflichtung ein, sich an die Ge- 
heimschutzbestimmungen der NA- 
TO anzupassen. 

"im NATO-Dokument CM 15/55 ist 
bestimmt, daß im Umgang mit 
Verschlußsachen bestimmte Vor- 
schriften eingehalten werden müs- 
sen und jeder Bürger auf seine Si- 
cherheit überprüft werden muß, 
der Zugang oder Umgang mit Ver- 
schlußsachen hat." 6) 

Die Sicherheitsüberprüfungen, der 
"personelle Geheimschutz", be- 
schränken sich aber nicht nur auf 
den unmittelbar militärischen Be- 
reich und auf die Rüstungsindu- 
strie, sondern erfassen weite Teile 
ziviler Betriebe und Behörden. 

Der "materielle Geheimschutz", 
die zweite Aufgabe der Abteilung, 
besteht einerseits in der Entwick- 
lung von Geheimhaltungstechniken 
(von der unsichtbaren Tinte bis zu 
Panzerschränken) und andererseits 
in der Beratung der Sicherheitsbe- 
auftragten der Behörden und der 
"sicherheitsrelevanten" Betriebe. 


Auch der Geheimschutz erhielt 
erst im Verfassungsschutzgesetz 
von 1972 eine rechtliche Grund- 
lage. 
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e Abteilung VI - sicherheitsgefähr- 
dende Bestrebungen von Auslän- 
dern: 

Das "Bedürfnis nach intensiverer 
Überwachung der politischen Betä- 


tigung von Ausländern" erschien 
dem parlamentarischen Staatsse- 
kretät im BMI, Hans Schäfer, 
schon 1966 als "unabweisbar", 
Rechtliche Grundlagen im Verfas- 
sungsschutzgesetz gab es hierfür 
noch nicht. 


"Nach der überwiegenden Auffas- 
sung der damit befaßten Behörden 
des Bundes und der Länder gehört 
diese Aufgabe wegen der subversi- 
ven Methoden solcher Organisatio- 
nen, die eine Abwehr mit nach- 
richtendienstlichen Mitteln erfor- 
deriich machen, und auch wegen 
ihrer Verwandtschaft zu deutschen 
verfassungsfeindlichen Strömungen 
in die Hände des Verfassungsschut- 
zes", 7) 

Den konkreten Auftrag zur Aus- 
tänderüberwachung gab den VfS- 
Ämtern erst der erste Innenmini- 
ster der sozialliberalen Koalition 
Genscher - am 24.11.1969, drei 
Monate nach der Wahl. 8) Dazu 
wurde eine Referatsgruppe Ilc ge- 
gründet, "die in der Aufbauphase 
durch Personal aus den Abteilun- 
gen II und Iil verstärkt wurde". 9) 
Im Januar 1971 wurde aus der Re- 
feratsgruppe die eigenständige Ab- 
teilung Vi, deren Aufgabe im Ver- 
fassungsschutzgesetz des darauf- 
folgenden Jahres abgesegnet wur- 
de. Der Aufbau der Abteilung war 
also keine Reaktion auf den An- 
schlag gegen die israelische Olym- 
piamannschaft im Jahre 1972, wie 
z.T. behauptet wird, sondern Aus- 


fluß "unabweisbarer Bedürfnisse" 
des vorangegangenen Jahrzehnts. 
10) 


e Abteilung VII - Linksextremisti- 
scher Terrorismus: 

Der Aufbau einer eigenständigen 
Abteilung zur Terrorismusbekämp- 
fung im Jahre 1973 ist - so Die- 
derichs - vor allem eine "Folge 
des Versäumnisses der Abteilung 
III (Linksextremismus), die seiner- 
zeit die Ansätze der sich bilden- 
den neuen Widerstandsformen 
schlicht verschlafen hatte". 11) 
Die Abteitung, die anfangs relativ 
klein war, befaßt sich nur mit 
dem "Linksterrorismus", der rechte 
Terrorismus blieb Arbeitsfeld der 


Abteilung Il. 
Wie der ehemalige BfV-Chef 
Nollau in seinen Memoiren kund- 


tat, durchbrach die neue Abteilung 
bereits kurz nach ihrem Aufbau 
das gesetzliche Verbot des Waf- 
fentragens für Verfassungsschützer. 
12) 

In der Terrorismusbekämpfung kon- 
kurriert der VfS notwendigerweise 
sehr stark mit dem polizeilichen 


Staatsschutz, insbesondere beim 
BKA. Diese Konkurrenzstellung 
kann allerdings zu völlig ver- 


schiedenen Ergebnissen führen, wie 
sich an zwei Beispielen verdeutli- 
chen läßt: Anfang 1980 ließ der 
VfS drei Monate lang ohne Infor- 
mation des BKA die beiden RAF- 
Mitglieder Adelheid Schulz und 
Christian Klar observieren und - 
obwohl seit langem mit Haftbefehl 
gesucht - entwischen .13) Die Er- 
mordung des Ulrich Schmücker 
1974 und der betreffende Straf- 
prozeß zeigen demgegenüber ein 
Beispiel "geglückter" Zusammenar- 
beit von Verfassungs- und Staats- 
schutz zur Verhinderung gerichtli- 
cher Aufklärung. 14) In beiden 
Fällen aber war es der VfS, der 
gegenüber dem polizeilichen 
Staatsschutz den Ton angab. 


| 


Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) 


Sitz: 5000 Köln, Barthelstraße 75 


Der Bundesminister des Innem 
| _ Abteilung Innere Sicherheit (15) 


Bundesamt für Verfassungsschutz 
Prasident 


| Vizepräsident 


FR 


Abt. V 


Aut. 7 | Abt. I Abt. 111 | Abt. IV Abt 
Porsonalange- Grundsatz. Rechts- Links- | Spionage- @reim- Sid 
legenteiten, Fach- und Extremismus Extremismus bekampfung schutz heit 
Haushalt. Rechtsfragen, einschl. fahı 
Organısation Nachrichten- Rechts- Best 
| dienstliches terrorimmis | von 
nn Informat ions- Ları 


system (MOIS) 


aus:Merk /Werthebach, 
Imere Sicherheit, 
Karlsfeld 1986, 5.80 


Die Verfassungsschutzamter der Langer (LfV) 
Die Verfassungsschutzämter sind in einıgen Ländern selbständige Behörden im 


der Innenministerien: 


Landesamt. fur Verfassungsschutz Baden-Wurttemberg 


Landesamt. fur verfassungsschutz Bayern 
Landesamt fur Verfassungsschutz Bremen 
Landesamt. für Verfassungsschutz Hessen 
Landesamt für Verfassungsschutz Saarland 


In den Lanıern Berlin, Hamburg. Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, 


Rrrınland-Pfalz und Schleswig-tolstein sind dıe Landeshehorden 
fur Verfassungsschutz Abteilungen der Innenressorts. 


7000 
3000 
2300 
6200 
6600 
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Die Landesämter für Verfassungs- 
schutz 


Die Stellung des VfS in den ein- 
zelnen Ländern ist rechtlich unter- 
schiedlich In Baden - Württem- 
berg, Bayern, Bremen, Hessen und 
dem Saarland sind die Ämter für 
VfS eigenständige Behörden im 
Geschäftsbereich der Innenministe- 
rien oder -senate; in den restli- 
chen Bundesländern sind sie nur 
Abteilungen in den Innenressorts. 
Ob diese unterschiedliche organisa- 
torische Verankerung einen Unter- 
schied in der Arbeit und in der 
Kontrolle durch die Innenminister 
darstellt, kann bezweifelt werden. 


Dagegen spricht wa. daß die 
Amtsleiter aller LfV, ob eigen- 
ständige Behörde oder nicht, im 


Arbeitskreis IV der Innenminster- 
konferenz vertreten sind. 

Die interne Organisationsstruktur 
unterscheidet sich von Land zu 
Land. Ein durchgehendes Organisa- 
tionsprinzip ist aber auch hier die 
Trennung zwischen Beschaffern 
und Auswertern, die im Bundesamt 
nur noch innerhalb der Abteilungen 
zwischen den einzelnen Referats- 
gruppen besteht. Das LfV Baden- 
Württemberg gliedert sich in fünf 
Abteilungen: eine zentrale für 
Verwaltung und Grundsatzfragen, 
je eine für politische Nachrichten- 
beschaffung und -auswertung, eine 
Abteilung Spionage- und Sabotage- 
bekämpfung und eine Abteilung für 
Behörden- und Wirtschaftsschutz. 
Das hessische LfV hat eine ähnlich 
strikte Trennung zwischen Be- 
schaffung und Auswertung. Deut- 
lich wird an diesem Organisations- 
plan auch das größere Gewicht der 
Beobachtung der Linken im Ver- 
gleich zur Beobachtung der rech- 
ten Szene, 


Koordination 


Der schon erwähnte Arbeitskreis 
IV der IMK - oder auch kurz: die 
Amtsleiterkonferenz - ist eines 
der wenigen Koordinierungsgremien 
zwischen den LfV und dem BfV. 
Gesetzlich geregelt ist die Koordi- 
nation nicht. Das Bundesverfas- 
sungsschutzgesetz fordert nur eine 
enge Zusammenarbeit. Genaueres 
ist festgelegt in den Koordinie- 
rungsrichtlinien von 1972 und den 
Zusammenarbeitsrichtlinien von 
1973, beides Verschlußsachen. Da- 
nach hat das BfV die Berechti- 
gung, schwerwiegende Fälle vor- 
rangig zu bearbeiten und übt eine 
Führungsrolle in der Spionageab- 


wehr aus. Allgemein soll der 
Schwerpunkt der Auswertung beim 
Bundesamt und der Beschaffung 


bei den Landesämtern liegen. Da- 
neben werden vom Bundesamt be- 
stimmte Querschnittsaufgaben für 


den VfS insgesamt geleistet, z.B. 
Technikentwicklung, Fortbildung, 
Forschung, Kontakt zu anderen 


Geheimdiensten und Klärung von 
grundsätzlichen Rechtsfragen. Die 
Verfassungsschutzschule wird zen- 
tral betrieben als eine Gemein- 
schaftsaufgabe, für die auch die 
Länder anteilsmäßig zahlen müs- 
sen, 

Wie die Arbeitsverteilung zwischen 
dem BfV und den LfV aussieht, 
kann aber nicht mit Bestimmtheit 
gesagt werden. Ein Weisungsrecht 
gegenüber den LfV hat jedenfalls 
nicht das Bundesamt sondern der 


Bundesinnenminister. Neben der 
IMK und der schon zitierten 
Amtsleiterkonferenz, beides frei- 


willige Institutionen, existiert als 
weitere formelle Koordinierungs- 
stelle der Bundesbeauftragte für 


die Nachrichtendienste, der zum 
erstenmal im Januar 1975 ernannt 
wurde: "Er führt den Vorsitz in 
der interministeriellen Arbeits- 
gruppe für das geheime Nachrich- 


Bürgerrechte & Polizei 27 


15 


tendienstwesen und die Sicherheit 


(BMI und BMV), den Vorsitz in 
dem ständigen Ausschuß "Nach- 
richtendienste" (Abteilungsleiter 
der zuständigen Ministerien und 


Leiter der Nachrichtendienste), 
Vorsitz in dem Staatssekretäraus- 
schuB für die Nachrichtendienste 
(BMI, BMJ, BMV, AA)." und hat 
somit eine gewichtige Rolle für 
die Koordination und Kontrolle der 
Nachrichtendiente durch die Exe- 
kutive, 15) 

Die eigentliche Koordinierung fin- 
det allerdings nicht auf dieser 
Ebene statt. Die Frage beispiels- 
weise, wer denn Beobachtungsob- 
jekt werden solle, ist bisher noch 
in keinem Falle in der IMK be- 
sprochen worden. 16) 

Die eigentliche Kooperation ergibt 
sich durch die tägliche Praxis 
und durch behördeninterne Abspra- 
chen. Die Existenz des nachrich- 
tendienstlichen Informationssy- 
stems, an das auch die LfV ange- 
schlossen sind, dürfte den Informa- 
tionsaustausch und damit einen 
wesentlichen Bestandteil der Ko- 
operation erheblich verbessert ha- 
ben. 


2. Datenverarbeitung 


Die wichtigsten Anstöße zur Ent- 
wicklung der Datenverarbeitung im 
Sicherheitsbereich gingen nicht von 
den Nachrichtendiensten, sondern 
von der Polizei, insbesondere vom 
BKA aus. Seit Ende der 60er Jah- 
re wird in Polizeifachzeitschriften, 
aber auch in Computerfachzeit- 
schriften eine intensive Diskussion 
um die technische Entwicklung der 
polizeilichen Datenverarbeitung 
geführt. 

Im Bereich der Nachrichtendienste 
sieht das anders aus. Es gibt - 
wie nicht anders zu erwarten ist - 
auch im polizeilichen Bereich In- 
formationsbarrieren und Geheim- 
haltung, trotzdem ist die Daten- 


verarbeitung der Polizei verglichen 
mit der geheimdienstlichen erheb- 
lich besser dokumentiert. Der Wis- 
senssstand über die Informationssy- 
steme der Nachrichtendienste ist 
äußerst schlecht. Die Debatte, 
auch die datenschützerische Kritik, 
ist fixiert auf juristische Fragen. 
Die Kritik der Datenschutzbeauf- 
tragten etwa konzentriert sich auf 
die Frage "Wer wird gespeichert 
und wie lange?". Der technische 
Aufbau der Informationssysteme 
und damit die Frage "Wie werden 
die gesammelten Informationen 
verarbeitet und welche geheim- 
dienstlichen Strategien verbinden 
sich mit dieser Art der Verarbei- 
tung?" bleiben außerhalb des 
Blickwinkels. Dies ist einerseits 
ein Ergebnis der geringen Informa- 
tionen und zum anderen Ausfluß 
der Verpflichtung zur Geheimhal- 
tung auf der Seite derjenigen, der 
Datenschutzbeauftragten beispiels- 
weise, die tatsächlich in der Lage 
wären, etwas mehr über die tech- 
nische Seite zu sagen. Leider wird 
die Information auch nicht durch 
eine Genauigkeit der Bezeichnun- 
gen erleichtert, so daß der Leser 
häufig nicht weiß, woran er ist. 
17) 


Von der Hinweiskartel 
bundsystem NADIS 


NADIS wird gemeinsam vom BfV, 
den LfV, dem BND, dem MAD und 
teilweise von der Staatsschutzab- 
teilung des BKA genutzt. Die 
Grundlage dieses Datenverarbei- 
tungssystems wurde ab 1965 mit 
der Erstellung einer "zentralen 
Hinweiskartei der Nachrichten- 
dienste" (ZKN) beim BfV gelegt. 
Mit dieser Hinweiskartei sollte 
"die parallele Erfassung inhaltlich 
gleicher Daten in den Sammlungen 
der Ämter auf wirklich unver- 
meidbare Bereiche" beschränkt und 
"die überwiegend informelle gegen- 


zum Ver- 
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seitige Unterrichtung allmählich 
durch formalisierte Arbeitsabläufe" 
ersetzt werden. 18) Diese ZKN 
wurde zunächst wohl noch manu- 
ell, später mit Lochkartentechnik 
betrieben, bis im Jahre 1970 auch 
hier die Stunde der automatisier- 
ten Datenverarbeitung mit der 
Übernahme der "Personenzentral- 
und Ortskartei" auf eine IBM-An- 
lage schlug. 


Anschluß an NADIS 


1974 und 1975 wurden die LfV in 
zwei Verbundgruppen zusammenge- 
faßt an NADIS angeschlossen, so 
daß von Terminals in den LfV Di- 
rektanfragen in NADIS und Ein- 
gabe von Daten möglich ist. 
Sowohl MAD als auch BND verfü- 
gen über eigenständige Datenver- 
arbeitungsanlagen. BND und MAD 
speisen zwar mit ihren Daten das 
nachrichtendienstliche Informati- 
onssystem, können aber weder di- 
rekt eingeben, verändern, löschen 
oder auch nur abfragen, Beide 
speichern in NADIS nur die Perso- 
nengrunddaten und Fundstellen der 
entsprechenden Fälle. Ein Aus- 
tausch der jeweiligen Einzelinfor- 
mationen bedarf förmlicher Amts- 
hilfeersuchen oder - illegalen - 
Magnetbandabgleichs, Letzteres 
wird offensichtlich auch prakti- 
ziert. 

Die Verbindung zwischen dem po- 
lizeilichen Informationssystem IN- 
POL und NADIS ist nur noch z.T. 
automatisch. Bis 1980 waren IN- 
POL und NADIS online miteinan- 
der verbunden. Von dieser Ehe 
profitierte vor allem das BfV, das 
über den Direktzugriff zu allen 
Datenbeständen von INPOL Zugang 
hatte, während die Staatsschutzab- 
teilung des BKA nur an die in der 
Personenzentraldatei verzeichneten 
Fundstellenhinweise und Personen- 
grundcaten der Nachrichtendienste 
herankam. Nach den ersten größe- 


ren Kontroversen über den Daten- 
schutz der sog. Sicherheitsbehör- 
den seit 1978 entschloß sich der 
damalige Innenminister Baum im 
Februar 1980 zur teilweisen Tren- 
nung. 19) Die Staatsschutzabtei- 
lung des BKA hat jetzt nur noch 
direkten Zugriff auf die von ihr 
selbst in NADIS eingestellten Da- 
ten, benutzt also gewissermaßen 
NADIS als ihr Fundstellenverzeich- 
nis. Der Aufbau einer "Arbeitsda- 
tei PIOS Innere Sicherheit" (APIS), 
der mittlerweile abgeschlossen ist, 
sollte auch diese verbleibende NA- 
DIS-Nutzung durch das BKA über- 
flüssig machen. Trotz APIS - einer 
Integration des Aktenerschließungs- 
systems PIOS - Terrorismus mit 


den anderen PIOS-Dateien im 
Staatsschutzbereich - nutzt die 
Staatsschutzabteillung des BKA 


NADIS weiter.20) 

Der elektronische Direktzugriff 
des BfV auf Polizeidaten wurde 
ganz gekappt. Um den Zugang des 
VfS zu polizeilichen Daten weiter 
zu sichern, wurde im BKA eine 
ständig besetzte Ansprechstelle 
eingerichtet. Des weiteren wird 
das BfV offenbar auch durch - il- 
legale - Magnetbandabgleiche ver- 
sorgt. 21) 

Der Datenschutzgewinn, der 1980 
von den Datenschützern bejubelt 
und von den Staatsfanatikern hef- 
tig bekämpft wurde, ist also mi- 
nimal, Verluste gibt es allenfalls 
in zeitlicher Hinsicht. 

Direkten Zugriff über eine Fern- 
schreibleitung hat das BfV auch 
auf die Daten des Ausländerzen- 
tralregisters (AZR), das beim Bun- 
desverwaltungsamt geführt wird. 
Hierüber kann das BfV sowohl Da- 
ten aus dem AZR abfragen, als 
auch eigene Daten in den Bestand 
des AZR eingeben. Aus dem AZR, 
zu dem auch das polizeiliche In- 
formationssystem INPOL eine Di- 
rektverbindung hat, wird damit 
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immer mehr eine sicherheitspoli- 
zeilliche statt einer allgemeinen 
Verwaltungsdatei. 


NADIS - vor allem eine Hinweis- 
datel 


NADIS ist zunächst eine Hinweis- 
datei für die VfS-Ämter und in 
eingeschränktem Maße auch für 
die Staatsschutzabteilung des BKA. 
Ein Datensatz in der zentralen 
Datei in NADIS, der "Personenzen- 
traldatei" (PZD) enthält jeweils 
zumindest die Personengrunddaten 
(Name, Vorname, Geburtsdatum 
und -ort) und die Fundstelle für 
die korrespondierenden Akten. Die 
Fundstellennummer vermittelt be- 
reits einen ersten Hinweis über 
den Inhalt der Daten, z.B. eine 
Rechts-/Links-Zuordnung. Zur Fra- 
ge, ob über die Personengrundaten 
weitere personenbezogene Daten in 
einem solchen Datensatz enthalten 
sind, gibt es unterschiedliche 
Angaben: so wird z.T. behauptet, 
der PZD-Datensatz enthalte auch 
die Anschrift, das Autokennzeichen 
sowie Konto- und Schließfach- 
nummer des Betroffenen. 22) 
Entsprechend gestaltet sich der 
Ablauf einer Recherche in NADIS- 
PZD: Über die Personendaten oder 
Bestandteile davon werden Daten 
aus der PZD abgefragt, wodurch 
sich die aktenführende Stelle er- 
gibt. Bei dieser kann durch ein 
Amtshilfeersuchen der Inhalt der 
Akten erfragt werden. Die andere 
Möglichkeit ist die Direktkommu- 
nikation zwischen Terminals über 
die  Nachrichtenvermittlungsstelle 
(NVS), wahrscheinlich die übliche 
Form der Kommunikation zwischen 
den Landesämtern und dem BfV. 
Bereits diese relativ einfache 
Funktion des Fundstellenverzeich- 
nisses hat die nachrichtendienstli- 
che Arbeit erheblich "rationali- 
siert"; 


"Was im Zeitalter der Pappkarten 
je nach Schwierigkeitsgrad zwei 
bis fünf Stunden dauerte, ist jetzt 
in der Regel Im Zeitraum von we- 
I als einer Minute zu haben." 
23 

Gestiegen ist damit auch die Zahl 
der erfaßten Daten und Personen: 
Bei der Einführung von NADIS im 
Jahre 1970 waren ca. 2 Millionen 
Daten von ungefähr 300 000 Per- 
sonen erfaßt. 24) 1982 sind minde- 
stens 2 Millionen Bundesbürger er- 
faßt gewesen. "Schätzungen gehen 
von einer Speicherung personenbe- 
zogener Daten über 8-9 Millionen 
Bundesbürger aus". 25) 


Mehr als ein Fundstellenregister? 


Gegen die These, daß NADIS nur 
zu der vorweg beschriebenen Form 
der Recherche tauge, Sprechen 
mehrere Gründe: 

1. Pressenotizen und vor allem die 
Berichte des Bundesdatenschutzbe- 
auftragten (BfD}) haben mehrfach 
auch auf Dateien verwiesen, die 
einzelne Abteilungen des BfV in 
NADIS betreiben und die mehr als 
nur das bloße Auffinden von Akten 
ermöglichen: 

@ Hierzu gehört z.B. die Datei 
NADIS-PET (vermutlich: Personen- 
erkennung - Terrorismus), die von 
der Abteilung VII betrieben wird. 
Wer und was in dieser Datei ge- 
speichert ist, ist aus den Ausfüh- 
rungen des BfD nicht zu entneh- 
men. Offenbar richtete sich seine 
Kritik aber gegen die Speicherung 
von Personen aus dem "Vorfeld 
des Terrorismus" und die Breite 
des Vorfeldbegriffs einerseits, so- 
wie andererseits gegen die Art der 
Verarbeitung: Die Bemerkung, er 
halte es für "bedenklich, wenn 
Strukturen, Inhalte, kurz: qualita- 
tive Gedankenarbeit in den Com- 
puter verlagert werden soll" 26), 
läßt darauf schließen, daß es sich 
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hier um eine Datei handelt, in der 
inhaltliche Verknüpfungen zwischen 
Einzeiinformationen etwa durch 
Suchbegriffe oder andere Auswer- 
tungsverfahren ähnlich vielleicht 
den SPUDOK-Verfahren der Polizei 
möglich sind. Die Datei war (und 
ist vermutlich) nur einem begrenz- 
ten Benutzerkreis der VfS-Behör- 
den zugänglich. Der BfD zweifelte 
nicht nur die Art der Verarbeitung 


der Daten, sondern auch die 
grundsätzliche Erforderlichkeit die- 


ser Daten an. 1982/83 wurde eine 
Überprüfung dieser Sonderdatei 
durchgeführt. 


© Der Bericht des BfD über die 
von der Abteilung Ill - Linksex- 
tremismus - betriebene Datei NA- 
DIS-P2 ist leider der Öffentlich- 
keit nicht zugänglich, Die Ge- 
heimhaltungsauflagen des Innenmi- 
nisteriums waren dem Beauftrag- 
ten zu eng, so daß er nur einen 
geheimen Bericht vorlegte, der 
ausschließlich den Mitgliedern des 
Bundestagsinnenausschusses ZU- 
gänglich ist. Der "Spiegel" berich- 
tete einige Details. 27). 

Die Datei NADIS-P2 dient dem- 
nach zur Identifizierung des "har- 
ten Kerns der Extremistenszene", 
insbesondere derjenigen Personen, 
die "konspirativ arbeiten oder des- 
sen verdächtig sind". Die Datei 
enthält auch Angaben über das 
private Benehmen und das Ausse- 
hen der Gespeicherten bis hin zu 
ihrem Sexualleben. Über die Aus- 
wertungsmöglichkeiten, die mit 
dieser Datei gegeben sind, gibt 
der "Spiegel" keine weiteren Hin- 
weise. Es dürfte sich aber auch 
hier um eine Datei handeln, in der 
größere Verknüpfungsmöglichkeiten 
gegeben sind. 

Dem Vernehmen nach wurde die 
Datei NADIS-P2 eingestellt. Ob 
und wie die darin enthaltenen In- 
formationen weiter geführt wer- 
den, ist nicht zu beantworten. 


@ Von der Abteilung IV des BfV 
ist bekannt,daß sie zur Identifizie- 
rung möglicher Spione Rasterfahn- 
dungen mit Daten der Meldebehör- 
den betrieben hat. Inwiefern sol- 


che Programme mit NADIS in 
Verbindung stehen,ist nicht be- 
kannt. 28) 


Ob auch andere Abteilungen des 
Bundesamtes eigene Dateien füh- 
ren, kann ebenfalls nicht geklärt 
werden. Vieles spricht aber für 
diese Vermutung. 


2. Schon in einem Bericht aus 
dem Jahre 1975 gibt ein BfV-Mit- 
arbeiter eine Darstellung von 
NADIS,die über die Funktion des 
Fundstellennachweises erheblich 
hinausgeht. 29) 

Postel benennt einerseits eine 
"Grunddatenebene", die "in erster 
Linie zur Bearbeitung repetitiver 
(Routine-) Arbeiten (Bearbeitung 
von Sachverhalten untergeordneter 
Bedeutung" diene. "Ergebnis einer 
Recherche ist hier der Hinweis 
auf die Fundstelle(n) der angefor- 
derten Ausgabedaten zugrundelie- 
genden Informationen (Akten)" 
über Personen und Organisationen. 
30) Dies ist das Verfahren, das 
regelmäßig in der weiteren Litera- 
tur als Verfahren der Recherche 
in NADIS-PZD beschrieben wird. 
Es handelt sich hierbei um forma- 
tierte Daten. 

Davon unterschieden sei anderer- 
seits die Ebene der Fachdaten, die 
Informationen enthalte über modus 
operandi und "Sachverhalte (Mei- 
dungen, Literatur, Publizistik, Ge- 
richtsurtelle usw,)". Diese Fachda- 
ten seien zu einem großen Teil 
nicht formatierte Daten. Über 
Verknüpfungen und Suchverfahren 
könne man hier zu "systemintern 
verdichteten Daten"! kommen. 

Wie welt die Arbeit mit nicht 
formatierten Daten, d.h. Recher- 
chen in freiem Text, tatsächlich 
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In NADIS realisiert ist, kann hier 
aufgrund des Schleierss der Ge- 
heimhaltung nicht gesagt werden. 
Diese Möglichkeit dürfte zumin- 
dest in der Planung sein. Auch der 
BfD verweist darauf, daß die 
"Fortentwicklung der automatisier- 
ten Datenverarbeitung", die Mög- 
lichkeit "zunehmend auch freie 
Texte in Computern" erfassen und 
auswerten zu können, den Daten- 
schutz beim BfV vor größere Pro- 
bleme stellen wird. 30) 


3. Personal und Finanzen 


Bis zum Jahre 1969 waren im 
Bundeshaushalt sowohl Planstellen 
für Beamte, Angestellte und Ar- 
beiter im BfV, als auch Angaben 
über Personal-, Sach- und Ausga- 
ben für Investitionen detailliert 
aufgeführt. Gehelm blieb nur der 
pauschal ausgewiesene Posten "für 
Zwecke des Verfassungsschutzes", 
der die Ausgaben im "operativen 


Bereich", für die eigentliche ge- 
heimdienstliche Tätigkeit incl. die 
Auslagen für V-Leute etc. ent- 


hielt. Dieser Posten war und ist In 
keinem Land aufgeschlüsselt. Bis 
1969/71 war dies auch die Ver- 
fahrensweise der Mehrzahl der 
Bundesländer. Nur einige, darunter 
Berlin, versteckten den VfS-Haus- 
halt generell im Haushalt der In- 
nenministerien. NRW führte und 
führt einen Posten "für die Be- 
kämpfung staats- und verfassungs- 
feindlicher Umtriebe", dessen Zu- 
ordnung zum WVfS-Haushalt nicht 
möglich ist. 

Dieselbe Bundesregierung, die 1969 
unter dem Motto "mehr Demokra- 
tie wagen" angetreten war, zeigte 
ihren Wagemut im darauffolgenden 
Jahr dadurch, daß sie nur noch 
pauschale Angaben über den Haus- 
halt des Inlandsgeheimdienstes 
machte und Personalzahlen nur 
noch verstreut bei anderen Ange- 


legenheiten veröffentlichte. Die 
Begründung hierfür, bisher habe 
"ieder fremde Nachrichtendienst 


anhand des Haushaltsplans ablesen 
(können), was der Verfassungs- 
schutz Ihm personell und technisch 
VE RER BEE 
"wenn ich mich jetzt umschaue, 
sind wir auf dem besten Wege, 
restaurative Bestrebungen zu 
entwickeln... 

Ich hörte hier mehrfach das Hohe- 
lied des Verfassungsschutzes. Ich 
kann nur feststellen, daß erst nach 
Zusammentritt des Untersuchungs- 
ausschusses die SS-Leute aus dem 
Verfassungsschutz entfernt wurden, 
die offenbar als bewährte Fachleu- 
te die ersten Aufgaben zu lösen 
hatten. Das Ist für einen Mann mit 
demokratischem Empfinden, der die 
Nazis haßte, tatsächlich die rich- 
tige Mannschaft im Verfassungs- 


schutz." 
Dr. Kohut (FDP) im Deutschen 
Bundestag am 29. April 1964, 


Protokoll S. 6019 


entgegensetzen kann" 31), ist un- 
sinnig, da auch vor 1969 Aussagen 
über die Stärke der Abteilungen, 


die Zahl der V-Leute, etc. nicht 
möglich waren. Der Umfang der 
eigentlich geheimdienstlichen Tä- 


tigkeit, versteckt in den pauscha- 
len Angaben "für Zwecke des vfS" 
war immer geheim. Mit der nur 
noch pauschalen Ausweisung des 
gesamten Haushalts wurden der 
Öffentlichkeit ab 1969 auch die 
minimalen Rahmeninformationen 
entzogen. 

Die meisten Länder folgten dem 
Beispiel des Bundes, darunter Nie- 
dersachsen und Hessen, die damals 
= sowie Hamburg und Bremen, 
die immer noch sozialdemokratisch 
regiert sind. Durchgängig blieben 
nur Bayern und Baden-Württem- 
berg bei der alten Praxis. Hessen 
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hat diese Form der Haushaltsprä- 
sentation seit dem Etat für 1986 
wieder aufgegriffen; fraglich ist, 
ob die neue CDU/FDP-Koalition es 
bei dieser Form beläßt. In einigen 
anderen Ländern sind zwar pau- 
schale Angaben für die LfV aus- 
gewiesen; ihr Stellenwert ist aber 
unklar. Wir vermuten, daB es sich 
nur um die sächlichen Ausgaben 
handelt. 32) 

Die folgenden Ausführungen basie- 
ren deshalb zu großen Teilen auf 
geschätzten Zahlen. Sie geben 
aber auch so noch einen Eindruck 
von dem rasanten Ausbau der Vfs- 
Ämter 


Der personelle und finanzielle Zu- 
wachs der Ämter 


Sowohl Personal als auch Haushalt 
des VfS sind seit seiner Gründung 
ständig erweitert worden. Den 
Auf- und Ausbau In den 50er Jah- 
ren verdanken die VfS-Ämter ei- 
nerseits der Kommunistenverfol- 
gung und andererseits dem Auftrag 
der Spionageabwehr. Der Aufga- 
benzuwachs und die erste große 
Reorganisierung der Jahre 1956/57 
erbrachten dem BfV "eine erhebli- 
che Vermehrung der Planstellen 
und eine zahlenmäßige Vergröße- 
rung des Amtes, die von keinem 
der Gründer vorhergesehen oder 
gar eingeplant war." 33) 

Offenbar gab es aber Probleme, 
für die bewilligten Planstellen ge- 
nug "Spezialisten" zu finden. "Ge- 
nehmigung von Planstellen bedeu- 
tete noch lange nicht deren Be- 
setzung." 34) 

So kam es in den 50er Jahren nur 
zu einer Verdoppelung der Ausga- 
ben des BfV, in den 60er Jahren 
aber schon zu einer Verdreifa- 
chung. 

Die große Stunde des VfS schlug 
mit Beginn der sozialliberalen Ko- 
alition, die den Ämtern weit mehr 


als nur punktuelle Steigerungen 
sowie einen Ausgleich für Inflation 
und Einkommenssteigerungen bot. 
Schon in dem Jahrfünft von 1970- 
75 hatte sich das Ausgabenvolu- 
men des BfV verdoppelt, bis zum 
Ende des Jahrzehnts fast vervier- 
facht. Ähnliche Ausgabensteigerun- 
gen ergaben sich bei den Landes- 
ämtern, unabhängig von der par- 


telpolitischen Zugehörigkeit der 
Landesherren, 
Aufgrund der beschriebenen Ge- 


heimhaltungspraxis läßt sich die 
Verteilung des Zuwachses auf die 
einzelnen Haushaltsanteile nicht 
mehr beim BfV nachvollziehen. 
Einen Eindruck erhält man, wenn 
man stattdessen den Haushalt von 
Baden-Württemberg als Leitlinie 
nimmt: 

e Seit Anfang der 70er Jahre las- 
sen sich hier mehrere Schübe bei 
den Investitionsausgaben feststel- 
len, die vermutlich auf die An- 
schaffung neuen technischen Ge- 
räts (EDV,etc.) einerseits und auf 
Erweiterungsbauten zurückegführt 
werden können: Anfang der 70er 
Jahre, in den Jahren 1974-76, 
1979 und 1982, 

®@ Der Zuwachs der sächlichen 
Ausgaben, einschließlich des ge- 
heilmen Haushalts "für Zwecke des 
Vfs" war weitgehend kontinuierlich 
(fast verfünffacht im Vergleich 
zur Verdreifachung der Gesamt- 
ausgaben im Zeitraum von 1970- 
85). 

®@ Der Löwenanteil der Zuwächse 
geht zu Lasten der Personalkosten, 
die zwischen zwei Dritteln und 
drei Vierteln des Gesamthaushalts 
ausmachen. 


Wie bei den Ausgaben so Ist auch 
beim Personal seit 1970 eine er- 
hebliche Steigerung erkennbar. Die 
Zuwächse waren sowohl beim BfV 
als auch bei den LfV in den 70er 
Jahren fast doppelt so hoch wie in 
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ERLÄUTERUNGEN ZU DEN TABELLEN 


Haushalt 

Alle geschätzten Daten sind ein- 
geklammert. Zahlen über Ge- 
samtausgaben der VfS-Ämter lie- 
gen für Bayern, Baden-W., Hes- 
sen, Niedersachsen und das Saar- 
land aus den Haushaltsplänen 
vor. Für Hamburg und Bremen 
geben die Landeshaushalte nach- 
vollziehbare Daten bis 1970 bzw. 
71 her. Die in den Haushalten 
angegebenen Daten für Rhein- 
land-Pfaiz sowie ab 1970 für 
Hamburg, Bremen und Schleswig- 
Holstein sind zu niedrig, um tat- 
sächlich die Gesamtausgaben zu 
repräsentieren. Der VfS hätte 
demnach in Hamburg z.B. gar 
sein Personal abbauen müssen, 
Da dies mit Sicherheit nicht ge- 
schehen ist, gehen wir davon 
aus, daß es sich bei den genann- 
ten Zahlen nur um die sächlichen 
die ungefähr 
ein Viertel der Gesamtausgaben 
ausmachen. Die eingeklammer- 
ten geschätzten Beträge In unse- 
rer Tabelle sind deshalb viermal 
so hoch wie die im Haushalt ge- 
nannten. 

Die Daten für Berlin 1984/85 
entstammen einem Beitrag der 
"taz" vom 25.9.1984. NRW veröf- 
fentlicht nur Beträge für die 
"Bekämpfung staats- und verfas- 
sungsfeindlicher Umtriebe", die 
zu hoch sind, um nur die sächli- 
chen Ausgaben zu repräsentieren, 
und zu niedrig, um Gesamtausga- 
ben darstellen zu können. Der 
Stellenwert dieser Zahlen in Be- 
zug auf das LfV ist unklar. Die 
geschätzten Ländersummen erge- 
ben sich folgendermaßen: Zu den 
Gesamtausgaben - bis 1970 von 7 
Ländern, danach von 5 Ländern - 
werden bis 1970 vier Elftel, da- 
nach sechs Elftel hinzuaddiert. 


Ausgaben handelt, 


Personal 

Auch hier stehen alle geschätz- 
ten Daten In Klammern, 

Aus den in den Landeshaushalts- 
pläanen ausgewiesenen Personal- 
daten von Baden-Württemberg, 
Bayern und Hessen wurde eine 
durchschnittliche Steigerungsrate 
für die Periode von 1970 bis 
1986 errechnet. Ein entsprechen- 
der Prozentsatz wurde den 1970 
noch in den Landeshaushalten 
ausgewiesenen Personaldaten von 
Hamburg, Bremen und dem Saar- 
land hinzuaddiert. Das Gesamt- 
personal der LfV wurde dadurch 
geschätzt, daß den vorliegenden 
Daten aus den genannten sechs 
Ländern weitere 5 Elftel, d.h. 
pro fehlendem Land ein Elftel, 
dieser Summe zugerechnet wur- 
den. Die geschätzten 3212 Be- 
diensteten für 1986 entsprechen 
ungefähr den Angaben in Merck/ 
Werthebach, Innere Sicherheit, 
Karlsfeld 1986, die von rund 
3000 Bediensteten der LfV spre- 
chen (S,81). Die Angabe für das 
BfV 1986 - über 2200 - Ist eben- 
falis dieser offiziösen Broschüre 
entnommen (S.79). 


Haushalte in TDM 


Bayern Ba.-Kü. Hessen Nieders. Saarl. Hamburg Bremen Rhl./P. Sch.Hol. Berlin 


1960 2147 1926 917 2480 638 516 323 (720) 


1965 3317 3296 1779 3485 1231 1833 610 (1248) 
66 3490 3472 1773 35 16 2327 91 
67 3788 3679 2193 3800 1S65 2700 929 
68 3855 3879 2193 3776 1577 298 905 

69 4083 A156 2464 38663 1662 3152 958 

1970 | A128 A829 2083 A808 2090 3814 1031 (1773) 
n 630 6010 3238 6392 2288 A612 
12 6942 7004 3717 8253 2854 
73 7a 7610 4697 12152 3378 
74 71 935 4787 12561 4199 

1975 10325 11571 782 13259 a2 (3371) 
76 10822 13171 8013 15301 4995 
7 13396 13253 90 16015 5541 


78 14030 16557 13551 22541 6178 

79 18866 19116 15595 23283 6390 
1980 19698 18958 14535 24338 6703 (13963) (3000) (9792) (8400) 

81 22719 22479 15997 24293 7052 

82 23595 24619 15657 25195 7210 

83 23521 22986 16467 27563 7229 

84 24338 24610 16561 28670 7412 rd.2000 
1985 | 25785 23209 17342 29772 7089 (14900) (9456) (7600) rd.1870 

86 2616 23870 16806 31910 6356 

87 24602 31957 
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Personal 


Saarl. LfV-ges. 


Baden-hürtt. Hessen Hamburg Bremen 


Bayern 


1960| 
61 
62 
63 
64 


(1155) 910 


166 92 128 40 58 956 
168 89 129 40 60 960 
167 89 131 41 59 998 
174 99 130 41 59 1016 
185 99 140 43 74 (1342) 1088 
198 144 1186 
211 1259 
218 1459 
246 1559 
267 1585 
275 1628 
284 
374 
373 
392 
398 
401 
406 
406 
405 
405 258 (318) (94) (168) (3212) üb.2200 


409 258 
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den 60ern, wobei sich das Verhält- 
nis zugunsten der L.andesämter 
verbessert hat. Der Grund für 
letzteres dürfte vor allem in den 
stärkeren Ausweitungen im Bereich 
der Extremismus-Beobachtung_ lie- 
gen, die vor allem bei den Lan- 
desämtern betrieben wird. Durch- 
gangig zurückgegangfen ist auch 
der Angestelltenanteil - vermut- 
lich ein Ergebnis der Bürorationa- 
lisierung durch die EDV. 


4. "Innere Sicherheit" und innere 
Reformen 
Der große Aufschwung des VfS 


fallt nicht erst in die Zeit der 
"Wenderegierung" seit 1982 und ist 
auch nicht ein Ergebnis des 
Drucks von seiten der CDU-Lan- 
desregierungen der 70er Jahre. 
Gemeinsam mit der CDU/CSU, die 
anfangs der Technisierung sogar 
noch skeptisch gegenüberstand, be- 
trieben SPD und FDP in den 70er 
Jahren eine große Koalition der 
"Inneren Sicherheit", die vor allem 
in der antreibenden Rolle der In- 
nenministerkonferenz zum Aus- 
druck kommt. Der Ausbau und die 
Reform der Staatsschutzapparate 
ging mit den Reformen der Büro- 
kratie insgesamt einher und lief 
ihr, nachdem die Haushaltsmittel 
ab Mitte der 70er Jahre knapper 
wurden, davon. Wie zu keinem 
Zeitpunkt seit seiner Gründung hat 
der VfS in den 70er Jahren an 
Aufgaben und Potenzen hinzuge- 
wonnen, 


Anmerkungen: 


1) Waschzettel 
nach Walde, 
1971, 8.112 


des BfV 
ND-Report, 


zitiert 
Köln 


2) vgl. das Interview "Die Macht 
der Dienste", mit dem ehemali- 
gen BfV-Chef Hellenbroich in der 
Zeitschrift Transatlantik 1/1987: 
"Natürlich ist die Abteilung Links- 
extremismus größer, aber lassen 
wir doch die Zahlen sprechen: 
10000 gegen 120000. Vergleichen 
Sie doch dieses Häuflein NPD mit 
seinen ständigen Finanznöten mit 
den gewaltigen Geldmassen, die 
der Linken zukommen." 

3) vgl Walde, 5.113 

4) Der ausgetauschte VfS-Agent 
hieß Wilhelm Wilms; vgl. Der 
"Spiegel", 17.8.87, 23 f: "Gunst 
der Stunde", taz 14.8.87 

5) Otto Diederichs, Struktur und 
Organisation des Verfassungs- 
schutzes, in: AL Berlin, Verfas- 
sungsschutz und Demokratie ver- 
einbar ?, Dokumentation, April 
1987, 5.21 

6) Hendrik van Bergh, Köln 4713, 
Würzburg 1981, S.178f 

7) Hans Schäfer, Verfassungsschutz 
im demokratischen Rechtsstaat, in: 
BMI (Hg.), Verfassungsschutz, 
Köln, Berlin, Bonn, München 1966, 
hier S. 50 f 

8) vgl. Walde a.a.0., S.112; vgl. 
auch Sofortprogramm zur Moderni- 
sierung und Intensivierung der Ver- 


brechensbekämpfung, Bundestags- 
drucksache 6/1334 

9) Walde ebd. 

10) vgl.z.B. die entsprechende 


Passage des geschwätzigen Buchs 
von van Bergh, a.2.0., S. 460 

11) Diederichs, a.a.0. S. 23a 

12) vgl. Nollau, Das Amt, Mün- 
chen 1978, S.242 

13) vgl. u.a. Südd.Ztg. 8.9.1980 

14) vgl, den Artikel von RA 
Elfferding In der nächsten Ausgabe 
15) Schwagerl, Verfassungsschutz 
in der Bundesrepublik Deutschland, 
Heidelberg 1985, S.286 

16) so jedenfalls Thilo Weichert 
nach einem Gespräch der Grünen 
in BW mit dem ehemaligen Präsi- 


Bürgerrechte & Polizei 27 


denten des dortigen LfV; ders., 
Die heimliche, unheimliche Be- 
hörde, Manuskript elner Broschüre, 
1987 

17) So wird beispielsweise häufig 
nur von NADIS geredet, wenn ei- 
gentlich die Personenzentraldatei 
In NADIS gemeint ist. 

18) Hans-Joachim Postel, Die be- 
sonderen Probleme beim Aufbau 
eines Informationssystems für Si- 
cherheitsbehörden, in: DSWR Heft 
1/1975, S. 4 

19) siehe 2. Dateienbericht des 
BMI, abgedruckt in Frankfurter 
Rundschau 27.3. 1980 

20) vgl. 9,Tätigkeitsbericht des 
Bundesbeauftragten für den Daten- 
schutz (für das Jahr 1986), Bun- 
destagsdrucksache 10/6816 v. 
28.1.1987, S.61 f. 

21) vgl. Karl-Heinz Merten, Da- 
tenschutz und Datenverarbeltungs- 
probleme bei den Sicherheitsbehör- 
den, Heidelberg (Kriminalistik- 
Verlag) 1985, S.37 und 71/72 

22) vgl. Gusy, Das nachrichten- 
dienstliche Informationssystem, In: 
Datenverarbeitung Im Recht Heft 
4/1982, S. 251 ff, hier S. 252 

23) Westd. Allg. Zeitung, 
29.9.1970 

24) ebd. 

25) Gusy, a.2.0., S.252 

26) vgl. 4. TB. des BND, S.28, 
Siehe auch die Erklärungen im 5, 
und 6.TB 

27) vgl. Der "Spiegel" Nr.31/1976; 
"Spionage. Das große Flitzen" 

28) vgl Postel a.a.0. 

29) ebd.S.7 

30) 7.Tb. des BfD für 1984,8.75 
31) Leserbrief des damals neuen 
BMi Genscher an den Spiegel (Nr. 
19, 4.5.1970), zit. nach Walde 
2.2.0., S. 116 

32) siehe z.B. die Angaben für 
Hamburg und Bremen in den Ta- 
bellen 

33) van Bergh, a.a.0., S. 175 

34) ebd. 


Alternative 
Kommunalpolitik. 
Fachzeitschrift 
für Grüne und 
Alternative 
Politik. 

6mal im Jahr. 

68 Seiten. 
Einzelpreis 

DM ?.- 


(zzgl. Versand). 
Jahres-Abo 
DM 22.- 

tincl. Versand) 


..und noch was: 
Das aktuelle 
AKP-Heft zum 
Kennenlernen 
versenden wir 
postwendend, 
wenn uns DM 7.- 
in Briefmarken 
zugehen. 
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Dokumentation: 


OFFICE Of MILITARY GOVERNMENT FOR GERMANY (U 5) 
Ohlıce of the Deputy Mulitary Governor 
AFO 742 


EMORANDUM FOR: General Clay 


Subjects: Discussion with Minister Presidents in Regard N 
Comsunist Penstration of German Folioe Force 


l. The Minister Presidents have expressed a great deal of interest 
n the subject of Communist penetration not only of the police force but 
of tho essential public utilities and other critical places in public office. 
In regard to preventing Communist penetration of the German police, they 
nade the following sugzostions: 


a. They must have authority to oonduct political in- 
vestigations which they do not now have. They would like a di- 
rective from this headqwarters which directs them to investigate 
all key officials in the police force and essential public utilities, 
and remove those jmrsons who advocate the overthrow of the govern- 
mant by non-democratic means and those psrsons who are sabotaging 
eurrent Military Governaent pollcies in the economic recovery of 
Germany and tne Aid to Burope Plan. They would plan to use the 
presant police force on this invastigation augmented by a select 
group of confidential investigators. 


b. The noxt point they stated that they did not at present 
have suffIcient control over police dom to include Kreis level, and 
further stated that at present if a Burgermister hired a Communist 
as Chief of Police, the Minister Presidents did not have authority to 
remve and replace such a man. They would like to have sufficient 
oontrol and authority over the police at all levels in their Lands 


<» They felt that we should have better coordination con- 
trol over the bordars--that they were worried about arms and ammınition 
coming in to the Comminists aoroas the borders. They stated that at 
present they had no Oerman Intelligence Agancy to get information as 
to what really was going on, whereaa the Comminists had a very strong 
cantralised intelligence agency that is operating over all of Western 
Germany, and they felt that they neoded a centralised intelligence 
agency to find out what really is going on, particularly in the field 
of arms and ammunition. 


d. They than brought up the question of essential public 
utilities and stated they were worried about strikss in thase utilities, 
pertioularly the power and light plants, They wanted special legis- 
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MEMORANDUM FÜR GENERAL CLAY; Berlin, 9. April 1948 


Thema: Diskussion mit den Ministerpräsidenten betr. die kommunisti- 
sche Unterwanderung der deutschen Polizei 


1. Die Ministerpräsidenten äußerten großes Interesse am Problem der 
kommunistischen Unterwanderung von Polizei, wichtigen öffentlichen 
Einrichtungen und anderen sensiblen Bereichen der öffentlichen Ver- 
waltung. Um eine kommunistische Unterwanderung der deutschen Poli- 
zei zu verhindern, machten sie folgende Vorschläge: 

a. Sie müssen die Befugnis zur Durchführung politischer Ermittlungen 
erhalten, die sie bisiang nicht haben. Sie wollen deshalb von dieser 
Dienststelle eine Anweisung, die sie dazu auffordert, das gesamte 
Schlüsselpersonal in der Polizei und in den wesentlichen öffentlichen 
Einrichtungen zu durchleuchten und diejenigen Personen zu entfernen, 
die den Umsturz der Regierung mit undemokratischen Mitteln propagle- 
ren oder die derzeitige Politik der Militärregierung zur ökonomischen 
Stabilisierung In Deutschland und den "Aid to Europe" Plan sabotieren. 
Zur Ermittlung würde die derzeitige Polizei, vergrößert um eine ausge- 
wählte Gruppe von Geheimpolizisten (confidential investigators), heran- 
gezogen werden. 

b. Des weiteren argumentierten sie, daß sie zur Zeit keine ausreichen- 
de Kontrolle über die Polizei bis hinunter auf die Kreisebene hätten. 
Wenn ein Bürgermelster einen Kommunisten als Polizeichef anstellen 
würde, hätten die Ministerpräsidenten keinerlei Befugnis, diesen Mann 
zu entlassen. Sie wollen auf allen Ebenen zureichende Kontrolle und 
Autorität über die Polizei, die ihnen erlauben soll, politisch unliebsa- 
mes Personal zu entfernen. 

c. Sie forderten eine effektivere Kontrolle der Grenzen und zeigten 
sich besorgt über Waffen- und Munitionslieferungen für die Kommuni- 
sten über die Sektorengrenzen hinweg. Es wurde bemerkt, daß es zur 
Zeit keinen deutschen Geheimdienst zur Informationsbeschaffung gäbe, 
während die Kommunisten einen starken zentralen Geheimdienst unter- 
hielten, der in ganz Westdeutschland operiert. Ein zentraler Geheim- 
dienst sel deshalb unverzichtbar, um zu wissen, was im Inland vorgeht, 
speziell auch um Waffen- und Munitionslieferungen zu überwachen. 

d. Schließlich äußerten sie ihre Besorgnis über mögliche Streiks in 
wichtigen öffentlichen Einrichtungen, vor allem der Energie- und Elek- 
trizitätsversorgung. Sie verlangen eine Sondergesetzgebung oder Anwel- 
sungen zur Verhinderung von Streiks In diesen Einrichtungen sowle die 
Befugnis, eine freiwillige Arbeitertruppe aufzubauen, die gegebenenfalls 
die regulär Beschäftigten ersetzen und den Betrieb in wichtigen Ein- 
richtungen aufrechterhalten könnte. 

Die Ministerpräsidenten wiesen darauf hin, daß eine derartige Freiwil- 
ligenorganisation In Deutschland bereits 1918 als Antwort auf kommu- 
nistische Aktivitäten entstanden war und kommunistischen Störaktionen 
erfolgreich entgegengewirkt hatte (Technische Nothilfe, CILIP). 


2. Alle Ministerpräsidenten betrachten die Angelegenheit als äußerst 
dringlich, da ihnen bislang jede Aktion gegen die Kommunisten unter- 
sagt war. Diese seien genau wie jede andere Partei in Deutschland be- 
handelt und in einigen Fällen sogar von der Militärregierung bevorzugt 
worden. Meiner Meinung nach sind sie entschlossen aufzuräumen, aber 
wollen, daß wir die Mittel bereitstellen. 


George P. Hays, Deputy Military Governor 
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Aus der Geschichte: 


Der Ruf nach einer geheimen politischen Polizei 1948 


Vor ca. 10 Jahren sind die Akten der amerikanischen Militärregierung 
in Deutschland (OMGUS) für die zeitgeschichtliche Forschung zugäng- 
lich geworden. Das zuvor dokumentierte und folgend kommentierte Me- 
morandum weist aus, daß bereits 1948, noch vor der Berlin-Blockade, 
die Ministerpräsidenten der US-Zone vom amerikanischen Generalgou- 
verneur Clay die Genehmigung zum Aufbau einer geheimen politischen 
Polizei zu erlangen versuchten - und einiges mehr. 


Knapp drei Jahre nach der bedin- 
gungslosen Kapitulation Deutsch- 
lands traten im Frühjahr 1948 die 
Ministerpräsidenten der amerikani- 
schen Besatzungszone (für Bayern 


Ehard, CSU; für Hessen Stock, 
SPD; für Baden-Württemberg 
Meier, DVP; für Bremen Kaisen, 


SPD) an die amerikanische Militär- 
regierung für Deutschland (OM- 
GUS) heran, um u.a. die Genehmi- 
gung für einen zentralen Geheim- 
dienst und Geheimpolizisten (con- 
fidential investigators) einzuklagen 
(vgl. das Dokument). Zwar saßen 
in den Länderkabinetten noch 
kommunistische Minister, zwar ar- 
beiteten im Parlamentarischen Rat 
auch Vertreter der KPD am Ent- 
wurf eines Grundgesetzes mit. 
Gleichwohl - wann immer es in 
der unmittelbaren Nachkriegszeit 
einen antifaschistischen Grundkon- 
sens gegeben haben mag - er wur- 
de sehr bald verdrängt durch den 
antikommunistischen Grundkonsens 
zwischen den großen Nachkriegs- 
parteien unter Friedlosstellung des 
politischen Gegners von links bei 
gleichzeitigem Einschluß von 
schnell zur Demokratie konvertier- 
ten Ex-Faschisten. 

Während die Entnazifizierung be- 
reits weitgehend gescheitert war 
und der damalige SPD-Innenmini- 
ster in NRW, Walter Menzel, 1948 
davon sprach, daß in den kommu- 
nalisierten Polizeien seines Landes 


bereits wieder 56 % der höheren 
Polizeibeamten ehemalige NSDAP- 
und SS-Angehörige waren (vgl. 
Werkentin 1984, S. 50), war der 
Anteil von KPD-Mitgliedern in den 
Polizeien der Länder äußerst ge- 
ring. Amerikanische Geheimdienst- 
berichte aus jener Zeit nennen für 
die Länder der US-Zone zwischen 
0,9 - 7,8% (Nachweis in Werken- 
tin,1984,5, 50). So heißt es dann 
auch resümierend in einem Bericht 
des "Political Adviser to the Uni- 
ted States High Commissioner for 


Germany" vom 14. September 
1949; 
"Es scheint, daß der Prozentsatz 


der kommunistischen Durchdrin- 
gung der deutschen Polizei nicht 
gewichtig genug ist, um Alarm zu 
schlagen;...." 


Daß die "Väter und Mütter" des 
Grundgesetzes "aus wohl überleg- 
ten Gründen" auf einen neuen 


deutschen Geheimdienst mit opera- 
tiven Funktionen und exekutiven 
Befugnissen verzichtet hätten, ge- 
hört in den Bereich der Grundge- 
setz-Legenden. Es waren die Be- 
satzungsmächte, die mehrfach und 
nachhaltig darauf eingewirkt hat- 
ten, daß dem künftigen Bundesamt 
für Verfassungsschutz ausschließ- 
lich eine Funktion als Nachrich- 
ten-Sammelstelle zugestanden wur- 
de. Von deutscher Seite - vgl. das 
folgende Dokument - wollte man 
allemal mehr (val. Imle 1984, 
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Werkentin 1984, S. 63 ff.). 

Gewiß war die Politik der westli- 
chen Besatzungsmächte in der 
Frage der Ausstattung einer künf- 
tigen (west-)Jdeutschen Republik 
mit innerstaatlichen Gewalt- und 
Überwachungsinstrumenten nicht 
ganz eindeutig. Die bruchlose 
Übernahme und Finanzierung der 
Organisation Gehlen (vgl. den Bei- 
trag von Otto Diederichs in dieser 
Ausgabe) ist die eine Seite, Den- 


noch, insgesamt verfolgten insbe- 
sondere die Amerikaner bis zum 
Ausbruch des Koreakrieges 1950 


eine äußerst restriktive Politik in 
dieser Frage. 

Exemplarisch ist die Antwort des 
amerikanischen Generalgouverneurs 
General Clay auf die im hier do- 
kumentierten Memorandum vorge- 
tragene Forderung der Ministerprä- 
sidenten, der deutschen Seite eine 
geheime Polizei zuzugestehen,. 


” 1 think I would rather have the 
Communists than the secret po- 
lice." ("Ich denke, ich würde dann 


noch lieber die Kommunisten als 
eine geheime Polizei haben wol- 
len") 


(Nachweis bei Imle, 1984, S. 103.) 
Hinter dieser grundsätzlichen Posi- 
tion stand eine spezifische Lesart 
der deutschen Geschichte, die von 
den politischen Denkern und Len- 
kern Nachkriegsdeutschlands kaum 
geteilt wurde. Von der westlichen 
Besatzungsadministration wurde 
nicht das Jahr 1933 als die Zäsur 
in der deutscen Geschichte gese- 
hen, sondern die faschistische 
Machtübernahme nur als ex- 
tremster Punkt der preußisch-deut- 
schen autoritären und militäristi- 
schen Staatstradition begriffen. 

Durch einen systematischen Bruch 
mit Strukturelementen deutscher 
Staatstradition auch vor 1933 
sollte korrigierend in die deutsche 
Geschichte eingegriffen werden. 


Mit dem Kontrollratsgesetz Nr. 31 
vom 1. Juli 1946, "Polizeibüros 
und -agenturen politischen Charak- 
ters" betreffend, war diese Linie 
von allen vier Besatzungsmächten 
ein letztes Mal gemeinsam festge- 
schrieben worden. 

Art. 1 statuierte die Auflösung 
aller deutschen Agenturen zur po- 
litischen Kontrolle und Überwa- 
chung der Bevölkerung, Art. 2 
verbot jede Neueinrichtung ent- 
sprechender Agenturen für ganz 
Deutschland. Mit der Entlassung in 
die begrenzte Souveränität nach 
Gründung der Bundesrepublik fielen 
diese Schranken, 


Literatur: 

Imle, Walter, Zwischen Vorbehalt 
und Erfordernis - Eine historische 
Studie zur Entstehung des nach- 
richtendienstlichen Verfassungs- 
schutzes nach 1945, München 
1984; j 

Werkentin, Falco, Die Restauration 
der deutschen Polizei, Frank- 
furt/New York 1984. 


30 


Die Männer vom Amt 


von Otto Diederichs 


Geheimdienstler kommen und gehen, sie bleiben meist anonym, namen- 
los. Was bleibt, sind die "Erkenntnisse" eines Amtes und die Politik, 
die damit betrieben wird. Und ob dabei in den Ämtern mehr Sozialde- 
mokraten sitzen - Immerhin gibt es in diesen auch ÖTV-Betriebsgrup- 
pen - oder rechte Haudegen vom Schlage Gehlens, lLangemanns oder 
Blochs, macht an der Funktion der Geheimdienste und ihrer Logik kel- 
ne allzu große Differenz. Gleichwohl, Personen stehen für das Ver- 
ständnis einer Aufgabe selbst. Über die personelle Besetzung der Ämter 
und Amtsspitzen wird auch die Politik der Ämter selbst mitdefiniert. 
So macht es - ungeachtet der Dominanz bürokratischer Strukturen ge- 
genüber den Amtsträgern - dennoch Sinn, sich auch die Personalpolitik 
anzuschauen. 


In ihrem Ursprung sind Geheim- 
dienste ein Produkt der Kriege. 
Ihnen liegt der Gedanke zugrunde, 
eine möglichst umfassende infor- 
mation über den Gegner verschaf- 
fe der eigenen Seite einen (unter 
Umständen entscheidenden) Vorteil. 
Geheimdienstliches Denken ist da- 


riate oder sonstwie umschrieben - 
in irgendeiner Form sind sie über- 
all vorhanden, 
Keine Stunde "Null" - 
Anfang 


oder der 


Im Nachkriegsdeutschland begann 


her zwangsläufig immer ein Den- 
ken in Feindbildern. Dies gilt prin- 
zipiell für jeden Geheimdienst, un- 
abhängig davon, ob seine Operatio- 
nen nun gegen das Ausland oder 
den sogenannten "inneren Gegner" 
gerichtet sind. Instrumenteli unter- 
scheidet sich die geheimdienstliche 
Arbeit im In- und Ausland zwar, 
strategisch jedoch geht es gegen 
ein und denselben Gegner - gehört 
alles ins gleiche Feindbild. In sol- 
chen Denkmustern sind denn auch 
die "Gegner" im Innern, unabhän- 
gig von ihren Motiven, immer die 
Fünfte Kolonne des Feindes, im 
besten Falle seine nützlichen Idio- 
ten. Somit meint denn auch kein 
Staat, gleich welcher Ideologie, 
auf ein solches Instrument des 
Machterhalts verzichten zu kön- 
nen. Ob nun als Nachrichtendien- 
ste, Geheimpolizeien, politische 
Polizeien, Staatssschutzkommissa- 


der neuerliche Aufbau geheim- 
dienstlicher Organisation unmittel- 
bar nach der Zerschlagung des 
"Tausendjährigen Reiches" und sei- 
ner "Geheimen Staatspolizei (Ge- 
stapo)": diesmal unter Regie und 
Protektion der alliierten Sieger- 
mächte. Noch 1945, dem Jahr des 
Zusammenbruchs, begannen die 
Amerikaner bereits die Zusam- 
menarbeit mit Hitlers vormaligem 
Geheimdienstchef für die Abtei- 
lung "Fremde Heere Ost" im 
Oberkommando des Heeres (OKH), 
Generalleutnant Reinhard Gehlen. 
Die "Organisation Gehlen" (1945- 
55) wurde zur Keimzelle des heu- 
tigen Auslandsgeheimdienstes "Bun- 
desnachrichtendienst (BND)", des- 


sen erster Präsident Gehlen im 
April 1956 wurde. 
Den Briten, selbst ausgestattet 


mit einer langen Geheimdiensttra- 
dition im inneren durch ihren le- 
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gendären "MI 5" (Military Intelli- 
gence No. 5/heute: Security Ser- 
vice), oblag dann einige Zeit spä- 
ter die maßgebliche Überwachung 


beim Neuaufbau eines Inlandge- 
heimdienstes, Allgemein galt der 
entstehende "Verfassungsschutz" 
seinerzeit als das "Lieblingskind 
der Briten". 

Sein Leben begann 1950 als 
"Dienststelle Köln", bevor er im 
September des gleichen Jahres 
(nach der Verabschiedung eines 


entsprechenden Gesetzes) als "Bun- 
desamt für Verfassungsschutz 
(BfV)" ins öffentliche Leben trat. 
"Landesämter für Ver fassungs- 
schutz (LfV)", bzw. entsprechende 
Abteilungen in den Innenministe- 
rien waren zum Teil schon einge- 
richtet worden: Ende 1949 in 
Nordrhein-Westfalen; 1950 in Bay- 
ern, Bremen, Hamburg, Rheinland- 
Pfalz und Schleswig-Hoistein. 1951 
folgten Hessen und Niedersachsen; 
1952 Baden-Württemberg und Ber- 
lin und - wegen der lange unge- 
klärten Gebietsansprüche mit 
Frankreich - schließlich 1957 auch 
das Saarland. 


Anders als die Amerikaner, denen 
in ihrem neuen Kampf gegen den 
Weltkommunismus auch alte Nazis 
willkommen waren, sofern sie über 
brauchbare Geheimdiensterfahrun- 
gen verfügten, waren die Briten 
anfänglich strenger bei der Aus- 
wahl. Die ersten sieben Kandida- 
ten, welche die Regierung Ade- 
nauer für das Amt des Verfas- 
sungsschutzpräsidenten vorschlug, 
wurden wegen zu brauner Vergan- 
genheit abgelehnt. Kompromißkan- 
didat wurde so schließlich eine 
Randfigur des Widerstandes vom 
20. Juli: Dr. Otto John, ein Pro- 
tektionskind des damaligen briti- 
schen Hochkommissars. Fast ein 
Jahr lang leitete John das "Amt", 


wie es allgemein genannt wurde, 
kommissarisch, bis er (gegen den 
Widerstand Adenauers) im Novem- 
ber 1951 zu dessen erstem Präsi- 
denten ernannt wurde. 

Als Vizepräsident allerdings wurde 
mit Albert Radke (1951-64) ein 
ehemaliger Nationalsozialist in- 
stalliert, der nicht nur an Juden- 
deportationen in der heutigen 
Tschechoslowakei beteiligt gewesen 
war, sondern - pikanterweise - 
auch in leitender Position an der 
Suche nach den Verschwörern des 
"20. Juli". Vor seiner Berufung 
nach Köln war Oberst a.D. Radke 
einer der führenden Mitarbeiter in 
der "Organisation Gehlen", 
Insgesamt waren es 16 ehemalige 
Angehörige von Nazi-Geheimdien- 
sten, die in der Anfangsphase (mit 
Wissen und Duldung der oppositio- 
nellen SPD) als "freie Mitarbeiter" 
der alliierten Kontrolle entzogen, 
nun halfen, die noch leeren 
Schreibtische und Panzerschränke 
zu füllen. Bis zu ihrer späteren 
Verbeamtung verschwanden diese 
"Verfassungsschützer" jedesmal in 
einer der nahegelegenen Kneipen, 
sobald ein Kontrollbesuch ange- 
kündigt war. 


Anfänglich, d.h. bis zum Ende des 
Jahres 1956, bestand das "Amt" in 
Köln aus drei Abteilungen: | = 
Verwaltung, II = Beschaffung und 
III = Auswertung. 1951 kam mit 
der Abteilung IV die Spionageab- 
wehr hinzu, obgleich diese Auf- 
gabe im Verfassungsschutzgesetz 
von 1950 noch keine Erwähnung 
gefunden hatte. Als Hauptaufgabe 
der Verfassungssschutzämter in 
Bund und Ländern galt jedoch be- 
reits damals die Beobachtung 
rechts- und linksorientierter Um- 
sturzbewegungen. Wie ernsthaft 
dieser Auftrag ausgeführt worden 
sein dürfte, läßt sich u.a. an der 
Person des damaligen Leiters der 
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Beschaffungsabteilung erahnen: 
Hauptmann a.D. Richard Gerken, 
ein ehemaliger Abwehrmann im 
"Oberkommando der Wehrmacht 
(OKW)". Als Leiter der Abteilung 
IV schied Gerken 1964 aus dem 
"Amt" aus. 


Knappe vier Jahre nach seiner 
Gründung hatte das "Amt" in Köln 
dann auch seinen ersten Öffentli- 


chen Skandal. Am 20. Juli 1954 
verschwand sein Präsident, 
Dr. Otto John unter, bis heute, 


nie gänzlich geklärten Umständen 
nach Ost-Berlin. (Gehlen-Kommen- 
tar: "Einmal Verräter - immer 
Verräter!").. Nach seiner ebenso 
überraschenden Rückkehr im Jahre 
1955 wegen Landesverrates verur- 
teilt und inhaftiert, lebt er heute 
als Pensionär in Österreich. Seine 
angestrebte Rehabilitierung blieb 
ihm bislang versagt; seit Mitte 
1986 erhält er von Bonn - aller- 
dings auf dem "Gnadenwege" und 
somit jederzeit widerrufbar - 
einen Unterhaltsbeitrag. 


Kommissarischer Leiter des Bun- 
desamtes wurde nach Johns Ver- 
schwinden für ca. 13 Monate der 
Präsident des 1951 gegründeten 
"Bundeskriminalamtes (BKA)", der 
68jährige Dr. Hanns Jess (1954 - 
1955). Auch nach seinem Ausschei- 
den blieb Jess weiterhin beratend 
für das "Amt" tätig. Damit wurde 
bereits knappe vier Jahre nach 
Errichtung des neuen Inlandsge- 
heimdienstes die grundgesetzliche 
Trennung von Polizei und Geheim- 
diensten auf kaltem Wege zum er- 
sten Male massiv unterlaufen, 


Zweiter ordentlicher Präsident des 
Bundesamtes für VfS wurde im 
August 1955 der frühere Nazi- 
Staatsanwalt Hubert Schrübbers 
(1955 - 72). Zu seinem Vizepräsi- 
denten wurde 1964, nach der Pen- 


sionierung Radkes, 
tige Chef der "Sicherungsgruppe 
Bonn" beim Bundeskriminalamt, 
Dr. Ernst Brückner (1964 - 67) er- 
nannt. Auch er ein altgedienter 
"PG" und ehemals Angehöriger des 
"SA-Nachrichtensturmes", 

Wie in solchen Fällen üblich, 
machte sich Schrübbers daran, das 
"Amt" neu zu gliedern. Unter sei- 
ner Regie entstand jene Grund- 
struktur, die sich bis heute erhal- 
ten hat: Weiterhin zuständig für 
die allgemeine Verwaltung sowie 
die Verfassungsschutzschule blieb 
die Abteilung I. Abteilung II er- 
hielt nun die Zuständigkeit für die 
Bekämpfung des Rechtsextremis- 
mus; Abteilung Il! die zur Bekäm- 
pfung des Linksextremismus. Die 
Spionageabwehr verblieb bei Abtei- 
lung IV. Mit dem Beitritt der Bun- 
desrepublik zur NATO kam die 
Abteilung V = Geheimschutz hinzu. 
Die Abteilungen II - IV wurden 
zudem getrennt in gesonderte Re- 
ferate für Beschaffung und Aus- 
wertung, eine Aufteilung, wie sie 
in allen Geheimdiensten gang und 
gäbe ist. (Eine Abteilung VI, zu- 
ständig für die Ausländerüberwa- 
chung kam 1970 hinzu). 

Im April 1972, rund ein halbes 
Jahr vor seiner Pensionierung, 
stolperte Schrübbers doch noch 
über seine Nazi-Vergangenheit. Ein 
Abgang, der wohl überwiegend 
propagandistische Gründe gehabt 
haben dürfte, galt es doch, "mehr 
Demokratie" zu "wagen". 


der seinerzei- 


Die sozialliberale Ära 


Schrübbers Nachfolge auf dem 
Kölner Präsidentensessel trat einen 
Monat später Dr. Günther Nollau 
(1972 - 75) an. Unter seiner 
Amtsführung erhielt das BfV 1973 
dann auch eine Zuständigkeit für 
die Terrorismusbekämpfung. Unter- 
gebracht wurde diese neue Abtei- 
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lung VII in einem Kölner Bürohaus, 
getarnt als "Bundesrechnungsstel- 
le", 

Mit monatlichen DM 35.000 war 
der amtlich verlautbare Etat für 
das "Objekt Herzog" damals jedoch 
eher bescheiden. Zumindest was 
exponierte Terroristenjäger anbe- 
trifft, wurde bereits kurz nach der 
Errichtung dieser Abteilung das 
gesetzliche Verbot, Verfassungs- 
schützer zu bewaffnen, mißachtet, 
wie Dr. Nollau Mitte der 70er 
Jahre offenbarte. 

Als ersten Leiter der neuen Ab- 
teilung gewann Nollau einen Mit- 
arbeiter des niedersächsischen 
Landesamtes für Verfassungs- 
schutz, den ehemaligen SPIEGEL- 
Redakteur Hans-Jürgen Wiehe, der 
allerdings nicht lange auf seinem 


Posten verblieb, sondern in sein 
Hannoveraner Stammhaus zurück- 
kehrte. Sein Nachfolger wurde 


1975 der ehemalige BKA-Beamte 


und Nollau-Vertraute Klaus 
Grünwald. Im Zusammenhang mit 
der "Abhöraffäre Traube", dessen 


Urheberschaft ihm zugeschrieben 
wird, mußte Grünwald seinen Po- 
sten verlassen und wechselte als 
Leiter in die Abteilung VI. 

Nollau selbst hat das unrühmliche 
Ende der "Operation Müll", so das 
amtliche Codewort, nicht mehr im 
aktiven Dienst erlebt. Im Zuge der 
Affäre um den Kanzleramtsspion 
Günther Guillaume hatte er be- 
reits im September 1975 seinen 
Posten verloren. 


Am 15. September 1975 wurde da- 
raufhin Richard Meier (1975 - 82) 
vierter Präsident des "Amtes", Er 
stand damit nun einer Dienststelle 
vor, die von den ursprünglich ein- 
mal vorgesehenen etwa 90 Be- 
schäftigten inzwischen auf rund 
1,500 Mitarbeiter angewachsen 
war, von denen allein ca. 200 in 
der Abteilung "Linksextremismus" 


ihren Dienst versahen. Meiers 
Amtsverständnis läßt sich wohl am 
besten charakterisieren durch den 
Beinamen, den ihm seine eigenen 
Mitarbeiter gaben: Johnny Kontrol- 
letti. 

Im August 1982 endete seine Kar- 
riere während einer Urlaubsreise 
abrupt in den Trümmern eines un- 
befugt benutzten Dienstwagens, 
der eigentlich für Observationen 
beschafft worden war. Mit stark 
überhöhter Geschwindigkeit raste 
er in Österreich bei regennasser 
Fahrbahn frontal auf ein Wohnwa- 
gengespann. Meier überlebte den 
Unfall knapp. Weniger Glück hatte 
eine mitreisende Freundin; sie 
starb an der Unfallstelle. Ebenfalls 
schwerverletzt wurden die Insassen 
des Wohnwagengespanns. Bis zu 
diesem Unfall hatte Meier allge- 
mein als Nachfolger Klaus Kinkels 
im Amts des Präsidenten beim 
Pullacher Nachrichtendienst gegol- 
ten. 


Nach der Bonner Wende 


Nachfolger von Richard Meier 
wurde im Mai 1983 sein Vizepräsi- 
dent Heribert Hellenbroich (1983 - 
85), der als anerkannter Fachmann 
der Spionage(labwehr) galt. Sein 
größter Erfolg als Chef des "Am- 
tes" lag allerdings nicht auf die- 
sem Gebiet, sondern ist wohl eher 
darin zu sehen, daß er als erster 
Präsident seine Amtszeit ohne 
vorherige Entlassung überstand. Im 
August 1985 wurde er Präsident 
des Bundesnachrichtendienstes. 
Dies allerdings nur für einen Mo- 
nat, dann hatte ihn die "Affäre 
Tiedge" eingeholt. Im September 
1985 wurde Heribert Hellenbroich 
gefeuert; heute arbeitet er in lei- 
tender Position bei der Baseler 
"Prognos AG", einem vielseitigen 
Unternehmen, das u.a. auch "know 
-how-Sicherung" vertreibt - sich 


also der Verhinderung von |In- 
dustriespionage widmet. 
Hellenbroich folgte im Juli 1985 


der politische Karrierebeamte und 
Straußintimus Holger Pfahls (1985 
- 87). Einstmals persönlicher Refe- 
rent des bayerischen Ministerpräsi- 
denten, hatte er zuletzt die Lei- 
tung der Abteilung für Grundsatz- 
fragen in dessen Staatskanzlei in- 
ne, bevor er als Strauß Späher an 
den Rhein geschickt worden war. 
Als ein Mann, der seinen Aufstieg 
stets sorgfältig geplant hatte, 
wußte er nur zu genau, daß ein 
solches Amt ohne einen karriere- 
trächtigen Knick kaum überstanden 
werden konnte. Auf den Kölner 
Amtssessel hatte er sich daher nur 
mit der festen Zusage hieven las- 
sen, dort "nicht pensioniert" zu 
werden. Im Frühjahr 1987, nach 
knapp zweijähriger Präsidentschaft 
wurde die Vereinbarung eingelöst 
und Pfahls für den bei Verteidi- 
gungsminister Manfred Wörner in 
Ungnade gefallenen Günther 
Ermisch, einstmals Vizepräsident 
des Bundeskriminalamtes, zum 
Staatssekretär im _Bundesvertei- 
digungsministerium gekürt. Damit 
ist Holger Pfahls der erste BfV- 
Präsident, der nicht infolge eines 
Skandals, sondern auf dem Beför- 
derungwege aus dem "Amt" 
schied. 


Derzeitiger Präsident in Köln ist 
seit April 1987 Gerhard Boeden, 
vormals zweiter Mann im Wiesba- 
dener Bundeskriminalamt. Sein Na- 
me ist eng verbunden mit den sog. 
Staatsschutzaufgaben des BKA: 
1972 war Boeden mit der Öffent- 
lichkeitsfahndung im Terroristen- 
bereich beauftragt; 1974 übernahm 
er die "Sicherungsgruppe Bonn" des 
Bundeskriminalamtes; 1975 über- 
trug man ihm den Aufbau und die 
Leitung einer eigenständigen BKA- 


Abteilung zur Terrorismusbekäm- 
pfung; 1977 schuf Boeden u.a. die 
Voraussetzungen für den Einsatz 
der GSG 9 in Mogadischu, dessen 
Koordination ihm oblag. 1978 
schließlich übernahm er den Vor- 
sitz in der "Kommission Staats- 
schutz der AG Kripo"; 1983 folg- 


te seine Ernennung zum Vizepräsi- 
en we Bemeu = rn 0 


Renner kritisiert Verfassungsschutzamt 


HEIDELBERG (dpa). Gegen die Institution des 
Vertassungsschutzamtes wandte sich am Donnerstag 
in Heidelberg der SPD-Landtagsebgeordnete und 
frühere Jusfisminister Renner. Renner bezeich- 
nete auf einem Diskussionsabend den Verfassunge- 
schutz in seiner jetzigen Form als Überfilmeig, ge 
tährlich -und unmoralisch. Seine Aufgaben könnten 
OBansonut, wie eıwa in Enäland- vonseiner-Karder- 
abteilung der Poitzel U n T uagie, 

ea sel seine e icht und n! e derSPD, 


aus Stuttgarter Zeitung, 27.11.1954 
a 


denten des Wiesbadener Amtes. 
Die Reaktivierung des einstigen 
obersten Terroristenjägers im Po- 
lizeibereich nach nur 21 Tagen 
Ruhestand bereitete zugleich die 
Totalerneuerung in der Führungs- 
spitze des "Amtes" vor. Eingelei- 
tet wurde sie durch den Hinaus- 
wurf des bisherigen Vizepräsiden- 
ten Stefan Pelny (1983 - 87). Da- 
mit nahm Bundesinnenminister 
Zimmermann gleichzeitig Rache 
für dessen Aussagen über frühere 
Bespitzelungsauftrfäge gegen die 
Partei der GRÜNEN, die Pelny 
vor dem Parlamentarischen Unter- 
schungsausschuB im Rahmen der 
"Tiedge-Affäre" gemacht hatte. 

In einer Feierstunde (von der 
Pelny ausgeschlossen wurde) er- 
hielt die neue Amtsleitung Anfang 
April 1987 die Ernennungsurkun- 
den. Neuer zweiter Mann wurde 
der rechte Sozialdemokrat Peter 
Frisch. Vor dieser Berufung war 
der in seiner Partei u.a. wegen 
seiner kompromißlosen Verteidi- 
gung des sog. Extremistenbeschlus- 
ses umstrittene Frisch vier Jahre 
im _Bundesinnenministerium; an- 
schließend führte er im Hannove- 
raner Innenministerium die Fach- 
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aufsichtt über den niedersächsi- 
schen Verfassungsschutz, bevor er 
im April 1984 als Präsident in 
dieses Amt einzog. 


Der politische Proporz im Verfas- 
sungsschutz 


Mit der Präsidentschaft Günther 
Nollaus im Jahre 1972 begann für 
das Amt ein Umbruch, Zum einen 
starben die "alten Kameraden" aus 
den Tagen von Gestapo und SD 
langsam aus. An ihre Stelle traten 
nun Männer, die ihr Handwerk im 


Bundesamt "von der Pieke auf!" 
gelernt hatten. Damit verbunden 
war zugleich ein Führungswechsel 


von altgedienten Geheimen zu ge- 


schmeidige Technokraten der 
Macht - ein Menschentypus, der 
auch in den Parteien zunehmend 
an Einfluß gewann. 

Zeitgleich versuchten die neuen 
Herren von Bonn nun auch nach 
den Diensten zu greifen - SPD 
und FDP etablierten ihre Seil- 
schaften. Günther Nollau ist ein 
Paradebeispiel für den neuen Typ 
von Geheimdienstler, der in Köln 
das Ruder übernimmt: 1950 trat 


er, versehen mit einer Empfehlung 
Willy Brandts und der Evangeli- 
schen Kirche, in die "Dienststelle 
Köln" ein, wurde Zentralauswerter 
und anschließend Beschaffer. 1957 
stieg Nollau zum Leiter der Ab- 
teilung Ili (Linksradikalismus) auf. 
(Einer seiner "qualifiziertesten" 
Auswerter dort war Hans-Josef 
Horchem, der spätere Präsident 
des Hamburger Landesamtes für 
Verfassungsschutz),. Im Dezember 
1966 wurde in Bonn die Große 
Koalition gebildet; einen Monat 
später, am 1. Januar 1967 rückte 
Günther Nollau als Vizepräsident 
in die Amtsleitung auf. Ende 1970 
schließlich wurde er ins Bonner 
Innenministerium versetzt, um 
Platz für den Genscher-Vertrauten 


Werner Smoydzin (1970 - 72) zu 
schaffen. Im Innenministerium 
führte Nollau nun die Fachaufsicht 
über den Verfassungsschutz, bevor 
er schließlich 1972 als neuer Prä- 
sident ins "Amt" zurückkehrte. 

Die seinerzeitige Machtstabilisie- 
rung in Bonn machte es zudem 
möglich, zu einem stillschweigen- 
den Komment zu finden, der bis 
in die Mitte der 80er Jahre hinein 
seine Gültigkeit behielt: Teilung 
der Beute und somit gemeinsame 
Verantwortung bei sog. Pannen. 
Bezogen auf das "Amt" sah dies 
u.a. folgendermaßen aus: Günther 
Nollau  (partellos/Wehner-Proteg&) 
wurde BfV-Präsident; Vizepräsident 
der Christdemokrat Hans 
Bardenhewer (1972 - 81), ein Mann 
aus der Spionageabwehr; die Fach- 
aufsicht im Innenministerium über- 
nahm der FDP-Mann Werner 
Smoydzin. (Eine später geplante 
Berufung Nollaus ins Präsidenten- 
amt des Bundesnachrichtendienstes 
konnte die rechtsgewirkte Agen- 
tentruppe von Pullach seinerzeit 
verhindern, mußte stattdessen al- 
lerdings den Landesgeschäftsführer 
der Hamburger SPD, Dieter Biötz 
als Vizepräsidenten schlucken), 

Nach Nollaus Rücktritt übernahm, 
mit Richard Meier (parteilos/SPD- 
nah) als Präsidenten, Heribert 
Hellenbroich (CDU) als Vize (1981 
- 83) und der BMI-Fachaufsicht 
durch Gerhard von Loewenich 
(parteilos/CSU-nah) eine neue 
Combo die Amtsgeschäfte, Sie 
wurde abgelöst durch den CDUler 
Heribert Hellenbroich, den Sozial- 
demokraten Stefan Pelny (1983 - 
87) und den parteilosen Dr. Fröh- 
lich (CDU-nah) in der Fachauf- 
sicht. Ihnen folgten Holger Pfahls 
(CSU), Stefan Pelny (SPD) und 
Hans Neusel (CDU) und heute 
schließlich Gerhard Boeden (CDU) 
als Präsident, mit Peter Frisch 
(SPD) als seinem Stellvertreter 
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und Hans Neusel (CDU) als Fach- 
aufsicht im Bundesinnenministe- 
rium. 

Ein solches Übereinkommen hat 
etwas Bestechendes, garantiert es 
doch, daß auch die jeweilige Op- 
position in die zwangsläufig nicht 
lupenreine Praxis des Sicherheits- 
apparates miteingebunden wird, 
wodurch sich im Bedarfsfalle 
ernsthaftere (d.h. unter Umständen 
auch gefährliche) Kritik in aller 
Regel recht schnell wieder in "ge- 
ordnete Bahnen" lenken läßt. Für 
den außenstehenden Beobachter 
zeigt es zudem die, unabhängig 
von Wahlergebnissen, real existie- 
renden Machtverhältnisse. Erst ge- 
genwärtig, seit mit der zweiten 
Amtszeit der Regierung Kohl die 
Machtverhältnisse für längere Zeit 
wieder als gesichert gelten, fühlen 
sich CDU/CSU stark genug, diesen 
alten Konsens aufzukündigen und 
auch im Sicherheitsbereich ihre 
Positionen zu zementieren. Die 
Berufung Peter Frischs zum Vize- 
präsidenten des "Amtes" steht 
hierzu nur in einem scheinbaren 
Widerspruch. Während Stefan Peiny 
1983 noch nach vorheriger Konsul- 
tation und auf Vorschlag der sozi- 
aldemokratischen Bundestagsfrak- 
tion ernannt wurde, fand bei der 
Berufung von Frisch (der wegen 
seiner Beteiligung an dem fingier- 
ten Sprengstoffanschlag auf die 
JVA Celle mit seiner Partei ohne- 
hin über Kreuz liegt) lediglich 
eine anschließende Unterrichtung 
der SPD statt. 


Die Austauschbarkeit 
rungspersonals 


des Füh- 


Abschließend sei anhand einiger 
weniger Beispiele auf einen weite- 
ren, durchaus interessanten Aspekt 
der Personalpolitik des Verfas- 
sungsschutzes hingewiesen: die rei- 
bungsiose Austauschbarkeit von 


Führungskräften innerhalb des sog. 
Sicherheitswesens. Wie eingangs 
erwähnt, begann dies praktisch un- 
mittelbar nach Errichtung der Ge- 
heimdienste. Zwischen den einzel- 
nen Diensten ist dies - wenn auch 
nicht wünschenswert - noch eini- 
germaßen nachvollziehbar: etwa 
bei Richard Meier, der nach ca. 3 
Jahren als Leiter der Spionageab- 
wehr beim Kölner Verfassungs- 
schutz zunächst weitere drei Jahre 
als Beschaffer bei der Konkurrenz 
In Pullach absolvierte, bevor er 
als Präsident ins "Amt" zurück- 
kehrte. Oder bei Norbert Klusak, 
der aus dem Innenministerium 
kommend, die Grundsatzabteilung 
des Kölner Bundesamtes durchlief, 
um anschließend als Vizepräsident 
zum Bundesnachrichtendienst zu 
gehen (wo er bis zu seinem Tode 
der "ewige Zweite" blieb). 

Doch auch zwischen den Polizeien 
und den Geheimdiensten gibt es - 
ungeachtet der verfassungsrecht- 
lich völlig anders gearteten Auf- 
gabenstellung - offenbar keine 
Probleme, wie u.a. das Beispiel 
Rudolf von Hoegens zeigt, der aus 
dem Chefsessel der Kölner Spiona- 
geabwehr zunächst als Staatsschüt- 
zer zum Bundeskriminalamt wech- 
selte, um anschließend Vizepräsi- 
dent des Militärischen Abschirm- 
dienstes zu werden, obwohl er als 
Zivilistt dort eigentlich keinerlei 
Befehlsbefugnis besitzt (und wo er 
dann bis 1987 der ministeriellen 
Fachaufsicht seines einstigen BKA- 
Vizepräsidenten Günther Ermisch 
unterstand). Ähnlich bei Günther 
Scheicher, der es vom Leiter der 
BKA-Sicherungsgruppe Bonn bis 
zum gegenwärtigen Präsidenten 
des hessischen Landesamtes für 
Verfassungsschutz brachte, Oder 
bei Joachim Schwirkosch, der vom 
Referat "Landesverrat" im baye- 
rischen Verfassungsschutz in das 
Terrorismus-Dezernat des blau- 
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weißen Landeskriminalamtes wech- 
seite. 

Von dort kommt schließlich auch 
der im Juli 87 neu ernannte baye- 
rische VfS-Präsident Mehler, zwi- 
schendurch Polizeipräsident in 
Bayreuth. Daß sich die sog. unab- 
hängige Justiz, die traditionsgemäß 
ohnehin stets einen hohen Anteil 
an geheimdienstlichen Mitarbeitern 
stellt, diesem Reigen nicht zu 
verschließen vermag, liegt da 
schon auf der Hand. Zumeist ge- 
schieht dies in ähnlicher Weise 


immer noch HEnks 


wie 1985 in Berlin, wo die beiden 
exponiertesten Vertreter aus der 
P-Abteilung der Berliner Staatsan- 
waltschaft kurz nacheinander ins 
Geheime wechselten: im März 
1985 zunächst Hans-Jürgen 
Pzytarski ais Sicherheitsbeauftrag- 
ter, Chef der Spionageabwehr und 
Vizepräsident des Landesamtes, 
Ein halbes Jahr später - im Ok- 
tober - folgte ihm dann sein Kol- 
lege Wolfgang Müllenbrock, der als 


Staatssekretär in der Innenverwal- 
tung die Fachaufsicht über den 
Verfassungsschutz übernahm. 
Ebenso reibungslos funktioniert der 
Wechsel zwischen den Diensten 
und den Ministerien, denen die 
Aufgabe der "Fachaufsicht" über 
die  Verfassungsschutzämter zu- 
kommt. So etwa bei Hans-Günther 
Kowalski, der aus der BfV-Abtei- 
lung "Linksextremismus" zum Spre- 
cher im Bonner Innenministerium 
wechselte, oder bei Dr.Hans-Peter 
Mahn, der als ehemaliger nieder- 
sächsischer Verfassungsschutz-Chef 
anschließend die Polizelabteilung 
des Ministeriums übernahm. Ebenso 
bei Hermann Häring, der nach 
rund sechs Jahren als Präsident 
des bayerischen Verfassungsschutz- 
amtes wieder in die Polizeiabtei- 
lung des dortigen Innnenministe- 
riums zurückkehrte, aus der er 
1981 gekommen war. Oder letzt- 
lich bei Stefan Pelny und Holger 
Pfanhls, die beide aus Leitungs- 
funktionen im Bundeskanzleramt, 
bzw. der bayerischen Staatskanzlei 
in das "Amt" versetzt wurden. 
Doch nicht nur auf Leitungsebene 


ist ein Wechsel von exekutiven 
Kontroll- in geheimdienstliche 
Führungspositionen üblich. Auf 


Bundesebene ist vielmehr ein zeit- 
weiliger Wechsel von jungen Be- 
amten des höheren Dienstes in die 
für die Kontrolle des Amtes zu- 
ständige Abteilung IV des BMI fest 
institutionalisiertt. Gute Beurtei- 
lungen im BMI eröffnen Aufstiegs- 
chancen im Bundesamt, aus dem 
wiederrum viele der Referatsleiter 
in der Abt. IV des BMI stammen. 
Exekutive Kontrolle ist unter 
diesen Umständen von der Ministe- 
rialverwaltung kaum zu erwarten. 
Sie teilen vielmehr dasselbe ge- 
heimdienstliche Sicherheitsdenken. 


Polizei und Geheimdienste: 


Sicherheitspolitische "Wiedervereinigung”? 
von Roif Gössler * 


Nicht erst mit den sog. "Sicherheitsgesetzen" der Kohl/Genscher-Regie- 
rung vom Frühjahr letzten Jahres begann der Versuch, geheimdienstli- 
che und polizeiliche Aufgaben und Befugnisse zu verschmelzen. 

Wie der folgende Beitrag zeigt, gab es Ansätze hierzu bereits In den 
fünfziger Jahren, die in den siebziger Jahren systematisiert worden 
sind und dazu geführt haben, daß heute zum einen die Polizei sich ge- 
heimdienstlicher Strategien und Methoden bedient, zum anderen aber 
auch die Geheimdienste sich exekutive Befugnisse der Pollzelen des 


Bundes und der Länder systematisch zunutze machen. 


Weite Teile der Bevölkerung ver- 
mögen zwischen Polizei und "Ver- 
fassungsschutz" (VfS) auf Anhleb 
nur wenig Unterschiede auszuma- 
chen - was an der Qualität des 
"staatsbürgerlichen" Unterrichts 
liegen mag. Auch unter staatskri- 
tisch eingestellten Oppositionellen 
überwiegt - betroffenheitsbedingte- 
Zusammenschau: "Ist doch gleich- 
gültig, von welcher Abteilung der 
Staatsgewalt ich observiert, kon- 
trolliert oder festgenommen wer- 


de...Das Ergebnis ist jeweils das 
gleiche" - eine praktische Auf- 
fassung, die auf Anhieb nur 


schwer zu widerlegen sein dürfte 
und die immerhin staatstheoretisch 
untermauerbar wäre. Und staats- 
tragende Politiker, Praktiker und 
(Rechts-) Wissenschaftler nähren 
diese Sichtweise mit ihrem Argu- 
ment der "Einheit der Staatsge- 
walt", (1) wonach sich der Staat 
nicht "künstlich dumm stellen" 
dürfe, indem er rechtliche (Infor- 
mations-) Barrieren zwischen Poli- 
zei und bundesdeutschen Geheim- 


diensten VfS, Bundesnachrichten- 
dienst (BND) und Militärischer Ab- 
schirmdienst (MAD) aufbaue. Wur- 
de in den 50er und 60er Jahren 
der VfS mitunter noch als eine 


Art Spezialpolizei, das Ver- 
fassungsschutzamt als eine "poli- 
zeiliche Dienststelle" (2) angese- 


hen, die "wesentliche(n) begriffli- 
che(n) Merkmale polizeilicher TA- 
tigkeit" erfülle (3) oder bei der es 
sich im Wesen gar um eine "ty- 
pisch polizeiliche Tätigkeit" han- 
dele (4), so wird seit den 70er 
Jahren - im Zuge der Computeri- 
sierung von Polizei und VfS - we- 
niger auf die (Tell-) Identität der 
Tätigkeiten und Dienststellen, son- 
dern stärker auf die Informatio- 
nelle Zusammenarbeit der beiden 
Institutionen abgestellt um mög- 
lichst hohe staatsschützende Effi- 
zienz zu erreichen. 

"Es wäre", so der ehemalige Rich- 
ter Wand in seinem Sondervotum 
zu einer Entscheidung des Bundes- 
verfassungsgerichts, (5) "...ange- 
sichts der Einheit der Staatsgewalt 


* Rechtsanwalt und Buchautor in Bremen; Wissenschaftlicher Mitar- 
beiter des Hamburger Instituts für Sozialforschung. Redakteur der 
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geradezu widersinnig, den Staat an 
der Verwertung von Material zu 
hindern, das sich legitimerweise in 
seinen Händen befindet und das er 
sich zum Schutze der freiheitlich- 
demokratischen Grundordnung (..) 
beschafft hat." 

Diese Argumentation läuft im 
Grunde darauf hinaus, daß das 
Wissen irgendeiner staatlichen 
Dienststelle zum Wohle des Staa- 
tes so zu betrachten sei, als hät- 
ten alle anderen Dienststellen die- 
ses Wissen ebenfalls - gleichgültig, 
ob sie nun Polizei oder "Verfas- 
sungsschutz" heißen. Damit der 
permanente Austausch des gehäuf- 


ten Wissens auch gewährleistet 
werden kann, bedarf es folglich 
eines umfassenden Informations- 
verbundes, wie er während der 


Pionierzeiten der elektronischen 
Datenverarbeitung auf dem Sektor 
der "Inneren Sicherheit" in den 
70er Jahren auch in Ansätzen 
bundesdeutsche Realität geworden 
war. 

Doch dieser Auffassung und Praxis 
stehen, neben individuellen Grund- 
rechten, verfassungsrechtliche 
Prinzipien entgegen, deren Exi- 
stenz und Wirkungen darauf ab- 
zielen, die Machtfülle des Staates 
zu begrenzen: das föderale Prinzip 
der bundesstaatlichen Gliederung 
(Polizei und VfS sind primär Län- 
dersache) sowie das machtteilende 
Prinzip der Gewaltenteilung (Art. 
20, 28 GG). Insbesondere Im Zeit- 
alter der Elektronik kann dabei 
die Funktion der Gewaltenteilung 
nicht allein auf das Verhältnis der 
drei großen Gewaltenbereiche Le- 
gislative, Exekutive und Judikative 
zueinander beschränkt bleiben, 
sondern muß auch die einzelnen 
Gewalten selbst durchdringen (6) 
und die "informationelle Gewalten- 
teilung" mitumfassen. (7) Für das 
Verhältnis Polizel/VfS gelten je- 
doch über diese generellen rechts- 


staatlichen Prinzipien hinaus noch 
geschichtlich bedingte Besonderhei- 
ten, deren grundsätzliche und ak- 
tuelle Bedeutung nicht hoch genug 
eingeschätzt werden kann. 


1. Lehren aus dem deutschen Fa- 
schismus 


Nach der deutschen Kapitulation 
bis zur Gründung der Bundesrepu- 
blik waren die Erinnerungen an die 
Terrorherrschaft des NS-Regimes 
naturgemäß noch hell wach, 
herrschten in der Bevölkerung 
noch Argwohn und Widerwillen ge- 
gen polizeiliche und geheimdienst- 
liche Behörden und Tätigkeiten. 
Diese Einstellung beruhte auf den 
Erfahrungen mit der faschistischen 
GeStaPo, der Geheimen Staatspoli- 
zel im Nationalsozialismus, die als 
Teil der "Sicherheitspolizei" (SIPO) 
zusammen mit der Kriminalpolizel 
und dem "Sicherheitsdienst" (SD) 
im Reichssicherheitshauptamt 
(RSHA) vereinigt war. (8) 

Eine solch straff zentralistisch 
gelenkte politische Geheimpolizei, 
die allumfassend und unkontrol- 
llert nachrichtendienstlich und 
vollziehend tätig war, und die mit 
dieser beispiellosen Machtfülle un- 
sägliches Leid, Folter und Tod 
über Abertausende, ja Millionen 
von Menschen in Deutschland und 
in den von der Wehrmacht besetz- 
ten ausländischen Gebieten ge- 
bracht hatte, sollte in der Bundes- 
republik von Anfang an bereits 
unmöglich gemacht werden. Polizei 
und Geheimdienste sollten ent- 
flochten werden, um eine neuerli- 
che undemokratische Machtkonzen- 
tration von vornherein zu vermei- 
den. Dies war allerdings keine 
bessere Einsicht und Eingebung 
von deutschen Politikern der "er- 
sten Stunde", sondern geschah auf 
Veranlassung der Alliierten: 
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® Im sog. Polizeibrief der drei 
westlichen Militärgouverneure vom 
14. April 1949 an den verfassungs- 
gebenden Rat über die zukünftigen 
Polizeibefugnisse wurde der Bun- 
desregierung gestattet, "eine Stelle 
zur Sammlung und Verbreitung von 
Auskünften über umstürzlerische, 
gegen die Bundesregierung gerich- 
tete Tätigkeiten einzurichten", die 
jedoch keinerlei polizeiliche Be- 
fugnisse haben sollte. (9) 


"Der Bundesregierung wird es 
ebenfalls gestattet, eine Stelle zur 
Sammlung und Verbreitung von 
Auskünften über umstürzlerische, 
gegen die Bundesregierung gerich- 
tete Tätigkeiten einzurichten. 
Diese Stelle soll keine Polizeibe- 
fugnis haben." 

aus: "Polizeibrief"* der Militär- 
gouverneure an den Präsidenten 
des Parlamentarischen Rates vom 
14. April 1949 


© Im Genehmigungsschreiben zum 
Grundgesetz vom 12. Mai 1949 
hatten die Militärgouverneure hin- 
sichtlich der Polizeibefugnisse 
nochmals ausdrücklich auf diesen 
"Polizeibrief" Bezug genommen. 
(10) 

® während der Vorbereitungsarbei- 
ten zum ersten Bundesverfassungs- 
schutzgesetz (BVerfSchG) (11) er- 
reichte den Bundeskanzler erneut 
ein Schreiben der drei westlichen 
Alliierten vom 12. Januar 1950 
mit dem Passus: die Bundesbe- 
hörde ... "shall exercise no autho- 
rity or control over the Land 
agencies or the various police for- 
ces in the laender." (12) 

Aufgrund der leidvollen Erfahrun- 
gen mit der jüngsten deutschen 
Geschichte sollte also, so läßt sich 
zusammenfassen, eine strikte 
Trennung zwischen geheimdienstli- 
cher «nachrichtendienstlicher) und 


polizeilicher Tätigkeit, zwischen 
Geheimdienst- und Polizeiapparat 
vollzogen werden, um das Wieder- 
aufleben eines staatsterroristischen 
Systems zu verhindern. Dieses 
Trennungsgebot sollte nun auch als 
"essential" gesetzlich verankert 
werden, womit unmißverständlich 
klargestellt werden sollte, daß den 
Geheimdiensten - und damit dem 
vVfS - keine polizeilichen (vollzie- 
henden) Befugnisse oder Kontroll- 
befugnisse zustehen: also keine 
(geheimdienstlichen) Verkehrs- oder 
Personenkontrollen, keine Durchsu- 
chungen oder Beschlagnahmen, kei- 
ne Festnahmen und erkennungs- 
dienstlichen Behandlungen, kein 
Waffeneinsatz oder sonstige 
Zwangsbefugnisse. 

Auf der anderen Seite sollten 
diese exekutiven Vollmachten der 
Polizei eingeräumt werden, ihr je- 
doch der Einsatz nachrichten- 
dienstlicher Mittel und Methoden 
grundsätzlich untersagt bleiben; 
das Auftreten und Handeln der 
Polizei gegenüber den Bürgern 
sollte also prinzipiell offen, bere- 
chenbar und kontrollierbar sein - 
das bedeutet: sie darf nicht im 
Geheimen tätig werden. (13) 


2. Kurzgeschichte juristischer Ver- 
drängungsversuche 


Mit dem allmählichen Verblassen 
der Erinnerungen an die Schrecken 
der NS-Herrschaft schienen auch 
die ursprünglich daraus gezogenen 
Lehren und Konsequenzen einem 
steten Prozeß der Verwässerung 
anheimgefallen zu sein. 

Wie sich das Verhältnis von Poli- 
zei und Geheimdiensten/VfS im 
Laufe der vergangenen vier Jahr- 
zehnte entwickelte, soll im fol- 
genden untersucht werden. 
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2.1 Der Streit um das Trennungs- 
gebot 


Das Gebot der Trennung von Poli- 
zei und Geheimdiensten fand keine 
direkte Aufnahme Ins Grundgesetz. 
Es ist daher bis heute umstritten, 
ob ihm Verfassungsrang zukommt. 
(14) 

Zu bedenken ist jedenfalls, daß die 
Nichtaufnahme des Gebots die 
West-Alliierten in ihrem Genehmi- 
gungsschreiben zum Grundgesetz 
veranlaßt hat, nochmals ausdrück- 
lich auf den Inhalt ihres "Polizei- 
briefes" Bezug zu nehmen. Aus 
dieser ursprünglich prägenden Be- 
deutung des "Polizeibriefes" wird 
mitunter dessen Charakter als 
"Rechtsquelle mit verfassungs- 
rechtlicher Bindungswirkung" ab- 
geleitet, (15) die auch nicht etwa 
- so eine Mindermeinung - durch 
die Verleihung der Souveränität an 
die Bundesrepublik "erloschen" sei. 
(16) 

Doch selbst wenn man der Auffas- 
sung folgt, mit Inkrafttreten des 
Deutschlandvertrages am 5. Mal 
1955 (17) sowie der Drei-Mächte- 
Erklärung vom 27, Mai 1968 (18) 
seien die alliierten Vorbehalte und 
Restriktionen erloschen, so läßt 
sich schließlich per Verfassungsin- 
terpretation eine Rechtsgrundlage 
des Trennungsgebotes aus dem 
Grundgesetz selbst herausarbeiten. 
In Betracht kommt Art. 87 Abs. | 
Satz 2 GG. Aus dem Text dieser 
Norm ist ersichtlich, daß dem 
Bund das Recht eingeräumt wird, 
bestimmte "Zentralstellen für das 
polizeiliche Auskunfts- und Nach- 
richtenwesen, zur Sammlung von 
Unterlagen für Zwecke des Verfas- 
sungsschutzes und für die Krimi- 
nalpolizei" einzurichten. (19) Das 
bedeutet: Es darf nicht etwa le- 
diglich eine einzige Zentralstelle 
für all diese Aufgaben eingerichtet 
werden, sondern es müssen jeweils 


unterschiedliche - und daher not- 
wendig getrennte - Zentralstellen 
für die unterschiedlichen Aufgaben 
und Tätigkeiten sein. (20) "Damit 
wäre Art. 87 I 2 GG verfassungs- 
rechtIche Grundlage des Tren- 
nungsgebotes." (21) 

Untermauern läßt sich diese Tex- 
tinterpretation mit Hilfe einer 
Vielzahl von historischen Belegen, 
die den ursprünglichen oder an- 
fänglichen Willen des verfassungs- 
gebenden Parlamentarischen Rates, 
des Gesetzgebers sowie die Ab- 
sicht des Grundgesetzes in Ansät- 
zen erkennen lassen. 

So wurde etwa bei den Beratungen 
über die Einführung des Bundes- 
grenzschutzes (BGS) Art. 87 I 2 
GG in einem Sinne interpretiert, 
wie es der alliierte "Polizeibrief" 
vorgegeben hatte. (22) 

Bereits die Bundestagsdebatte zum 
neuen Bundesverfassungsschutzge- 
setz (BVerfSchG) von 1950 drehte 
sich um das Problem der Kompe- 
tenzbegrenzungen mit dem Ziel, 
das Entstehen einer neuen Ge- 
StaPo auszuschließen, nachdem die 
drei Westalliierten mit ihrem 
Schreiben vom 12. Januar 1950 an 
den Bundeskanzler abermals in 
diesem Sinne interveniert hatten. 
Zwar behauptet im Jahre 1986 ei- 
ner der schärfsten Gegner der "hi- 
storischen Interpretation” eines 
verfassungsmäßig verankerten 
Trennungsgebotes, eine solche In- 
terpretation sei erst nachträglich 
in den 70er Jahren konstruiert 
worden; lediglich ein einziger Ab- 
geordneter habe seinerzeit im Zu- 
sammenhang mit der Verabschie- 
dung des VerfSchG 1950 im Bun- 
destag von GeStaPo gesprochen - 
und der habe zudem der KPD an- 
gehört. (23) Doch bei dieser '"Be- 
gründung” handelt es sich alle um 
leicht zu widerlegende Geschichts- 
klitterung: Wenigstens zwei wei- 
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tere Abgeordnete stellten die For- 
derung nach klarer Unterscheidung 
zwischen VfS und einer geheimen 
Staatspolizei auf. So erklärte der 
Abgeordnete Greve für die SPD: 
"Die Grundtendenz dessen, was wir 
wünschen, ist, daß die Ausführun- 
gen dieses Gesetzes, auch die in- 
stitutionelle Durchführung, nicht 
zu einer neuen GeStaPo führen 
darf." (24) 

Der Abgeordnete der konservativen 
DP, v. Merkatz, der sich in der 
Phase der Auflösung seiner Partei 
der CDU anschloß und später un- 
ter Kanzler Adenauer Bundesmini- 
ster wurde, warnte in derselben 
Debatte: "Kontrollbefugnisse und 
polizeiliche Exekutivbefugnisse hat 
dieses Amt nicht. Würde es diese 
Befugnisse bekommen, dann würde 
ein solches Amt sehr bald densel- 
ben Charakter erhalten, wie ihn 
die Geheime Staatspolizei gehabt 
hat ..." (25) 

Die Bundesregierung konnte sich 
diesen Befürchtungen nicht entzie- 
hen und ließ durch den damaligen 
Staatssekretär im Bundesinnenmini- 
serium (BMI), Ritter von Lex ver- 
sichern: 

"Wir haben in keiner Weise die 
Absicht, dem Bundesamt für Ver- 
fassungsschutz irgendwelche Exe- 
kutivbefugnisse zu geben. Es hat 
Nachrichten zu sammeln." (26) 


2.2 Die gesetzliche Aufweichung 
des Prinzips 


Das Trennungsgebot fand tatsäch- 
lich Eingang in das "Gesetz über 
die Zusammenarbeit des Bundes 
und der Länder in Angelegenheiten 
des Verfassungsschutzes" (kurz: 
Bundesverfassungsschutzgesetz - 
BVerfSchG 1950) vom 27. Septem- 
ber 1950. (11) 

In $ 3 Abs. 2 wurde ausdrücklich 
bestimmt, daß das Bundesamt für 
Verfassungsschutz (BfV) keine "po- 


lizeilichen Befugnisse oder Kon- 
trollbefugnisse" hat und "einer po- 
lizeillchen Dienststelle, nicht ange- 
gliedert werden darf". Diese For- 
mulierungen haben auch die 
Neufassung des BVerfSchG vom 7. 
August 1972 (27) überstanden, 
wenngleich mit dieser Neufassung 
die Legalisierung einer umfassen- 
den, tendenziell trennungsüberwin- 
denden Kompetenzerweiterung ver- 
bunden war. Diese Vorschriften 
des Bundes bezüglich der strikten 
Trennung zwischen VfS und Polizei 
haben sich in den Landesverfas- 
sungsschutzgesetzen (LVerfSchG) 
schon nicht mehr voliständig 
durchsetzen können. Und schon 
entbrannte der Streit um die 
rechtliche Qualität des Trennungs- 
gebotes: Die einen lehnen seine 
Geltung für die Länder rundweg 
ab und frohlocken, somit könne 
der Landesgesetzgeber etwa auch 
das Landeskriminalamt (LKA) mit 
der Bearbeitung von Angelegenhei- 
ten des VfS betrauen (28) oder die 
Verfassungsschutzbehörden mit 
Zwangsmitteln ausstatten. (29) 

Die anderen befürworten zu Recht 
eine Gültigkeit des Trennungsgebo- 
tes auch auf Länderebene, weil 
ansonsten dieses substantiell 
wichtige Prinzip über die in den 
Verfassungsschutzgesetzen gere- 
gelte Zusammenarbeit zwischen 
den Landesämtern für VfS und 
dem BfV praktisch unterlaufen 
werden könnte, (30) 

Im Jahre 1973 hat die Innenmini- 
sterkonferenz (IMK) den sog. Mu- 
sterentwurf für ein Verfas- 
sungschutzgesetz vorgelegt, der 
für die Ländergesetzgebung in die- 
sem Regelungsbereich Vorbildcha- 
rakter entfaltet. Dieser Mu- 
sterentwurf enthält nun bezeich- 
nenderweise schon nicht mehr das 
Verbot der "Kontrollbefugnis"”, 
noch das Verbot der Angliederung 
an eine polizeiliche Dienststelle, 


Bürgerrechte & Polizei 27 


43 


——— 


wie es Im BVerfSchG normiert ist. 
Einige Länder sind diesen Emp- 
fehlungen bereits gefolgt. (31) 
Verständliich mag diese gesetzge- 
berische Abstinenz werden, wenn 
man folgendes bedenkt: In bisher 
insgesamt vier Bundesländern - 
Niedersachsen, Nordrhein-Westfa- 
len, Rheinland-Pfalz, Schleswig- 
Holstein - geht die Ämterverquic- 
kung bereits so weit, daß die Ver- 
fassungsschutzbehörden nicht in 
separaten Landesämtern, sondern 
gleich auf höchster Ebene in Ar- 
beitseinheiten der jeweiligen Lan- 
desinnenministerien betrieben wer- 
den, die schließlich gleichzeitig 
für die Länderpolizeien aufsicht- 
führend zuständig sind. 

Von einer organisatorischen Tren- 
nung im Sinne einer Behördentren- 
nung von der Polizei kann bel die- 
ser Konstruktion keine Rede mehr 
sein. (31a) 


3. Zusammenarbeit als Vorstufe 
zur "Wiedervereinigung” (7?) 


Die Geschichte der Geheimdienste 
und der Polizei in der Bundesrepu- 
blik ist nicht zuletzt eine gemein- 
same Geschichte des Staatsschut- 
zes. Schon frühzeitig arbeiteten 
beide Behörden mehr oder weniger 
intensiv Hand in Hand. Polizei und 
Verfassungsschutzämter waren 
und sind sich gegenseitig zentrale 
Quellen und Hilfen, "ergänzende 
Partner", wie schon im Jahre 1960 
Ritter von Lex feststellte. (32) 
Dadurch, so der Ritter, könne 
verhindert werden, daß der "Ver- 
fassungsschutz, weil er in keiner 
unmittelbaren organisatorischen 
Beziehung zur polizeilichen Exe- 
kutive steht, in der Luft hängt", 
was im übrigen sinngemäß auch 
für die beiden anderen Geheim- 
dienste BND und MAD gelten 
dürfte. 


An mehr oder weniger gelungenen 
Versuchen der Exekutive, die 
geforderte prinzipielle organisato- 
rische und funktionelle Trennung 
von Polizel und VfS durch institu- 
tionelle Zusammenführung auf hö- 
herer Ebene (BMI, IMK, LMI etc.), 
durch personelle Grenzüberschrei- 
tungen und systematische Zusam- 
menarbeit bzw. "Amtshilfe" zu 
überwinden, hat es daher von An- 
fang an nicht gefehlt. 
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"Bei dem Verfassungsschutzdienst 
ist es wie bei der Psychotherapie. 
Die Psychotherapie ist nämlich die 
Krankheit, die man damit heilen 
will. Und ich habe ein biBchen das 
Gefühl, daß der Verfassungsschutz 
selber die Krankheit ist, die man 
hellen will. Das muß mal ein Ende 
finden." 

Dr. von Merkatz (DP) am 
16.9.1954 Im Bundestag „ Protokoll 
S. 1984 
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Allerdings lassen die bekanntge- 
wordenen Fälle von funktioneller 
Zusammenarbeit, von Arbeitstei- 
lung, technischer Hilfeleistung 
bzw. Amtshilfe noch keinen Schluß 
auf das tatsächliche Ausmaß der 
Zusammenarbeit und damit auf de- 
ren gesamte Qualität zu. Die vor 
allem in den 70er und Anfang der 
80er Jahre aufgedeckten Skandale 
- insbesondere im Zusammenhang 
mit der sog. Terrorrismusbekämp- 
fung - sind allenfalls Indizien für 
eine enger gewordene Verzahnung 
von Polizei und Geheimdiensten 
auf dem Gebiet des Staatsschut- 
zes, (33) 
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3.1 Zur praktischen Überwindung 
des Trennungsgebotes 


Im folgenden werden zur Veran- 
schaulichung einige weniger be- 
kannte oder schon wieder verges- 
sene Kostproben von unterschiedli- 
chen Formen der Zusammenarbeit 
aus den vergangenen anderthalb 
Jahrzehnten dargestellt: 

e Abhörfall: 

In einem Fall von Telefon- und 
Postkontrolle gegen den Bremer 
Strafverteidiger Heinrich Hanno- 
ver, der Anfang der 70er Jahre 
die zur Fahndung ausgeschriebene 
Ulrike Meinhof in einem Sorge- 
rechtsverfahren sowie den als 
"Terroristen" bereits angeklagten 
Werner Hoppe anwaltlich vertreten 
hatte, ergibt sich über 10 Jahre 
später aus den Akten folgendes 
Bild: Das BfV hatte im Jahre 1972 
die anderthalb monatigen Überwa- 
chungsmaßnahmen nach dem "G- 
10-Abhör-Gesetz" in die Wege ge- 
leitet und sich dabei auf die Aus- 
sage eines "Hinweisgebers" ge- 
stützt, der den Strafverteidiger als 
"Anlaufstelle" für gesuchte RAF- 
Mitglieder denunzierte. Dieser 
Hinweisgeber, so stellte sich spä- 
ter heraus, war V-Mann nicht et- 
wa des BfV, sondern des Bundes- 
kriminalamtes (BKA). Dieses Amt 
verbürgte sich nämlich in einer 
Glaubhaftmachung der gesetzlichen 
Voraussetzungen für eine Aus- 
kunftsverweigerung im späteren 
Verwaltungsgerichtsverfahren für 
diese "Quelle": "Der Hinweisgeber 
galt stets als gut informierte 
Quelle", schried der ehemalige 
BKA-Vizepräsident Boeden in einer 
"Amtlichen Erklärung" an das BMI, 
(34) (Boeden ist inzwischen Präsi- 
dent des BfV) 

Obwohl also das BKA mit seiner 
polizeilich geführten V-Person fe- 
derführend tätig war und zwar 


zunächst durchaus im Bereich sei- 
ner Kompetenzen, der Strafverfol- 
gung bzw.Fahndung nach Ulrike 
Meinhof u.a., scheute das Amt of- 
fenbar doch davor zurück, auf- 
grund der vagen Anhaltspunkte 
eine richterliche Anordnung gegen 
den Anwalt zu beantragen, wie sie 
Im Rahmen der Strafprozeßordnung 
(StPO) nach 5 100a für Überwa- 
chungsmaßnahmen erforderlich ist 
(hiernach müßten "bestimmte Tat- 
sachen den Verdacht begründen"). 
Diese Voraussetzungen und der 
richterliche Vorbehalt bildeten 
eine zu hohe Hürde und so wurde 
der einfachere Weg unter Umge- 
hung der Strafprozeßordnung ein- 
geschlagen: nämlich über den VfS 
nach dem für die Geheimdienste 
geschaffenen "G-10-Abhör-Gesetz", 
wonach die Anforderung von Kon- 
trollmaßnahmen an geringere An- 
forderungen geknüpft ist (hiernach 
brauchen nur "tatsächliche An- 
haltspunkte für den Verdacht be- 
stehen"). Und noch eine Vereinfa- 
chung bietet dieser Weg: Der BMI 
als oberste exekutive Aufsichtsbe- 
hörde ordnet die Maßnahmen auf 
Antrag des VfS an und nicht ein 
"unabhängiger", die Exekutive kon- 
trollierender Richter wie beim be- 
schwerlichen Weg über die StPO. 
Dies bedeutet: Das BKA bediente 
sich - unter Umgehung der Straf- 
prozeßordnung - des geheim- bzw. 
nachrichtendienstlichen Armes des 
VfS, um unter vereinfachten Be- 
dingungen eine Telefon- und Post- 
kontrolle gegen einen verdächtigen 
Strafverteidiger durchführen zu 
lassen, der just zu jener Zeit in 
einem politischen Strafverfahren 
verteidigte. 

e Nachrichtendienstliche Leihar- 
beit: 

Im Rahmen der Fahndung nach 
den Entführern des Arbeitgeber- 
Präsidenten Hanns-Martin Schleyer 
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im Jahre 1977 haben etwa 150 
Angehörige des militärischen Ge- 
heimdienstes MAD bei Observatio- 
nen des BKA bzw. der Landeskri- 
minalämter personell und mit 
technischen Mitteln ausgeholfen. 
Die Observationen erfolgten unter 
BKA-Einsatzplanung. (35) 

e Das "Celler Loch” als Gemein- 
schaftsleistung: 


In der Nacht zum 25. Juli 1978 
haben Beamte des niedersächsi- 
schen VfS und Spezialisten der 


"Anti-Terror"-Spezialeinheit GSG 9 
des Bundesgrenzschutzes (Bundes- 
polizei) In einer gemeinsamen Ak- 
tion "Feuerzauber" (als Bestandteil 
der Geheimoperation "Neuland") 
einen Sprengstoffanschlag auf die 
Celler Justizvollzugsanstalt verübt, 
wobei ein Loch in die Gefängnis- 
mauer gesprengt worden ist. (36, 
37) (Siehe hierzu den Beitrag von 


Behnsen und Trittin In diesem 
Heft.) 

e Entwicklungshilfe für die "Aktion 
Paddy": 

Anfang der 80er Jahre startete 
das BKA im Rahmen der "Terro- 
rismus-Abwehr" eine großange- 
legte, flächendeckende, technisch 


aufwendige und komplizierte Vi- 
deo-Observation im Raum Heidel- 
berg-Mannheim. An den geheimen 
Lagebesprechungen nahmen auch 
Mitarbeiter des BND und des VfS 
teil. Technische Hilfe leisteten 
dem BKA insbesondere Beamte des 
BND. (38) Mit vereinten Kräften 
wurde diese elektronische Observa- 
tion über sechs Monate lang be- 
trieben; sie führte zur Speicherung 
und zum Abgleich der Daten von 
Tausenden von Personen und Fahr- 
zeugen, 

® Kleiner "Grenzverkehr": 


In einem Strafverfahren gegen 
Hausbesetzer und Demonstranten 
in Freiburg (1984) wußte ein 


Kripo-Beamter unter Ausschluß der 


Öffentlichkeit über eine frucht- 
bare, allerdings am Rande der Le- 
galität angesiedelte Zusammenar- 
beit zwischen dem baden-württem- 
bergischen VfS und der Polizei zu 
berichten, Es ging um die Be- 
schaffung von Belastungsmaterial 
gegen die Beschuldigten. Er schil- 
derte ein konspiratives Treffen 
zwischen zwei LfV-Beamten, ihrem 
anonymen Mitarbeiter und einem 
Kriminalbeamten auf einem Park- 
platz etwa 20 Kilometer außerhalb 
von Freiburg. Der Kripo-Beamte 
hatte dort den anonymen LfV-Mit- 


arbeiter, die sog. Quelle, nach 
seinen Wahrnehmungen bei einer 
Inkriminlerten Versammlung be- 


fragt und dabei auch ca. 15 
Lichtbilder von verschiedenen Per- 
sonen vorgelegt. Die Unterredung 
hatte eine Dauer von 30 Minuten, 
Im Verfahren schilderte der Zeuge, 
schon fast naiv, daß selbst den 
Verfassungsschützern vor Ort diese 
von ihnen arangierte Zusammenar- 
beit mit der Kripo zu weit zu ge- 
hen schien: "Die Leute haben 
einen Zirkus gemacht, sie wollten 
nicht, daß ich die Bilder vorlege. 
Ich sagte jedoch, die Bilder gehö- 
ren dazu, ich muß wissen, ob er 
die beiden kennt", heißt es im ge- 
richtlichen Vernehmungsprotokoll. 
(39) 


3.2 Geheime Richtlinien-Politik 


Die Zusammenarbeit zwischen den 
Geheimdiensten und der Polizei ist 
elne äußerst umstrittene juristi- 
sche Materie und eine problemati- 
sche Gratwanderung in der Praxis 
- eine Praxis, die dazu neigt, im 
Sinne möglichst ungehinderter Da- 
tenflüsse das Rechtsinstitut der 
"Amtshilfe" als Zauberformel zum 
"Sesam-öffne-Dich" zu entwickeln. 
Einerseits konstituiert zwar das 
BVerfSchG eine allgemeine Pflicht 
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zur Zusammenarbeit zwischen BfV, 
Gerichten und Behörden (also auch 
den Polizeibehörden). (40) Doch 
dieses Amtshilfegebot darf auf der 
anderen Seite nicht dazu führen, 
daß das Trennungsgebot damit in 
seiner Substanz angetastet wird. 
Insofern ist das Verhältnis Poli- 
zei/VfS, wie bereits eingangs fest- 
gestellt, mit einer rechtlichen Be- 
sonderheit behaftet, die stets 
miteinzubeziehen ist und die die 
Amtshilfe begrenzt. (41) 

Unter Amtshilfe ist nur die im 
Einzelfall auf Ersuchen einer Be- 
hörde geleistete Hilfe in Form ei- 
ner ergänzenden Unterstützungs- 
handlung (rechtliche Maßnahme 
oder rein technische Handlung) 
durch die ersuchte Behörde zu 
verstehen. (42) 

Wenn nun allerdings dem VfS aus- 
drücklich verboten ist, polizeiliche 
Befugnisse oder Kontrollbefugnisse 
auszuüben, dann dürfen ihm solche 
Befugnisse auch nicht auf dem 
Umweg über eine ersuchte Poli- 
zeibehörde per Übermittlung von 
Informationen erwachsen, die mit 
polizeilichen Mitteln erfaßt worden 
sind - grundsätzlich genauso wenig 
wie im umgekehrten Fall der Poli- 
zei Informationen des VfS zu- 
fließen dürfen, die dieser in sei- 
nem Aufgabenbereich mit geheim- 
dienstlichen Mitteln erschlichen 
hat. 

Die Zusammenarbeit im Sinne des 
"Amtshilfegebotes" setzt im übri- 
gen stets die Prüfung des jeweili- 
gen Einzelfalles voraus, darf also 
nicht serienmäßig, automatisch und 
ungeprüft erfolgen. (43) 


3.2.1 Richtlinien für die systema- 
tische Zusammenarbeit 


Mit Hilfe einer Reihe von inter- 
nen, untergesetzlichen Verwal- 
tungsrichtlinien, die regelmäßig als 


Verschlußsachen "VS-Nur für den 
Dienstgebrauch" eingestuft wurden, 
sollte die systematische Zusam- 
menarbeit zwischen den Staatssi- 
cherheitsbehörden bereits frühzel- 
tig konkretisiert und verpflichtend 
geregelt werden (verbunden war 
damit eine schleichende Kompe- 
tenzvermehrung). (44) 

Dabei fällt auf, daß bis weit in 
die 70er Jahre hinein der Zusam- 
menarbelt gegenüber dem Tren- 
nungsgebot absolute Priorität ein- 
geräumt wurde. Letzteres geriet 
praktisch In Vergessenheit. 

Im folgenden sollen die wichtig- 
sten Richtlinien der vergangenen 
35 Jahre in knapper Form vorge- 
stellt und jeweils kurz problemati- 
siert werden. 

© "Unkeler Richtlinien": 

Bereits im Jahre 1954 wurde auf 
einer geheimen Konferenz der In- 
nenminister des Bundes und der 
Länder in Unkel ein entscheiden- 
der Schritt in Richtung auf eine 
praktische Durchlöcherung der 
Trennung getan: Diese Richtlinien 
vom 8. Oktober 1954 verpflichte- 
ten VfS-Apparat und Polizei zu 
einer permanenten und engen Zu- 
sammenarbelt: 

"Die Polizei unterrichtet den Ver- 
fassungsschutz fortlaufend über 
alle bemerkenswerten Vorgänge, 
die für ihn bei der Durchführung 
seiner Aufgaben ... von Interesse 
sein können. Der Verfassungsschutz 
unterrichtet die Polizei über alle 
Tatbestände, von denen sie zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben Kenntnis 
haben muß..." (45) Die Richtlinien 
verlieren keln Wort über die aus 
dem Trennungsgebot resultierenden 
Probleme der Zusammenarbeit. 
(46) 

e "Zusammenarbeltsrichtlinien": 
Auch nach den "Richtlinien der 
Verfassungsschutzbehörden, des 
BND, des MAD, der Polizei und 
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der Strafverfolgungsbehörden In 
Staatsschutzangelegenheiten" (=Zu- 
sammenarbeitsrichtlinien/ZAR) vom 
18. September 1973 (47) besteht 
eine gegenseitige Unterrichtungs- 
pflicht über alle bei der einen Be- 
hörde anfallenden "Hinweise, 
Wahrnehmungen und Erkenntnisse”, 
die für die jeweils andere Behörde 
von Interesse sein können. "Auch 
In Zweifelsfällen ist stets zu un- 
terrichten", heißt es In $S 4 ZAR, 
wo außerdem zu lesen Ist: 

"Die „. genannten Behörden sind 
im Interesse eines wirksamen 
Staatsschutzes zu vertrauensvolier 
Zusammenarbeit verpflichtet..." 
(48) 

Für den Bereich der Strafverfol- 
gung, wenn die Polizei also Er- 
mittlungen im Auftrag der Staats- 
anwaltschaft (StA) durchzuführen 
hat, heißt es u.a.: "Angehörige der 
genannten Dienststellen (VfS, BND, 
MAD; d.V.) können als Sachver- 
ständige oder Auskunftspersonen 
zu Vernehmungen oder sonstigen 
Ermittlungshandlungen (wie Be- 
schlagnahmen, Durchsuchungen 
oder Tatortbesichtigungen) zugezo- 
gen werden. („.)" ($ 15 Abs. 2 
ZAR). 

"Abschriften von Protokollen kön- 
nen mit Zustimmung der Staats- 
anwaltschaft den genannten 
Dienststellen zur Verfügung ge- 
stellt werden." ($ 15 Abs. 3) (49) 

e Die "Richtlinien für das Straf- 


und Bußgeldverfahren" (RiStBV) 
(50): 
Diese legen der Polizei eine 


Pflicht zur "rechtzeitigen Fühlung- 
nahme" mit den Geheimdiensten 
auf und enthalten den Inhalt der 
letztgenannten ZAR-Regelungen 
fast gleichlautend. Präzisierend 
heißt es unter Nr. 205 Abs. 2, daß 
dem VfS "Abschriften von Nieder- 
schriften über Vernehmungen und 
andere (polizeiliche; d.V.) Ermitt- 


lungshandtungen zur dienstlichen 
Auswertung überlassen" werden 
können. 

Der ehemalige Generalbundesan- 


walt Martin über die Bedeutung 
dieser Aufgaben- und Funktions- 
vermengung durch Hinzuziehung 
von "Verfassungsschützern" zu po- 
lizeilichen Handlungen: "Ihre Hin- 
weise und Erläuterungen können 
den Erfolg. prozessualer Maßnah- 
men wesentlich fördern ... So kann 
ihr fachkundiger Rat den Ermitt- 
lungsbeamten zur Auffindung wich- 
tiger Tatspuren verhelfen und sie 
vor dem Verlust von Beweismitteln 
durch unsachgemäße Behandlung 
bewahren. Ihre umfassenden Hin- 
tergrundkenntnisse können bei Ver- 
nehmungen dazu beitragen, unwah- 
re Eintlassungen Beschuldigter zu 
widerlegen und die Aussagen von 
Zeugen auf ihre Glaubhaftigkeit 
nachzuprüfen." (51) 

Der VfS als Lügendetektor im 
Dienste der Polizei ... Mit diesen 
Regelungen in den ZAR und den 
RiStBV wird den Geheimdiensten 
die unmittelbare Beteiligung an 
exekutiven Ermittlungshandlungen 
der Polizei ebenso ermöglicht, wie 
die nachträgliche Auswertung der 
auf dieser Tätigkeit beruhenden 
polizeilichen Protokolie. 


3.2.2 Elektronische Informations- 
hilfe 
Der Informationsaustausch zwi- 


schen Geheimdiensten und der Po- 
lizei wird besonders dann proble- 
matisch, wenn er auf elektroni- 
schem Wege, im Informationsver- 
bund oder gar per on-line-(Direkt-) 
Verbindung erfolgt. Damit wird 
nämlich der Rahmen einzelfallbe- 
zogener Amtshilfe gesprengt. (52) 
Mit der Einführung der elektroni- 
schen Datenverarbeitung in den 
70er Jahren wurde den Sicher- 
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heitsorganen eine neue Dimension 
eröffnet, deren Gefährdungspoten- 
tial erst mit jahrelanger Verzöge- 
rung zu einer vehementen Daten- 
schutz- und Amtshilfediskussion 
Ende der 70er, Anfang der 80er 
Jahre geführt hat. Das Kernpro- 
blem: Die informatlonstechnologi- 
sche Infrastruktur könnte die or- 
ganisatorische Trennung zwischen 
VfS und Polizei zunichte machen. 
Die Sicherheitsorgane schufen sich 
zwei große Informationsverbundsy- 
steme: die Polizei unter Federfüh- 
rung des BKA das polizeiliche In- 
formationssystem INPOL, (53) die 
Geheimdienste (VfS, BND, MAD) 
einen Informationsverbund unter 
Federführung des BfV, das nach- 
richtendienstliche Informationssy- 
stem NADIS, (54) 

Beide Systeme müßten, folgt man 
den Anforderungen des Trennungs- 
gebotes, vollkommen unabhängig 
und getrennt voneinander arbeiten; 
ein Direktzugriff der jeweils ande- 
ren Seite müßte ausgeschlossen 
sein; nur in begründeten und über- 
prüfbaren bzw. überprüften Einzel- 
fällen, also nicht automatisiert, 
dürften elektronisch gespeicherte 
Informationen von der Polizei an 
den VfS oder umgekehrt übermit- 
telt werden. (55) Insoweit besteht 
praktisch eine Übermittlungsbar- 
riere zwischen beiden Seiten; Di- 
rektabrufverfahren und ein Da- 
ten(teil-)\Verbund zwischen beiden 
Systemen sind untersagt. (56) 
Diese Konsequenz folgt nicht al- 
lein aus dem Trennungsgebot, son- 
dern auch aus dem vom Bundes- 
verfassungsgericht, allerdings erst 
im "Volkszählungsurteil" von 1984 
(57) aufgestellten Grundsatz der 
"informationellen Gewaltenteilung". 
Doch wie sah und sieht die 
Staatsschutz-Praxis der elektroni- 
schen Informationshilfe tatsächlich 
aus? 


® Mit den NADIS-Richtlinien vom 
1. August 1975 unternahmen die 
Sicherheitspraktiker den Versuch, 
die Trennung teilweise zu über- 
winden. Diese Richtlinien ermög- 
lichten nämlich einen (Teil-) In- 
formationsverbund zwischen IN- 
POL- und NADIS-System. Danach 
kann die BKA-Abteilung "St" 
(Staatsschutz) das NADIS-System 
des BfV nutzen, indem sie die Da- 
ten direkt in NADIS speichert. 
Auf diese Daten hat somit auch 
der VfS in seinem eigenen System 
direkten Zugang. Die Informatio- 
nen über einzelne Personen können 
also wechselseitig im on-Iine-Ver- 
kehr abgerufen werden. MAD und 
BND haben im Wege des Bandab- 
gleichs Zugriff auf die Fundstellen 
der BKA-St-Datei. (58) 

Der VfS kann auf die diese Weise 
Informationen nutzen, die für an- 
dere Aufgaben, nämlich Gefahren- 
abwehr und Strafverfolgung, ge- 
sammelt worden sind. Im Jahre 
1984 ging uns ein 64 Seiten um- 
fassender geheimer Prüfbericht des 
Bundesbeauftragten für den Daten- 
schutz (BfD) zu, aus dem hervor- 
geht, daß die BKA-Staatsschutzda- 
tei mit etwa 200.000 Datensätzen 
auch In den 80er Jahren noch sy- 
stemwidrig in NADIS gespeichert 
ist. Der ehemalige BfD, Hans-Pe- 
ter Bull, wertete diesen Umstand 
als Verstoß gegen das verfas- 
sungsmäßig verankerte Gebot der 
Trennung von Polizei und VfS. (59) 
Auch im Jahre 1987 besteht dieser 
Teilverbund fort. (60) 

Über diesen Verbund hinaus wurde 
dem BfV seit 1975 ein genereller 
und unmittelbarer Zugriff auf den 
Datenbestand des polizeilichen IN- 
POL-Teilsystems PIOS ("Personen, 
Institutionen. Objekte, Sachen" - 
Teilbereich "Terrorismus") zuge- 
standen. 
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Mit diesen Verknüpfungen ist auf 
elektronischem Wege das Tren- 
nungsgebot zumindest in den ge- 
nannten, wesentlichen Teilberei- 
chen außer Kraft gesetzt worden. 
(62) 

Der PIOS-Zugriff des VfS ist im 
Jahre 1979 unterbunden worden. 
Doch auch nach dieser Abkoppe- 
lung dürfte sich in diesem Bereich 
nur wenig geändert haben: "Die 
Möglichkelt, über Fernschreiber 
die gewünschten Daten anzufor- 
dern, besteht weiter. Die zeitliche 
Verzögerung ist gering." (63) Ins- 
besondere durch rountinemäßig 
praktizierten konventionellen In- 


formationsaustausch kann diese 
Abkoppelung wieder unterlaufen 
werden: Allein schon der große 


Umfang des täglichen Auskunfts- 
verkehrs zwischen Polizei und Ge- 
heimdiensten macht eine sorgfäl- 
tige Prüfung des Einzelfalls prak- 
tisch unmöglich. (64) 

e Diese täglichen Datenübermitt- 
lungsprozesse werden auf Grund- 
lage der "Richtlinien für die Füh- 
rung kriminalpolizeilicher perso- 
nenbezogener Sammlungen (KpS)" 
sowie der "Richtlinien für die Ein- 
richtung und Führung von Dateien 
über personenbezogene Daten beim 
BKA" (BKA-Richtlinien) abgewic- 
kelt. Mit diesen verwaltungsinter- 
nen Vorschriften wurde die Über- 
mittlung von Polizei-Daten an 
VfS-Behörden in einem großzügigen 
Umfang zugelassen. Danach dürfen 
prinzipiell Informationen an das 
BfV oder die VfS-Landesämter 
übermittelt werden "für die Er- 
füllung der ihnen gesetzlich zuge- 
wiesenen Aufgaben", (Ziff. 3.5.4. 
bzw. 5.5.4) 

Zum praktischen Vorgehen stellte 
der Arbeitskreis II der IMK fest, 
daß bei Übermittiungsersuchen der 
Verfassungsschutzbehörden zur 
Darlegung der Zuständigkeit und 


des Anlasses folgender pauschaler 
Anfragetext ausreichen soll: 

"Zur Wahrnehmung von Aufgaben 
gem. $ 3 BVerfSchG (bzw. analoge 
Vorschriften der L.andesgesetze), 
bitte ich um Beantwortung folgen- 
der Fragen..." (65) Pauschalierte 
bzw. stereotype Anfragegründe 
wurden vom BfD mehrfach gerügt: 
so etwa der BND-Anfragegrund 
"Sicherheitsüberprüfung" für An- 
fragen zu mehreren tausend Per- 
sonen, obwohl der BND für Si- 
cherheitsüberprüfungen nur zustän- 
dig ist, wenn es um sein eigenes 
Personal geht; (66) einen solchen 
Personalstand dürfte das Amt noch 
nicht erreicht haben. 

Bel datenschutzrechtlichen Prüfun- 
gen Ist darüber hinaus Immer wie- 
der festgestellt worden, daß der 
VfS von Maßnahmen der Polizei 
profitiert. Der ehemalige BfD 
Bull: 

"So ist wiederholt herausgekom- 
men, daß Materialien, die von der 
Polizei bei Hausdurchsuchungen 
beschlagnahmt worden waren (ins- 
besondere Karteien, Adressenmate- 
rial usw.), an den Verfassungs- 
schutz übermittelt wurden. Damit 
partizipiertt dieser Dienst, der 
selbst keine Hausdurchsuchungen 
durchführen darf, an polizeilichen 
Aktionen, die nur zu Zwecken der 
Strafverfolgung nach der Strafpro- 


zeßordnung zulässig sind. Es ist 
früher auch vorgekommen, daß das 
Bundeskriminalamt oder andere 
Polizeibehörden an den Verfas- 


sungsschutz Informationen übermit- 
telt haben, die durch polizeiliche 
Telefonüberwachungsmaßnahmen 
(mit richterlicher Erlaubnis) er- 
langt worden waren." (67) 

Ein besonders problematischer Be- 
reich der Datenübermittlung ist 
die Informationshilfe auf interna- 
tionaler Ebene - insbesondere in 
Asylangelegenheiten. Nach den 
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KpS-Richtlinien dürfen unter ge- 
wissen Voraussetzungen Daten 
auch an die "Sicherheitsorgane der 
Stationierungskräfte" (3.5.6) sowie 
an "andere in- oder ausländische 
Stellen (3.5.13) übermittelt wer- 
den. Der Informationsaustausch 
zwischen bundesdeutscher Polizei 
und Nachrichtendiensten des "be- 
freundeten" Auslands ist demge- 
mäß durchaus rege: So ist 1984 
bekannt geworden, daß Polizei- 
Staatsschutzabteilungen jahrzehn- 
telang in wöchentlich erscheinen- 
den geheimen "Informationsberich- 
ten" nicht nur VfS, BND und MAD 
mit Namen, Daten und Fakten 
über oppositionelle Kräfte und Er- 
eignisse in der BRD frei Haus be- 
liefern, sondern auch NATO- 
Dienststellen und Verbindungsstel- 
len für die zivilen Geheimdienste 
Englands und der USA. (68) 

® Auf der Grundlage einer "Son- 
deranweisung über die Erfassung 
bestimmter Erkenntnisse bei der 
grenzpolizeilichen Kontrolle " 
(SoGK) (69) vom 6. Mai 1976 
wurde dem Bundesgrenzschutz 
(BGS), also einer Polizei des Bun- 
des, die Funktion zugeschrieben, 
u.a. personenbezogene "Erkennt- 
nisse" über Reisende permanent, 
unaufgefordert und in großem Um- 
fang an das BfV und den BND zu 
übermitteln: (70) "Zu erfassen sind 
Personen, die wegen ihrer Aktivi- 
täten oder ihres Reiseziels bedeut- 
sam erscheinen." (71) Als Anlage 
zu der umfangreichen und detail- 
lierten grenzpolizeilichen Sonder- 
anwelsung "So-GK" hatte der VfS 
den BGS-Beamten zwei Listen zu- 
kommen lassen, auf denen 239 
"linksextremistische und |linksex- 
tremistisch beeinflußte" Organisa- 
tionen sowie 287 ebensolche 
Druckwerke aufgeführt waren. (72) 
Auf der Liste mit den inkriminier- 
ten Organisationen fanden sich 


nicht etwa nur kommunistiche, an- 
archistische oder gar terroristische 
Vereinigungen verzeichnet, sondern 
auch diverse Frauen-, Studien- und 
Mietergruppen - zwischen "Ar- 
beitskreis für progressive Kunst" 
und der "Vereinigung der Verfolg- 
ten des Naziregimes". Entspre- 
chend präsentierte sich die Liste 


der inkriminierten Publikationen: 
auch Frauenzeitschriften, Studen- 
ten- und Mieterzeitungen waren 


hier versammelt, zwischen A wie 
"Aktion 3. Welt" und Z wie "Zivil- 
courage". 

Über diese "Service-Leistung" hin- 
aus verteilte der VfS seit 1976 an 
verschiedene Grenzschutzstellen 
jeweils sechs schwarzgebundene 
Bände, in denen 789 registrierte 
Funktionäre aus den o.g. Organisa- 
tionen namentlich und mit Foto 
versehen aufgeführt waren. 

Diese VfS-Materialien dienten den 
BGS-Beamten vor Ort als "Hinter- 
grundinformation" für ihre tägliche 
Kontroll-, Erfassungs- und Daten- 
übermittlungsarbeit für den VfS. 
Die dabei gewonnenen und über- 
mittelten Erkenntnisse konnten 
letztlich vom BfV zu Persönlich- 
keitsprofilen und grenzüberschrei- 
tenden Bewegungsbildern von ein- 
zelnen "verdachtigen" Personen 
oder ganzen Gruppen verdichtet 
werden. (73) 

Auch die Daten von sog. Kontakt- 
personen, die im Zuge der "Beob- 
achtenden Fahndung" /BeFa-7-K 
als tatsächliche oder vermeintliche 
Begleitpersonen von als "Extremi- 
sten" bzw. "Terroristen" geltenden 
Personen an der Grenze erfaßt 
worden waren, wurden kontinuier- 
lich an das BKA - Abteilung "Ter- 
rorismus" (BKA-TE) - und von dort 


an die Verfassungsschutzämter 
weitergemeldet. (74) 
während der Schleyer-Fahndung 


waren von diesen Maßnahmen alle 
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über die Westgrenzen ein- und 
ausreisenden Deutschen und Aus- 
länder im "Terroristen-Alter" von 
20 bis 35 Jahren (Jahrgänge 1942- 
1957) betroffen, Ihre Personaldaten 
samt Reisepaßnummer, Reiseziel 
und Herkunftsort wurden erfaßt 
und übermittelt. Wer mehrfach die 
Grenze in einem relativ kurzen 
Zeitraum überschritt, konnte allein 
deswegen unter BeFa-7-(K) fallen. 
(75) 

Mit dieser Funktionszuweisung auf 
Grundlage der "SO-GK" und ande- 
rer Vorschriften wurde der BGS 
als Teil der Bundespolizei in Aus- 


übung (grenz-)polizeilicher Befug- 
nisse (Anhalten, Kontrolle von 
Reisedokumenten, Durchsuchung 


etc.) systematisch zu nachrichten- 
dienstlichen Zwecken für VfS und 
BND eingesetzt. Der BND lieferte 
sogar technische Geräte, mit de- 
nen der BGS Reisedokumente der 
Grenzgänger für den BND fotogra- 
fierte. 

Durch diese Maßnahmendelegation 
gelangten die Geheimdienste Jahr 
für Jahr in den Besitz tausender 
von personenbezogenen Daten, die 
sie ohne die Inanspruchnahme der 
polizeilichen Kontrollkompetenz 
des BGS nicht oder nur unter 
schwierigen Umständen erhalten 
hätten, (76) Im Klartext: Den Ge- 
heimdiensten erwuchs auf diesem 
Wege ein polizeilicher, also voll- 
ziehender Arm; der BGS mutierte 
zur Geheim-Polizei. 77) 

Als diese Praktiken im Jahre 1978 
aufgedeckt werden konnten, lösten 
sie nach heftigen öffentlichen Pro- 
testen und mit jahrelanger Verspä- 


tung eine lebhafte Diskussion um 
die Grenzen der Amtshilfe aus. 
(78) 


Selbst im BMI der damaligen sozi- 
alliberalen Regierungskoalition, die 
diese "So-GK" inklusive Anlagen 
zu verantworten hatte, kam der 


Leiter der Abteilung "Innere Si- 
cherheit", Ministerialdirektor Ger- 
hard von Loewenich, in einer 


hausinternen Stellungnahme u.a. zu 
folgenden Einsichten: 

"Die Möglichkeit des Verfassungs- 
schutzes, insgeheim und ohne daß 
der Betroffene es wahrnimmt, In- 
formationen über ihn sammeln zu 
können, kann nicht beliebig auf 
andere Behörden übertragen wer- 
den, auch nicht im Wege der 
Amtshilfeersuchen (...)." Und wei- 
ter: "Immerhin wäre bei einem sy- 
stematischen Informationsgewin- 
nungsverbund Polizei-Verfassungs- 
schutz ein Element des vom GG 
abgelehnten Gestapo-Systems, 
nämlich die umfassende, alle Be- 
reiche erfassende und zugleich die 
Möglichkeiten einheitlich zentraler 
Auswertung nutzende Informations- 
gewinnung, erhalten." (79) 

Die "So-GK" wurde nach Bekannt- 


werden in der Öffentlichkeit und 
aufgrund massiver Proteste 
zunächst suspendiert - allerdings 
nicht in Bayern, wo sie heute 


(1987) Anwendung findet. (80) 

© Die "So-GK" ist seit dem 1. De- 
zember 1981 durch eine "Dienst- 
anweisung zur Durchführung der 
Amtshilfeersuchen der Verfassungs- 
schutzbehörden und des Bundes- 
nachtendienstes" abgelöst worden. 
(81) Darin sind u.a. folgende Än- 
derungen festgeschrieben: (82) 

* Abschaffung der Massen-(Melde- 
)Verfahren, 

* keine Durchkämmung ganzer 
Gruppen zur Verdachtsgewinnung, 

* Aufgabe des Schleppnetzgedan- 
kens, 

* Einschränkung der Befragung der 
Reisenden für Zwecke der Nach- 
richtendienste, 

* Aufhebung der personenbezoge- 
nen Amtshilfe für Zwecke des 
BND (VfS) im innerdeutschen Rei- 
severkehr (sog. Tipgewinnung) mit 
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Ausnahmen (Funktionäre und Ge- 
schäftsreisende). (83) 

Allerdings darf eine Befragung von 
"unbekannten Personen", etwa nach 
dem Reiseziel und -zweck etc., 
erfolgen, um Anhaltspunkte für 
einen - in der Dienstanweisung 
(DA) näher beschriebenen - Melde- 
ausfall auszuräumen bzw. zu be- 
stätigen. Die zu meldenden Daten 
können bei solchen Personen dar- 
über hinaus auch Wohnort und Be- 
ruf umfassen; bei "benannten Per- 
sonen" auch die Daten von Be- 
gleitpersonen. (84) 

Pauschale Massenmeldeverfahren 
werden folglich durch die neue DA 
von differenzierter und konkreter 
gefaßten Meldefällen abgelöst. Da- 
durch wird unnützer Datenballast 
vermieden, gleichzeitig aber die 
Amtshilfe des BGS für die Ge- 
heimdienste gezielter und somit 
effizienter gestaltet. Das Grund- 
problem der unmittelbaren Zu- 
sammenarbeit bleibt bestehen. 
Dieser DA war jedoch lediglich 
Übergangscharakter beschieden. 
Die neue CDU/CSU-FDP-Bundesre- 
gierung machte sich nämlich bald 
daran, ihre Wirkungen auf die "In- 
nere Sicherheit" einer Prüfung zu 
unterziehen und sich Erfahrungsbe- 
richte der Geheimdienste und des 
BGS ausfertigen zu lassen (als 
"Verschlußsachen" deklariert). 

Die Verfassungsschutzbehörden, so 
das BMI in einer Zusammenfassung 
der internen Umfrage, hätten als 
Folge der neuen DA zwar "'gene- 
rell keine entscheidenden Informa- 
tionsverluste" erlitten und die 
Qualität der von den Grenzschutz- 
stellen übermittelten Informationen 
sei "durchweg als gut zu bewer- 
ten". Doch "in quantitativer Hin- 
sicht" sel das Metdeaufkommen 
"nicht in allen Aufgabengebieten 
zufriedenstellend" (z.B. in den Be- 
reichen Spionage, Rechts- und 


Linksextremismus), was zu "spür- 
baren iInformationsveriusten" ge- 
führt und "Regelungslücken" offen- 
bart habe. 

Auch der BND habe bei den Sa- 
chinformationen sowohl quantitativ 
als auch - "im Bereich militäri- 
scher Erkenntnisse" - qualitativ 
einen erheblichen Rückgang fest- 
gestellt, (85) 

Diese Erfahrungen der betroffenen 
Behörden hat nun das BMI 1984 
zum Anlaß genommen, eine Über- 
arbeitung der DA zu konzipieren, 
deren Ergebnis allerdings vom 
Bundesdatenschutzbeauftragten 
(BfD) scharf kritisiert worden Ist. 
(86) An der MNeukonzeption mo- 
nierte er insbesondere, daß sie 
"erhebliche Erweiterungen der Er- 
hebung und Übermittlung von Da- 
ten anläßlich der Grenzkontrolle 
durch den BGS"” vorsehe: 
"Zusammenfassend muß ich fest- 
stellen, daß im Hinblick auf die 
verschiedenen gravierenden Erwei- 
terungen 

* prinzipielle 
Meldung über 
Reiseziel etc., 
* prinzipielle Meldung der Begleit- 
personen (..), 

* Zugrundelegung des Gedankens, 
im Zweifel Meldung an das BfV, 

* Wegfall verschiedener früherer 
Konkretisiertungen von der ur- 
sprünglichen Konzeption und der 
Absicht, die Zusammenarbeit von 
BGS und Nachrichtendiensten 
schon mangels gesetzlicher 
Grundlagen auf ein Minimum zu 
reduzieren und im Zweifel keine 
gezielte Inanspruchnahme grenzpo- 
lizellicher Befugnisse für Nach- 
richtendienste zu fordern, kaum 
mehr etwas übrig bleibt." Dies sei, 
so der BfD weiter, mit dem Tren- 
nungsgebot und der Versagung po- 
lizeilicher Befugnisse für Nach- 
richtendienste nicht vereinbar. 


Einbeziehung der 
KfZ-Kennzeichen, 
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3.3 Gesetzlich gesteigerte Aus- 
kunftspflichten (LVerfSchG) 


Die Gesetzgeber der Bundesländer 
haben sich Ende der 70er und An- 
fang der 80er Jahre in ihren neu- 
en bzw. novelllerten Landesver- 
fassungsschutzgesetzen (LVerfSchG) 
auch der "Amtshilfe" angenommen 
und dabei manches gesetzlich 
festgeschrieben, was bis dahin le- 
diglich in untergesetzlichen Richt- 
linien geregelt war. 

Die meisten dieser LVerfSchG 
warten, In Abweichung zur Bun- 
desregelung im BVerfSchG, mit 
gesteigerten Auskunftspflichten 
auf, die über den Umfang üblicher 
Amtshllfe noch weit hinausgehen. 
So leisten sich etwa nach $ 5 des 
Niedersächsischen VerfSchG (87) 
ganz generell die "Behörden des 
Landes, die Gemeinden, die Land- 
kreise, die sonstigen der Aufsicht 
des Landes unterstehenden juristi- 
schen Personen des öffentlichen 
Rechts, die Gerichte des Landes 
und die Verfassungsschutzbehörde 
gegenseitig Rechts- und Amts- 
hilfe." Die VfS-Behörde kann dar- 
über hinaus "über alle Angelegen- 
heiten, deren Aufklärung zur 
Wahrnehmung Ihrer Aufgaben er- 
forderlich ist, von den genannten 
Stellen Auskünfte und die Über- 
mittlung von Unterlagen verlangen, 
soweit nicht gesetzliche Vorschrif- 
ten entgegenstehen." 

Doch nicht genug damit: Die ge- 
nannten Behörden und Stellen - 
also etwa auch Schulen, Universi- 
täten, landeseigene Bibliotheken 
und selbstverständlich die Länder- 
polizelen - unterrichten von sich 
aus die VfS-Behörde "über alle 
Tatsachen, die geheimdienstliche 
Tätigkeiten für eine fremde Macht 
oder Bestrebungen erkennen lassen, 
die durch Anwendung von Gewalt 


oder dahingehende Vorbereitungs- 
handlungen gegen die freiheitliche 
demokratische Grundordnung, den 
Bestand oder die Sicherheit des 
Bundes oder eines Landes gerich- 
tet sind". ($ 5 Abs. 3 Nds. 
LVerfSchG) 

In den LVerfSchGen von Baden- 
Württemberg, Bayern, Berlin, Nor- 
drhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, 
Saarland und Schleswig-Holstein 
finden sich ganz ähnliche Regelun- 
gen. Bremens VerfSchG konstitu- 
lert eine modifizierte bzw. diffe- 
renziertere Verpflichtung zur 
"Von-sich-aus"-Übermittlung von 
Informationen ($S 6 des Brem- 
VerfSchG vom 1. April 1981). 

Die allermeisten LVerfSchGe fol- 
gen mit Ihren diesbezüglichen Re- 
gelungen der entsprechenden Vor- 
bildformulierung des "Musterent- 
wurfs eines Gesetzes über den VfS 
in den Ländern" der Innenminister- 
konferenz vom 22. Juni 1973. Auf 
Länderebene ist damit bereits viel 
gesetzgeberische Vorarbeit gelei- 
stet, das Trennungsgebot nicht nur 
institutionell, sondern auch per sy- 
stematischem Informationsaus- 
tausch am laufenden Band aus den 
Angeln zu heben. (88) 


4. Angleichung per Aufgaben-, Be- 
fugnis- und Methodenvermengung 


4.1 Das "Zwanghafte" der gehei- 
men Dienste des VfS 


Folgen wir den Verheißungen des 
Trennungsgebotes, des BVerfSchGes 
und der LVerfSchGe, so stehen 
dem VfS keinerlei polizeiliche 
(vollziehende/exekutive/Zwangs-) 

Befugnisse zu. Weder dürfen seine 
Mitarbeiter Verkehrs- oder Perso- 
nenkontrollen vornehmen, noch 
Durchsuchungen oder Beschlagnah- 
men tätigen, noch dürfen sie 
Festnahmen oder erkennungs- 
dienstliche Maßnahmen etc. voll- 
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ziehen. Dieses strikte Befugnisver- 
bot ist - soweit ersichtlich - nach 
wie vor unumstritten, auch wenn 
schleichende Prozesse in Praxis 
und Gesetzgebung schon längst an 
diesem Verbot kräftig zu nagen 
begonnen haben. 

So ist beispielsweise auch das 
Führen von Dienstwaffen "mit dem 
Willen des Gesetzgebers oder dem 
Sinn der wertbezogenen Grundent- 
scheidung, die in dem bundes- 
rechtlichen Trennungsgebot zum 
Ausdruck kommt, nicht zu verein- 
baren" (so der ehemalige Leiter 
des "Referats für positiven Verfas- 
sungsschutz" im hessischen Innen- 
ministerium, Joachim Schwagerl). 
(89) Doch demgegenüber bekannte 
der frühere BfV-Präsident Günther 
Notlau bereits 1978 in seinen Me- 
moiren "Das Amt" (90), daß er 
persönlich schon 1972 im Zuge der 
"Terror-Abwehr" dafür eingetreten 
sei, keinem VfS-Mitarbeiter eine 
Waffe zu versagen, der Grund 
habe, "sich bedroht zu fühlen...". 
"Dazu gehörten Ausbildung und 
Übung im Schießen." 

Neben der Qualifizierung solcher 
relativ klaren Befugnisüberschrei- 
tungen, beschert die Einschätzung 
der geheimen VfS-Befugnisse we- 
sentlich größere Schwierigkeiten. 
Ab welcher Intensität einer VfS- 
typischen Tätigkeit ist die Quali- 
tät einer (vollzugs-) polizeilichen 
(Zwangs-) Befugnis erreicht? 
Ursprünglich war die Zuständigkeit 
des VfS ausschließlich auf die 
Sicherung des Grundgesetzes be- 
zogen (S 3 Abs. 1 BVerfSchG von 
1950). Seine Tätigkeit sollte sich 
überwiegend im Sammeln und Aus- 
werten von Auskünften, Nach- 
richten und sonstigen Unterlagen 
über "umstürzlerische Tätigkeiten" 
gegen die "verfassungsmäßige Ord- 
nung" erschöpfen. Doch schon bald 
sind die Kompetenzen und Befug- 


nisse in der Praxis ausgeweitet 
und schließlich - Ende der 60er 
und Anfang der 70er Jahre - auch 
legalisiert worden. So eröffnet das 
"G-10-Abhör-Gesetz" von 1968 den 
Geheimdiensten, also auch dem 
vVfS, die legale Möglichkeit, Post- 
und Telefonüberwachungen unter 
Ausschluß des Rechtsweges durch- 
zuführen. Eine solche Maßnahme 
muß als schwerwiegender, unmit- 
telbarer Eingriff In das Grundrecht 
des Art. 10 GG gewertet werden, 


welches prinzipiell das Brief- 
geheimnis sowie das Post- und 
Fernmeldegeheilmnis als unver- 
letzlich schützt. 

"Zumindest auf diesem Geblet 


nimmt also der Verfassungsschutz 
zweifellos Exekutivaufgaben wahr," 
urteilt der Hannoveraner Staats- 
rechtler Hans-Peter Schneider. Von 
daher stelle sich um so dringlicher 
die Frage nach dem Verhältnis von 
VfS und allgemeiner Polizei. (91) 
Mit der Neufassung des BVerfSchG 
und einer GG-Änderung im Jahre 
1972 ist dem VfS zusätzlich auch 
noch die Aufgabe des staatlichen 
Bestandsschutzes zugewiesen wor- 
den. Neues Schutzgut In $ 3 Abs, 
1 Nr. 1 BVerfSchG: der "Bestand 
und die Sicherheit des Bundes oder 
eines Landes", Diese gesetzliche 
Aufgabenerweiterung leitete einen 
verhängnisvollen 
Entwickliungsprozeß ein: "Der 
“Grundordnungshüter' des parla- 
mentarischen Rates aus den An- 
fängen der Bundesrepublik," so 
Hans-Peter Schneider, "entwickelte 
sich allmählich zum geheimen 
Nachrichtendienst im Interesse der 
“Staatssicherheit'." Die generelle 


Ausdehnung geheimdienstlicher 
Befugnisse nähere die Aufgaben 
der Nachrichtendienste in ihrer 


Zielsetzung der polizeilichen 


Bürgerrechte & Polizei 27 


35 


en 


Gefahrenabwehr an und führe 
daher zu einer Aufgabenver- 
mischung. 


Außerdem ist der VfS mit der Ge- 
setzesneufassung von 1972 auf die 
ergänzende Zuständigkeit der ge- 
heimdienstlichen Ausländerüberwa- 
chung ($S 3  Abs.l Nr. 3 
BVerfSchG) verpflichtet worden. 
Damit erfüllt der VfS quasi frem- 
denpolizeiliche Funktionen, die ihm 
mit dieser Neuregelung auch be- 
wußt übertragen werden sollten 
(92) "ungeachtet der Tatsache, 
daß durch eine solche Konstruktion 
die gesetzliche Trennung zwischen 
Polizei und Verfassungsschutz noch 
mehr zu verschwimmen drohte." 
(93) 

Mit der Novellierung des 
BVerfSchG 1972 ist dem VfS auch 
noch die - bereits zuvor ille- 
galerweise wahrgenommene - Be- 
fugnis zum Einsatz "nachrich- 
tendienstlicher Mittel" eingeräumt 
worden. Hierunter fallen insbe- 
sondere technIsch-elektronische 
Hilfsmittel für Observations- und 
Abhöraktionen, desweiteren der 
Einsatz von "under-cover"-Agenten, 
V-Leuten und, so zeigt die Praxis, 
auch agents provocateurs. Eine 
Legaldefinition jener Mittel wurde 
bis heute aus "Sicherheitserwä- 
gungen" vermieden. Der frühere 
"Kronjurist" der SPD, Adolf Arndt, 
hatte bereits im Jahre 1961 den 
Eingriffscharakter der geheimen 
Aktivitäten des VfS (von Ihm als 
“Überwachungs- bzw, Aufsichtspo- 
lizei" bezeichnet) erläutert: 

Durch den Einsatz der Technik 
bekomme die VfS-Tätigkeit ihre 
Dimension und Identität; die 
Werkzeuge markierten die "Macht- 
entfaltung des Staats" als "rechts- 
erheblichen Eingriff". Die Fähig- 
keit der "Überwachungspolizel", 
"sich im Geheimen technisch des 
Menschen zu bemächtigen" sei 


"Vollzug der Staatsmacht"; "Sie ist 
nicht bloß gleichgültige Belastung, 
sondern benötigt als Mittel den 
Gebrauch des Geistes zum Ein- 
dringen In die Privatsphäre und 
darüber hinaus in die Freiheit. Die 


rechtliche Qualifikation ihrer 
Unternehmen liegt in der In- 
tensität und Systematik, mit der 


sie Lebensvorgänge beobachtet und 
dadurch Leben stört." (94) 

Mit dem geheimen Einsatz nach- 
richtendienstlicher Mittel ist in 
aller Regel eine Verletzung des 
Persönlichkeitsrechts bzw. über- 
haupt von Grundrechten der be- 
troffenen Bürger verbunden, deren 


Folgen häufig gravierender sein 
können, als jene offener polizel- 
licher Maßnahmen, (95) Damit 


wer-den letztlich die Grenzen der 
VfS-Tätigkeit zu polizellichem 
Handeln verwischt und die Frage 
aufgeworfen, ob nicht der syste- 
matische Einsatz nachrichten- 
dienstlicher Mittel in den Be- 
fugnisbereich volizienender bzw. 
exekutiver Gewalt gerät. (96) 

Der zwei Monate währende 
Lauschangriff auf den Atom- 
wissenschaftler Klaus Traube im 
Jahre 1976, den der VfS mit Hilfe 
von BND-Bediensteten unter Miß- 
achtung des Grundrechts auf Un- 
verletzlichkeit der Wohnung (Art. 
13 GG) verübt hatte, führte der 
Öffentlichkeit die Gefahr einer 
Kumulation nachrichtendienstlicher 
und polizeilicher Machtmittel in 


der Hand eines Geheimdienstes 
deutlich vor Augen. (97) 
Es sind mit dieser gesamten 


Praxis Wege beschritten worden, 
"an deren Ende unweigerlich die 
Transformation des Nachrichten- 
dienstes zur Geheimpolizei stehen 
muß", (Schneider) (98) 


4.2 Das 
lizei 


"Geheimnisvolle" der Po- 


Von einer anderen Seite ist die 
Entwicklung hin zu einer neuen 
Gehelm-Polizei nicht mehr zur Be- 
fürchtung, sondern bereits von 
beträchtiichem Ausmaß strukturell 
und methodisch vollzogen worden: 
nämlich von seiten der exekutivbe- 


fugten Polizei, der der Einsatz 
nachrichtendienstlicher Mittel und 
Methoden grundsätzlich versagt 


ist. (99) Zur Erinnerung: Sinn und 
Zweck des Trennungsgebotes Ist es 
u.a., die Kumilierung von geheim- 
dienstlichen und exekutiven Befug- 
nissen zu verhindern. Deshalb soll- 
te das Auftreten und Handeln der 
Polizei gegenüber den Bürgern - 
im Gegensatz zum VfS - prinzi- 
piell offen, berechenbar und kon- 
trolliervar sein - denn: "Nur in 
Diktaturen muß der Bürger mit 


geheimer Pollzeiarbeit .. rech- 
nen." (100) 

Parallel zur allmählichen Aus- 
weitung der polizeilichen Auf- 


gabenfelder über 
(Repressivfunktion) und Abwehr 
konkreter Gefahren (Präventiv- 
funktion) hinaus In das Vorfeld der 
allgemeinen "vorbeugenden Verbre- 
chensbekämpfung" und der "Gefah- 
renvorsorge", bildeten sich ent- 
sprechend neue Organisations- 
formen, Mittel und Methoden (kri- 
minal-) polizeilicher Arbeit heraus: 
So ist auf verschiedenen Ebenen, 
etwa beim BKA und bei verschie- 
denen LKÄ, ein Polizeiapparat 
(mit Spezialabteilungen wie z.B. 
BKA-EO/EA) Innerhalb des Polizei- 
apparates etabliert worden, abge- 
schottet gegenüber dem normalen 
Polizeibetrieb und jeglicher öffent- 
lichen, aber nicht selten auch 
innerbehördlichen Kontrolle 
entzogen. (101) 


Strafverfolgung 


Mit Hilfe von nachrichtendienst- 
lichen Mitteln und Methoden - wie 
groBangelegte Observationen und 
Telefonüberwachungen unter Ver- 
wendung optischer und akustischer 
Hilfsmittel, systematischer Einsatz 
von V-Leuten (102), agents provo- 
cateurss und getarnten Polizei- 
agenten (UCA) mit falschen Le- 
genden, Tarnnamen und Tarnpapie- 
ren, konspirativen Wohnungen und 
Scheinfirmen - wird welt im Vor- 
feld des Verdachts (pro-) aktive 
Informationsbeschaffung betrieben 
mit dem Ziel der systematischen 
""Verdachtsgewinnung" und "Ver- 
dachtsverdichtung". (103) 

Das Prinzip dieser polizeilichen 
Herangehensweise Im Rahmen der 
"operativen Fahndung" bzw. "ver- 
deckten Ermittlung"; Nicht mehr 
abwarten, bis Strafanzeigen auf 
den Tisch des Pollzeihauses flat- 
tern, sondern aktiv In die sozial 
oder politisch verdrängten Szenen 
eintauchen, sie konspirativ durch- 
dringen, mitmischen, gegebenen- 
falls provozieren, um Informa- 
tionen zu beschaffen bzw. solche 
erst zu produzleren, Das bedeutet: 
nicht mehr nur polizeiliche Beob- 
achtung und Kontrolle, sondern 
auch die Chance zur pollzellichen 
Steuerung sozlaler Gruppen und 
Prozesse per Infiltration und 
Provokation. Gerechtfertigt werden 
solche Methoden mit der Notwen- 
digkeit, die angeblich wachsende 
"organisierte Kriminalität" und den 
"politischen Extremismus" wirksam 
und mit adäquaten Mitteln zu 
bekämpfen. 

Die Vorverlagerung der 
lichen Tätigkeit, 


polizei- 
Insbesondere auf 


dem Geblet des polizeilichen 
Staatsschutzes, führte zu groß- 
flächigen Überschneidungen mit 
den Tätigkeitsfeldern des VFfS, 
obwohl doch "polizeiliche Ge- 
fahrenabwehr" (konkret) und 
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nachrichtendienstliche Gefähr- 
dungskontrolle" (104) prinziplell 
"zwei völlig verschiedene und von- 
einander unabhängige, nach Inhalt 
und Zweck sowie Ausmaß zu dif- 
ferenzierende Tätigkeiten" (105) 
sein müßten. 

Dessen ungeachtet sind sowohl BfV 
als auch BKA etwa für die (vor- 
beugende) Bekämpfung des "Terro- 
rismus" zuständig, Belde Ämter 
haben hierfür Spezielabteilungen; 
beide bedienen sich bei Ihrer Ar- 
beit nachrichtendienstliicher Mittel. 
Polizei und VfS machen sich folg- 
lich In denselben Bereichen des 
vorverlagerten Staatsschutzes 
("Terrorismus"/"politischer Extre- 
mismus") praktisch mit den glei- 
chen Mitteln Konkurrenz - etwa 
auch bei der Infiltration (106) 
politischer Bewegungen und Grup- 
pen oder bei Observationen (was 
gelegentlich schon zu regelrechten 
"Pannen" geführt hat). (107) 

Die Polizei hat also in ihren 
Händen exekutive und geheim- 
dienstliche Machtmittel angehäuft. 
Diese geheimpolizeiliche Praxis- 
Entwicklung, die unter Umgehung 
parlamentarischer Gremien und 
unter weitgehender Ausschaltung 
der Öffentlichkeit vollzogen 
wurde, wirft eine Menge grund- 
sätzlicher Probleme auf: Die prak- 
tizierten neuen Methoden wurden 
ohne rechtliche Ermächtigungs- 
grundlage eingeführt; sie verletzen 
geltendes Recht und tragende Ver- 
fassungsprinzipien: (108) 

© Sie verstoßen gegen den Grund- 
satz, daß Polizei nicht im Gehei- 
men tätig werden darf, sondern 
offen den Bürgern gegenüber auf- 
zutreten hat; 

© sie verstoßen gegen das Lega- 
lIitätsprinzip, wonach die Polizei 
zur unverzüglichen Verfolgung je- 
der Straftat ohne Ansehen der 
Person verpflichtet ist; 


© sie durchlöchern die verfas- 
sungsmäßig gebotene Trennung 
zwischen Polizel und Geheim- 
diensten; 


® sie verstoßen gegen das Verbot 
des polizeilichen Einsatzes 
nachrichtendienstlicher Mittel; 

© sie schließen wegen mangelnder 
Offenheit den durch Art. 19 Abs. 
4 GG gewährleisteten Rechts- 
schutz gegen polizelliches Handeln 
aus. (109) 

Dort, wo Immer mehr polizeiliche 
Organisations- und Tätigkeitsberei- 
che In abgeschottete Geheimzonen 
verlagert werden, Ist eine öffent- 
liche Kontrolle praktisch nicht 
mehr möglich. (110) 

Nach einer Phase des sprunghaften 
apparativen Ausbaus in den 70er 
Jahren, der technologischen Aufrü- 
stung und des strukturellen Um- 
baus des Polizeiapparates sowie 
nach einer Phase des "Experi- 
mentierens" im rechtsfreien Raum 
und in der I(Hlegalität geht es nun 
seit geraumer Zeit um die publi- 
kumswirksame Legitimierung und 
Legalisierung dieser Polizeient- 
wicklung und -praxis. Im neuen 
Vorentwurf zum "Musterentwurf 
eines einheitlichen Polizeigesetzes" 
der IMK ist im Zusammenhang mit 
erweiterten Befugnissen zur poli- 
zeilichen Informationserhebung im 
Vorfeld fast nebenbei auch die 
Legalisierung bisher ungesetzlicher 
Erhebungsmethoden vorgesehen; 
nachrichtendienstliche Mittel sollen 
für die Pollzel legales 
Instrumentarium der Informations- 
beschaffung werden. (111) (Für den 
Bereich der Strafverfolgung ist 
eine entsprechende Anpassung der 
Strafprozeßordnung vorgesehen) 
(112) Die Pollzeil kann damit in 
die gesetzlich abgesicherte Lage 
versetzt werden, über ihre tradi- 
tionellen Funktionen hinaus auch 
mit präventiven Mitteln weit im 


Vorfeld des Verdachts schon früh- 
zeitig potentielle Gefahrenherde 
für die Sicherheit des Staates und 
der Bürger auszukundschaften so- 


wie flexibel und mobil, je nach 
Bedarf, präventiv, proaktiv, ope- 
rativ und repressiv zu agleren, 


bevor es überhaupt zu einer Stö- 
rung bzw, Straftat kommen kann, 
Ein solches Frühwarnsystem ent- 
spricht weitgehend der herkömm- 
lichen, allerdings noch erheblich 
weiter gefaßten Funktion des VfS 
im Staatsschutzbereich, jedoch mit 
dem gravierenden Unterschied, daß 
der Polizei neben den neuen ope- 
rativen und präventiven Mitteln 
auch die traditionellen exekutiven 
Befugnisse zustehen. Mit dieser 
bereits illegal vollzogenen Ku- 
mulation geheimdienstlicher und 
polizellicher Machtmittel ist in- 
nerhalb des Polizeibereiches das 
Trennungsprinzip praktisch aufge- 
hoben. Die "Wiedervereinigung" im 
Sinne einer neuen Gehelm-Polizei 
ist also zunächst nicht primär 
synthetisch zwischen den beiden 
Sicherheitsorganen VfS und Polizei 
erfolgt, sondern innerhalb des 
Polizelapparates selbst, der sich 
damit in gewisser Weise vom VfS 
und den anderen Geheimdiensten 
emanzipiert hat. 


5. Die Legalisierung geheimpolizei- 
licher Elemente 


Die Geschichte des Trennungsgebo- 
tes ist eine Geschichte der Miß- 
achtung, Umgehung und Demonta- 
ge, die den historischen Erfah- 
rungen und der historischen Ver- 
antwortung Hohn spricht. 


5.1 Zwei Geheim-Pollzeien in 
Sicht? 
Wie wir feststellen konnten, Ist 


neben der konzeptlonell allzu en- 
gen Zusammenarbeit zwischen VfS 


und Polizei das eigentliche verfas- 
sungsrechtlich brisante Problem 
die Tatsache, daß Polizei und VfS 
je getrennt in unterschiedlichem 
Maße den Weg in eine neue Ge- 
heim-Polizei gehen: 

® Die Funktionen und Befugnisse 
des VfS wurden ausgeweltet In 
Richtung polizeilicher Gefah- 
renabwehr und in Richtung exe- 
kutiver Eingriffsqualität. 

© In noch wesentlich stärkerem 
Maße wurden die polizellichen 
Eingriffsbefugnisse ausgeweitet; sie 
wurden tosgelöstt vom Vorliegen 
einer konkreten Gefahr und damit 
weit in den Präventionsbereich 
(des VfS), ins unbestimmte Vorfeld 
des Verdachts strafbarer Handlun- 
gen vorverlagert - unter Einbezie- 
hung von nachrichtendienstlichen 
Mitteln und Methoden. 

Diese Entwicklung entspricht weit- 
gehend der von staatsschutzinte- 
ressierter Seite propagierten 
"Funktionsidentität der Sicherheits- 
behörden", (113) 

Aus VfS und Polizei entwickeln 
sich Paralleigesellschaften bzw, - 
organisationen, die sich auf dem 
Weg einer Aufgaben- und Metho- 
denvermischung immer näher auf- 
einanderzubewegen - weitgehend 
unter formeller Aufrechterhaltung 
der organisatorischen Trennung. 
Am Ende stehen zwei Arten von 
verfassungswidrigen Gehelim-Poli- 
zeien, die teilweise gleiche Auf- 
gabenfelder bestellen, wobel jede 
für sich geheimdienstliche und 
exekutive Befugnisse In je unter- 
schiediicher Gewichtung vereint, 
Die neuen "Sicherheitsgesetze" 
(besser: Staatsschutzgesetze) - ins- 
besondere der BVerfSchG-Entwurf, 
der Musterentwurf für ein einheit- 
liches Polizeigesetz und das "Zu- 
sammenarbeitsgbesetz" (ZAG) (114) 
- sehen u.a. die legislatorische 
Festschreibung dieser sicherheits- 
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politischen Entwicklungsstufe im 
Wege allseitiger Kompetenzerwei- 
terungen vor - unter verbaler Auf- 
rechterhaltung des Trennungsprin- 
zips. 


5.2 Elektronischer Gewaltenver- 
bund 


Und tatsächlich lassen die zu- 
nächst von Polizei und: VfS relativ 
separat verfolgten gehelmpolizeili- 
chen "Autonomlebestrebungen" 
nach wie vor Unterschiede und 
Gegensätze zwischen diesen 
formell getrennten Staatsschutz- 
organen bestehen, die dann aller- 
dings auch mehr oder weniger 
starke Informationsgefälle nach 
der einen oder anderen Seite, je 
verschiedene "Erkenntnisse" bzw. 
Erkenntnisgrade zur Folge haben 
können. Doch auch diese verblei- 
benden Trennungsdefizite und - 
kosten sollen auf der Zusam- 
menarbeitsebene mit Hilfe der 
neuen Staatsschutzgesetze kräftig 
gesenkt und der Informationshandel 
noch freier gestaltet und weiter 
angekurbelt werden: 

e Der Umfang der Übermittlungs- 
und Benachrichtungspflichten, auf 
Ersuchen oder "von sich aus", wird 
nach dem BVerfSchG-Entwurf ge- 
genüber der bisherigen Rechtslage 
wesentlich erweitert. Jedes Ersu- 
chen etwa des BfV löst bei der 
angefragten (Polizel-) Behörde die 
Verpflichtung aus, die angefragten 
Daten auch zu übermitteln. (115) 
Die Verknüpfung von Ersuchen und 
Verpflichtung kommt faktisch 
einer Erteilung von Weisungen 
gleich, die dem VfS gegenüber der 
Polizei eigentlich gesetzlich ver- 
sagt ist. 

© Umgekehrt wird dem BfV zudem 
das Recht eingeräumt, die mit 
seinen spezifischen Befugnissen 
beschafften Informationen und Er- 


kenntnisse von sich aus an die Po- 
lizei weiterzugeben, wenn sie "für 
Zwecke der öffentlichen Sicher- 
heit" benötigt werden. 

e Das ZAG setzt die Polizei als 
Erhebungshelfer der Nachrichten- 
dienste ein: So soll die Polizei 
künftig verpflichtet werden, perso- 
nenbezogene Daten, die sie auf 
präventiven oder repressiven We- 
gen - also auch etwa per Ver- 
kehrskontrolle, Hausdurchsuchung 
oder Beschlagnahme - erlangt, an 
die Geheimdienste weiterzureichen 
e@ wodurch den Geheimdiensten, 
denen ja eigene exekutive Voll- 
machten fehlen, auf elektroni- 
schem Wege ein polizeilicher, also 
vollzienender Arm erwachsen wür- 
de, so daß sie in letzter Konse- 
quenz getrost auf explizite Exeku- 
tivbefugnisse gegenüber dem Bür- 
ger verzichten können. 

Mit Hilfe dieses nahezu unge- 
bremsten Datenaustausches zwi- 
schen Polizei und Geheimdiensten 
(auch ausländischen) wird die vom 
Bundesverfassungsgericht geforder- 
te "informationelle Gewaltentei- 
lung" ins Gegenteil verkehrt: in 
einen umfassenden elektronischen 
Gewaltenverbund, so daß die ver- 
bliebene institutionelle Trennung 
praktisch unterlaufen werden kann. 


5.3 Zur Rettung einer historischen 
Konsequenz 

Es zeichnet sich ein integriertes 
Gesamtsystem "Innere Sicherheit" 
ab, dessen jeweilige Abteilungs- 
Subsysteme in sich relativ auto- 
nom entwickelt werden und agie- 
ren, gleichwohl verbleibende bzw. 
auftretende Erkenmntnis- resp. Voll- 
zugs-Defizite jedoch im Wege des 
befreiten Informationsaustausches 
mit dem jeweils anderen Organ 
mühelos auszugleichen sind, 

Die Rettung einer bedeutenden 
historischen Konsequenz, den Wie- 


derbelebungsversuch am nur wenig 
abgesicherten Gebot der Trennung 
von Geheimdiensten und Pollzel, 
zur politischen Zentralforderung zu 
erheben, scheint angesichts dieser 
Praxis- und Gesetzesentwicklung 
überholt. Gleichwohl muß sie so 
lange mit unverdrossenem Nach- 
druck und mit Vehemenz in die 
politische Debatte und die juristi- 
sche Diskussion eingebracht wer- 
den, so lange Polizei und Geheim- 
dienste existieren. Das Trennungs- 
gebot wird erst dann seine historl- 
sche und aktuelle Bedeutung ver- 


lieren, wenn die Forderung von 
Bürgerrechtsgruppierungen und 
linksoppositionellen Kräften nach 


Abschaffung der bundesrepublika- 
nischen Gehelmdienste durch- 
gesetzt sein wird. 


Allerdings wird sich spätestens 
dann herausstellen, daß die For- 
derung nach Abschaffung des VfS 
und der anderen Geheimdienste 
keineswegs ausreichend war: Denn 
auch die geheimdienstlich angerei- 
cherte Substanz der Polizei muß 
aufgelöst werden, bei gleichzei- 
tiger Reduzierung der politischen 
"Vorfelderfassung" gegen Null. Und 
dieses Forderung glit umso mehr, 
als zu befürchten Ist, daß nach 
Wegfall des VfS bzw. der Gehelm- 
dienste, der nachrichtendienstlich 
arbeitende Zweig der Polizei noch 
umfassender und perfekter zur 
zentralen Geheim-Polizei ausge- 
baut werden würde, um im Inte- 
resse des Staatsschutzes den mög- 
lichen sicherheitspolitischen Vor- 
feld-Verlust kompensieren zu kön- 
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der systematischen Auslegung 
überzeugend aufrechterhalten läßt. 
Doch selbst ein ehsmaliger Praktl- 
ker, der frühere BfV-Präsident 
Hellenbrolch neigt dieser Auffas- 
sung zu (Hellenbroich, Abgrenzung 
ger Zuständigkeit zwischen Pollzel 
und Verfassungsschutz, MS 1975, 
zitt. 111 1.(Heft 9/1975). Nach 
Auffassung des Rechtwissenschaft- 
lers Denninger kommt dem Tren- 
Nungsgebot "als einer Ausprägung 
des Rechtsstaatsprinzips zwar 
nicht formell, aber materiell Ver- 
fassungsrang zu"; vgl. Denninger, 


Das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung, (Anm81), 5 
337 


(22) Gusy, ZRP 1987, S. 47 mit 
Verwels auf Bundesminister Lehr, 
BT-Stenoprot. 1/4474 D; Abgeord- 
neter v.Merkatz, ebd, 4281 B; 
zustimmend v.Mangold, Das Bonner 
GG 1953, $. 469 f. 

(23) Roewer, BVBi. 1986, S. 206, 
Anm.15 und 16, mit Verweis auf 
BT-Protokoll vom 1.6.1950, S» 
2390 

(24) zit.nach Seifert, Wer be- 
stimmt den Verfassungefeind? in: 
Bröckner/Damm/Seifert, 1984 
schon heute oder wer hat Angst 
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vorm Verfassungsschutz? Frankfurt 
1976, S. 111 

(25) BT-Protokoll 1/2393 A 

(26) BT-Protokoll 1/2394 D 

(zT) BGBl. I, S. 1382 

(28) so der Ministerlalrat Im BfV, 
Borgs-Maclejewski, 2.8.0. 
(Anm.21), 8 '3 A Rdnr.127 sowie 


grundsätzlich auch Roewer, DVBi, 
1986, S. 207 
(29) Evers, Bonner Kommentar 


(1974), Bem.51 zu Art. 73 Nr. 10 
GG 

(%) so auch der Düsseldorfer Poll- 
zeipräsident Lisken, Polizel und 
Verfassungsschutz, in: NJW 1982, 
$. 1482 f.; Gusy, BayVBl. 1982, S. 
201 ff. (205 f) 

31) ».dazu 
sungsschutz 
Deutschland, 
120 

(31a)eo auch Roewar, DVBI.1986, 
Anm.28 Roewer sieht dies für ge- 
rechtfertigt, well er davon aus- 
geht, daB das bundesrechtliche 
Trennungsgebot nicht generell für 
die Länder gelte; a.A.Gusy, Bay- 
VBI.1982, S. 201 (205 f.) 

(32) Ritter von Lex, Die Voraus- 
setzungen eines wirksamen Staats- 
schutzes in der Bundesrepublik, In: 
DOV 1960, S. 281 ff., 283 

(33) so auch Busch/F unk/Kauß/ 
Narr/Werkentin, Die Pollzei In der 
Bundesrepublik, Frankfurt/New 
York 1985, S. 107, die ebenfalls 
auf den Mangel an gesicherten Er- 
kenntnissen In diesem Bereich ver- 
welsen. 

(4) Amtliche Erklärung 
11.9.1985, Az.ı PR 1-6335, S.2 
(35) «FR vom 25.10.1977 

(%) s.dazu u.a. Wie man Terror 
risten aufbaut, in; stern vom 
7.5.86, S. 242 ff.; Der Spiegel Nr. 
18/1986, S. 24 f.; Mit der Polizei 
gespielt, in: FR v.%.5.86; Evers, 
Sprengung an der Celler Gefäng- 
nismauer: Darf der Verfassungs- 
schutz andera Behörden und die 
Öffentlichkeit täuschen? In; NJW 
1987, S. 155 ff. 

(37) Selbst nach Melnung des 
ehemallgen BKA-Präsidenten Horst 
Herold hat es sich bei der haimil- 
chen Kooperation zwischen VIS 
und GSG 9 um elne "unzulässige 
Amtshilfe" gehandelt (FR v. 
29.4.1986) 

(38) s.dazu ausführlich: Sterns- 
dorff, Aktion "Paddy", In: Der 
Spiegel Nr. 2 v.10.1.1983, 46 
ft. 
(3) 
Schatten 
einer neuen Gehelm-Pollzei, 
1984, S. 154 m.w.N. 

(40) Rechts- und Amtshilfe nach & 
3 Abs. 4 BVerfSchG, Art. 35 GG 
(41) vgl. dazu Bull, 8.8.0. (Anm.6, 
S. 689 ff. (695) 

(42) vgl. Schwagerl, 
m31), S. 146 

(43) s.dazu Schlink, Die Amtshilfe, 
1982 


Schwagerl, Verfas- 
in der Bundesrepublik 
Heidelberg 1985, S. 


vom 


S. 


s.dazu Gössner/Herzog, Im 
des Rechts. Methoden 
Köln 


8.8.0. (An- 


(4) 8.H.P.Schneider, Der Verfas- 
sungsschutz, In: Narr (Hg), Wir 
Bürger als Sicherheitsrisiko, Rein- 
bek 1977, &. 100 

(45) zit.nach Borgs-Maciejewski/ 
Ebert, 8.8.0. (Anm. 21), $ 3 A 
Ranr, 132 

(46) Der volle Wortlaut der Richt- 
linlen Ist dokumentiert in: Mader, 
Nicht länger geheim, Berlin (DDR) 
1978, S. 365 und Brückner/ 
Schmitt, Verfassungsschutz und In- 
nere Sicherheit, Wuppertal 1977, 
5. 84 

(47) Ersetzen die Unkeler Richtli- 
nien sowie die Zusammenarbeits- 
richtiinien vom 7.8./19.9.1958 

(48) $ 4 Ist In Verbindung mit $ 8 
zu lesen 

(49) zit. nach einer Kopie des Or- 
ginaldokumentes mit 17 
Paragraphen (Kennzeichnung: "VS- 
Nur für den Dienstgebrauch"), die 
dem Verf.vorllegt, auch dokumen- 
tiert in der Frankfurter Rund- 
schau, 7.11.79, S. 5 

(50) RiStBV in der ab 1. Jan.1977 
geltenden Fassungs-Runderlaß des 


BMJ vom 3.9.1976 (4208/2-111/3- 
1282/76), geändert mit Wirkung 
vom 1.7.1980, abgedruckt In: 
Kielnknecht, Kommentar zur 


Strafprozeßordnung, Anhang 
(51) Martin, Die Rolle der Ämter 


für Verfassungsschutz bel der 
Strafverfolgung, In: Lücke (Hg.), 
Verfassungsschutz - Beiträge aus 
Wissenschaft und Praxis, Köln 
1966, 5. SO ff. 


(52) so Walter Schmidt, ZRP 1979, 
S. 185 

(53) s.dazu insbesn.Gerster/Wiesel, 
Das Informatlonssystem der Poll- 
zei: INPOL, Wiesbaden 1978 (BKA- 
Schriftenreihe Bd. 46); Grafische 
Darstellung bel Gössner u.a., Rest- 
risiko Mensch, Bremen 1987 
("Bürger kontrollieren die Polizei", 
Charlottenstraße 3, 2800 Bremen 
11 5. 24 f. 

(54) zu NADIS: Bölsche, Der Weg 
In den Überwachungsstaat, Reinbek 
1979, s» 35 ff., Bull, Datenschutz 
oder Die Angst vor dem Compu- 
ter, München 1984, S. 261 ff, 
NADIS Ist eine Personenzentral- 
datei, In der neben den Personen- 
grunddaten und den Aktenzeichen 
auch Zusatzinformationen gespei- 
chert sind; s.6.Tätigkeitsbericht 
des BfD, S. 49; daneben existiaran 
Spezialdateien, 

(55) Gusy, ZRP 1987, $. 49; a.A. 
Evers, Rechtsfragen des Daten- 
schutzes bei der Informationsüber- 
mittlung zwischen Pollzel und 
Nachrichtendiensten, In: Die Po- 
zei (/1980, S. 239 ff. muw.N. 
(56) Gusy, ebd. 5. 51 


(57) BVerfG, In: NJW 1984, S. 
419, 428; hierzu: Riegel, DVBI. 
1985, 5. 766 


(58) vgi. 9. Tätigkaltsbericht BfD, 
s.61 f, 
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(59) 8. dazu die Auswertung des 
geheimen BfD-Berichts an das BMI 
{mit Einzelf&lten) In; Gössner/ 
Herzog, Im Schatten des Rechts, 
a4.0. (Anm.39) sowie dies., 
Verschlußsache: Böürgerdaten. Der 
gehelme Computer der politischen 
Pollzet und wer darin gespeichert 
wird, in: Appei/Hummel, Vorsicht 
Volkszählung, Köln 1987, s. 136 ff 
(60) s.dazu 9. Tätlgkeltsbericht 
BfD vom 1.1.87, 5. 61 

(61) Schrifti. Antwort des Parla- 
mentarlschen Staatssekretärs von 
Schoeler, IS Nr. 52 v.12.3.1980, S. 
37; vgl. Riegel, NJW 1979, S. 952 
(62) a.A. Borge-Maclajewski, a.a.0. 
(Anm. 21), 8 3 A Rdnr. 1% 

(63) Busch u.a., Die Pollzel, a.a.0. 
(Anm.33), S. 109 mit Verweis auf 
Steinke, Pollzel und Verfassungs- 
schutz, In: Kriminallstik 9/1981, 5. 
355 ff. 

(64) 5.5. Tätigkeitsbericht des BfD 
(1982), S. 79 

(65) dokumentiert In: Koch, Bür- 
gerhandbuch Datenschutz, Reinbek 
1981, S. 310 ff, (313 f); S. 320 ff 
(322 f) 

(66) 8.dazu Gehelmer BfD-Bericht, 
a.a.0.(Anm. 59), S. 60 f. 

(67) Bull, Datenschutz oder Die 
Angst... 8.8.0. (Anm. 54), 5. 263 
(68) s.dazu u.a. Juhnke, Abschüsse, 
In: konkret 2/1985, 5. 42 f; 
Gottschlich/Diederichs, Der vVer- 
bund der Nachrichtendienste - In- 
ternationale der Geheimdienste, In: 
Verfassungsschutz und Demokratie 
- vereinbar? Dokumentation der 


Alternativen Liste Berlin, 1987, S. 
35 ff, 36 

(69) Die über 100seitige "So-GK" 
faßt 127 Einzelverfügungen, 
Ergänzungen und Änderungsver- 
fOgungen zusammen und regeit die 
"Amtshilfe” des BGS für die bun- 
desdeutschen Geheimdienste, 

(10) s.dazu BMI (Hg. Verfas- 
sungsschutz und Rechtsstaat, Bonn 
1981, insbes. die Beiträge von Bull 
(S. 133 ff), Denninger (S. 19 ff) 
und Evers (S. 65 ff} sowla Auszü- 


ge aus der "So-GK" in: Bölsche, 
Der Weg .. 2.2.0. (Anm. 54), 5, 
159 ff. Erklärung des BMI 


Maihofer, In: RF v.15.6.1978 

(71) zit. nach FR v. 7.5.1981 

(12) dokumentiert in: Bölsche, Der 
weg (Anm. 54), S. 163 ff, 
Guha, Der Verfassungsschutz kon- 
trolliert an den Grenzen, in: FR 
v. 16.5.1978 

(13) s. Süddeutsche Zeitung v. 
6.7.1978 

(74) Guha, wie ein Reisender zur 
"Befa-7-K” werden kann, In: FR 
ve 5.7.1978, S. 3 

(75) ebda. 

(76) Im Schnitt fast 4.000 Meide- 
vorgänge pro Jahr an das BfV mit 


jeweils einer Vielzahl von Daten; 
vg. BMI Malhofer, In: FR 
v.15.6.78 
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(M vgl. dazu u.a. Denninger, in: 
Verfassungsschutz und Rechtsstaat, 
Bonn 1981, S. 31, 40 f. 

(78) Zu dıeser Diskussion w.a.: 
Schueler, In: Die Zeit v 20.4.1979, 
S. 4, Loewenich, FR v. 17.4.1979, 
Denninger, FR v.5.5.1980, 5. 6, 
Dregger, FR v.15,.6.19B1 

(79) zit. nach Bölsche, Der Weg 
“u 4.4.0. (Anm. 54), S. 173 = FR 
17.4.1979 (voliständiger Abdruck) 
(80) It. Hinweis von Roewer, 
Nachr ıchtendienste in der Bundes- 
republık Deutschland, 198?, S. 156, 
Anm. 283 + FR v.8.5.1984. S. 10 
(81) vgl. dazu Denninger, Das 
Recht auf ınformationelle Selbst- 
bestimmung und Innere Sicherhelt, 
Rechtsgutachten, in: Symposium 
der Hessischen Landesregierung, 
Informationsgesellschaft oder 
Uberwachungsstaat? Wiesbaden 
1984, S. 337 f sowle Bull, Daten- 
schutz oder Die Angst vor dem 
Computer, München 1984, S. 264 
ff. 

(82) vgl. Schwagerl, a.2.0. (Anm. 
31), S. 147 m.w.N. 

(83) FR vom 24.10.1981, S, 3 

(84) Entsprechend einer ergän- 
zenden Regelung, die dıe Reise- 
bewegung von (benannten) Einzel- 
personen (durch Ausschreibung im 
INPOL-Faahndungsbestand) erfaßt; 
vgl. dazu FR v. 8.5.1984, S. 10; 
Die Nachtwanderung, In: Der Spie- 
gel Nr. 44/81, S. 33 ft. 
(85) zit. nach Bericht 
dokumentiert in: FR vw. 
5.10 

(86) Der Datenschutzbeauftragte 
warnt vor einem Zurück zum 
"Schleppnetz-Gedanken", in: FR v, 
8.5.1984, S, 10; Reise zum Paten, 
in: Der Spiegel Nr. 6/1984, S. 25 
ft 

(87) LVerfSchG Nds. vom 12, 
1976 i.d.F. vom 24, März 1980 
(88) s.dazu auch H.P. Schneider, 
4.4.0, (Anm. 44), S. 103 

(89) Schwagerl, a.a.0. (Anm, 31), 
Ss. 125 

(%) Günther Noltau, Das 
München 1978, 1979, S. 242 
(91) H.P. Schneider, a.a.0. (Anm, 
44), S. 109 


des BMI. 
8.5.1984, 


Juli 


Amt, 


(92) s.schriftl, Bericht des Innen- 
Ausschusses zum VIS-Änderungs- 
gesetz vom 15. Juli 1972 (Bun- 


destägsdrucks, 1/3533, S. 2) 

(83) H.P. Schneider, a.a.0. (Anın. 
44), 5. 101 f. 

(9) Adolf Arndt, Der Rechtsstaat 
und sein polizeilicher Verfassungs- 
schutz, in: NJW 1961, S. 897 ft 
(898, 900) 

(95) s. zu den Eingriffsmäglich- 
keiten: Seifert, Grundrechte und 
die Geheimdienste in der Bundes- 
republik, In: Vorgänge 2/3-1983, S. 
112 #1. (116 f) 

(96) vgl. dazu H.P.Schneider, 
8.3.0. (Anm. 44), S. 98, 111 

(97) vgl. Klaus Traube, Lehrstück 
Abhöraffäre, in: Narr (Hg.), Wir 


Bürger als Sicherheitsrisiko, Rein- 
bek 1977, S. 61 ff. 

{8) H.P. Schneider, 
(Anm.44), S. 111 

(99) s. Roewer, Trennung ..a.3.0. 
(Anm. 13), S. 207, aA. Borgs- 
Maciejewski/Ebert, Das Recht der 
Gehelmdienste, 1986, $ 3 A Rdnr. 
123 

(100) so der Strafrechtier Osten- 
dorf, Verdeckte Pollzeiarbeit, in: 
Kriminalistik 9/1985, 5. 409 f; 
s.auch: Hummanistische Union, Auf 
dem Weg zu einer halbkriminellen 
Gehelmpolizei, Memorandum zum 
Under -Cover-Agent, München 1984 
1101) zu dieser Entwicklung: 
Diederichs/Nantscheff/Gottschlich. 
Der vlerte Geheimdienst der Re- 
publik, In: die tageszeitung (taz) 
v. 23.11.84, S. 13 ft, taz v 
28.11.84, S. 12 tf; taz v. 30.11.84, 
Ss. 13 ff, 

(102) Damit werden noch nicht 
mal die eigenen (Zusammenarbeits- 
) Richtlinien eingehalten, wonach 
V-Leute ausschließlich vom vVfS 
geführt werden. 

(103) Lüderssen, V-Leute. Die Fal- 
le im Rechtsstaat, Frankfurt 1985; 
Gössner/Herzog, im Schatten des 
Rechts, Köln 1984 

(104) so H.P. Schneider, 
{Anm,44) 

(105) Schwagerl, a.a.0. (Anm. 31), 
Ss. 127 

(106) s.dazu Gössner/Herzog, 
Schatten des Rechts, Köln 

Ss. 125 ff, 139 ff., 168 ff 


2.2.0. 


2.2.0, 


Im 
1984, 


(107) z.B. "Fahndungspanne" bei 
der VfS-Observation von Klar/ 
Schulz, die, obwohl als "Top 
Terroristen" vom BKA zur Fahn- 
dung und Festnahme ausgeschrie- 
ben, trotz VfS-Observation unbe- 
helligt entkommen konnten, 

(108) vgl. dazu eingehender: 
Humanistische Urion, 2.2.0. (Anm, 
100) 

(109) s.dazu Seifert, Zur verfas- 
sungsrechtiichen Problematik ge- 
helmer Polizeiagenten, eines Refe- 
rates beim Hearing der Grünen Im 
Dt. Bundestag zum "Polizeilichen 
Einsatz von Untergrundagenten" 
am 12.2.1985, S. 7 f 

(110) s.Gössner, Staatsgewalten un- 
ter sich. Zum Versagen der ge- 
setzlichen Kontrolle des Polizei- 
apparates, in: Gössner/Herzog, Im 
Schatten des Rechts, Köln 1984, 
S. 259 ff. 

(111) s.u.a. Gössner, Die Legali- 
sierung der Gehelm-Polizel, in: 
Kutscha/Paech {Hg.) Totaler- 
fassung, Köln 1986, 1987, S. 115 
ff; Wessiau, Die rechtsstaatiichen 
Tugenden der SPD, In: Bürger- 
rechte & Polizei (CILIP), Nr. 
24/1986, S. 61 ff. 

(112) Entsprechend einem vertrau- 
lichem "Problempapler zu den 
rechtlichen Grundlagen für Fahn- 
dungsmaßnahmen, Fahndungshilfs- 


mitteln und für die Akteneinsicht 
im Strafverfahren" des BMJ. 

(113) so Scholz/Pitschas, Informa- 
tionelle Selbstbestimmung und 
staatliche Informatlonsverarbei- 
tung, Berlin 1984, S. 183 

(114) s. dazu Bürgerrechte & Po- 
lizel (CILIP), Nr. 23/1986; 
24/1986, S. 61 tf. jeweils mit 
Dokumentation und Kommentie- 
rung. Weiterhin: Die unheimliche 
Sicherheit. Neue Staatsschutzge- 
setze für Geheimdienste und Poli- 
zei, hrg. von "Burger kontrollieren 
die Pollzei”, Bremen 1986 (Bezug: 
Charlottenstraße 3); Kutscha/ 
Paecn, Totalerfassung, Köln 1986 
(115) siene Bürgerrechte & Pollzei 
(CILIP) 21/1985, S. 60 f., 23/1986, 
S.. 36 f. 


Anzeige: 
INITIATIVE "WEG MIT 
DEN BERUFSVERBO- 
TEN" 


GUTACHTEN ZUR LA- 
GE DER DEMOKRA- 
TIE IN DER BRD 1987 


Beiträge u.a.: 

** Friedensgebot des 
GG und Militarisierung 
* Neue Technologien * 
Abbau des Sozialstaa- 
tes * Ausländerrecht * 
Demonstrationsrecht * 
Überwachungsstaat und 
Volkszählung * Berufs- 
verbote * Neue Medien 
und Privatfunk * Neo- 
faschismus * Umwelt- 
probleme * Frauenrech- 
te *+*+ 

Bezug über: Initiative 
"Weg mit den Berufs- 
verboten" * Postfach 
323316 * 2000 Ham- 
burg 13 * Preis DM 5,- 
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VfS und Volkszählung: 


ANMERKUNGEN ZUM STREIT UM EIN GEHEIMPAPIER DES NIEDER- 
SÄCHSISCHEN LANDEAMTES FÜR VERFASSUNGSSCHUTZ 


von Jürgen Seifert 


Die Ämter für Verfassungsschutz haben seit ihrer Gründung systema- 
tisch versucht, ihre Kompetenzen zu erweitern. Politiker haben das ge- 


duldet und gedeckt. Jüngstes Beispiel 
veröffentlichtes Geheimpapier des niedersächsischen 


SCHEN UNION* 


ist ein von der HUMANISTI- 


LfV über die Opposition gegen die Volkszählung. 


Die "Informationen des niedersäch- 
sischen LfV": 

"Extremistische Agitation und Ak- 
tivitäten gegen die Volkszählung” 
Das niedersächsische LfV gibt in 
wiederkehrender Folge einen intern 
verbreiteten Informationsdienst 
heraus. Er ist mit den Vermerken 
qualifiziert: "VS-VERTRAULICH/ 
amtlich geheimgehalten", "Nur zur 
persönlichen Unterrichtung des 
Empfängers! Weitergabe des In- 
halts nur an VA-ermächtigte Mit- 


arbeiter oder nur in Absprache 
mit MI - Abt. 4 - !", Dieser In- 
formationsdienst ist für Fachbe- 


hörden und "Einzelpersonen in 
amtlicher Eigenschaft bzw. als 
Mandatsträger" bestimmt. 

In der Nummer 3/87 vom 
27.1.1987 ist ein Bericht über "Ex- 
tremistische Agitation und Aktivi- 
täten gegen die Volkszählung 
1987" nachzulesen. Einwände gegen 
die Volkszählung, wie sie Daten- 
schützer, Informatiker und Wissen- 
schaftler, Bürgerrechtsorgansatio- 
nen und andere Gruppierungen ge- 
gen die Volkszählung 1987 vorge- 
tragen haben, werden aufgelistet 
und ohne Skrupel unter die Über- 
schrift “extremistische Agitation" 
gesetzt. Zitiert werden zum Bei- 
spiel folgende Sätze: 


* Bräuhausstraße 2 in 8000 München! fraktion der 


"Freiwillige repräsentative Umfra- 
gen erbrächten wissenschaftlich 
gleichwertige Ergebnisse und erüb- 
rigen damit eine Totalerhebung." 


"Die Auswertung der erhobenen 
Daten dauerte zu lange. Pro Jahr 
veralte mindestens 5% der Infor- 
mationen, so daß die Ergebnisse 
unbrauchbar seien, bevor sie auf 
dem Tisch liegen." 


Bisher darf der VfS nur über "de- 
mokratische Gruppierungen" und 
ihre Aktivitäten berichten, wenn 


daß diese Gruppie- 
rungen oder ihre Aktivitäten "ex- 
tremistisch beeinflußt" sind, In 
dem Geheimbericht wird das "Be- 
einflussen" durch das bloße "Initi- 
ieren" ersetzt. Der Bericht wird 
durch den Satz legitimiert, der 
Widerstand" gegen die Volkszäh- 
lung sei im "wesentlichen von po- 
litischen Extremisten initiiert" 
(Hervorhebung im Orginal). Nicht 
einmal ansatzweise wird der Ver- 
such gemacht, diese Behauptung 
zu belegen. 

In deın Papier werden relativ will- 
kürlich 15 "Gruppen" aufgezählt, 
"die sich gegen die Volkszahlung 
ausgesprochen haben". Dazu gehö- 
ren unter anderern dıe Bundestags- 
GRÜNEN, der Bun- 


er nachweist, 
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desverband der Jungdemokraten, 
der Republikanische Anwältinnen- 
und Anwälteverein und die Huma- 
nistische Union. Nach der Aufli- 


stung der "Gruppen" heißt es: 
"Daneben wird in verschiedenen, 
vor allem in demokratisch ausge- 


richteten Gruppen auf regionaler 
Ebene Protest gegen die Volks- 
zählung artikuliert". Durch den 
Hinweis, daß es neben den genann- 
ten Gruppen auch andere "vor al- 
lem demkratisch ausgerichtete 
Gruppen" gebe und durch den Titel 
des Geheimpapiers ("Extremistische 
Agitation und Aktivität...) wird 
der Eindruck erweckt, daß alle 15 
genannten Gruppen als "extremi- 
stisch" im Sinne des Sprachge- 
brauchs des VfS anzusehen sind. 
Das Dossier schließt mit der auf 
der folgenden Seite dokumentier- 
ten "Bewertung": 


Eine 
vfs 


Der Unterzeichner dieses Dossiers, 
Dr. Peter Frisch, inzwischen Vize- 
präsident des Bundesamtes für 
VfS, ist fast aus der Haut gefah- 
ren, als der SPIEGEL am 9.2.1987 
aus diesem Geheimpapier zitierte. 
Mit Recht; denn wenn die Öffent- 
lichkeit dieses Dossier zur Kennt- 
nis nahm, konnte die ungeheure 
Grenzüberschreitung des VfS auf- 
gedeckt und gezeigt werden, in 
welchem Ausmaß dieses Amt un- 
terhalb der öffentlich zugänglichen 
Ebene der VfS-Berichte in politi- 
sche Auseinandersetzungen ein- 
greift, die nichts mit dem Schutz 
der Verfassung und mit den Aktio- 
nen von "Verfassungsfeinden" zu 
tun hat. 

Es gibt für den VfS keine Rechts- 
grundiage für den mit dieser "In- 
formation" unternommenen Versuch 


"Grenzüberschreitung” des 


der Einflußnahme auf die "Be- 
richterstattung der Medien". Er 
überschreitet die Grenzlinie, die 


einen Geheimdienst in einem de- 
mokratischen Staat von einem Ge- 
heimdienst in einem totalitären 
Regime trennt, wenn er sich das 
Recht anmaßt, Anregungen zu ge- 
ben, wie in den Medien über eine 
in der Bevölkerung umstrittene 
Angelegenheit berichtet wird. Das 
Amt usurpiert eine Allzuständig- 
keit, wenn es über Argumente und 
Aktivitäten berichtet, die weder 
"extremistisch" oder "extremistisch 
beeinflußt" noch "Bestrebungen" im 
Sinne von $ 3 Abs. 1 Nr. 1 
VerfSchG sind. Durch solche Akti- 
vitäten wird aus einer Behörde, 
die durch Gesetz auf die "Samm- 
lung und Auswertung von Auskünf- 
ten, Nachrichten und sonstigen 
Unterlagen" beschränkt ist, eine 
staatliche Einrichtung zur Bekämp- 
fung politischer Opposition. 


Die "Information" macht ferner 
deutlich, daß der VfS die Ebene 
der veröffentlichten Verfassungs- 


schutzberichte mit den Kategorien 
"extremistische Organisation", "ex- 
tremistisch beeinflußte Gruppie- 
rung'' und "demokratische Vereini- 


gung" unterläuft. Der VfS maßt 
sich die Befugnis an, Argumente 
und Aktivitäten von "demokrati- 
schen Gruppen", die als solche 


nach dem Gesetz nicht seine Be- 
obachtungsobjekte sind, zu bewer- 
ten und durch interne Berichte 
durch hoheitliche Verrufserklärun- 
gen verunglimpfen zu dürfen. Die 
Verbreitung solcher "Bewertungen" 
verletzt die Rechte der Betroffe- 
nen - ohne daß diese davon etwas 
in der Regel erfahren. Daran än- 
dert auch das Faktum nichts, daß 
der Informationseingriff nur einem 
ausgewählten Empfängerkreis be- 
kannt wird. Ein verwaltungsinter- 
ner Informaionsdienst ist kein 
Freibrief. 
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Abschrift 


Der Niedersächsische Minister des Innern Hannover, den 27. Jan. 1987 
- Abteilung 4 - Postfach 4420 
41.3-037-A-000 40-1-3/87 VS-Vertr. Tel.: (oS11) 67 091 


Information des 
Niedersächsischen Ver fassungsschutzes 


Extremistische Agitation und Aktivitäten gegen die 
Volkszählung 1987 


- Stand Januar 1987 - 


$. Bewertung 


Der Protest gegen die Volkszählung beschränkt sich derzeit noch 
auf Diskussionsveranstaltungen. Im Frühjahr muß mit ersten Demon- 
strationen gerechnet werden. Es ist im weiteren damit zu rechnen, 
daß von militanten Gruppen Anschläge auf statistische Ämter bzw. 
Gebäude, in denen Yolkszählungsdaten ausgewertet werden, erfolgen, 
Entsprechende konkrete Erkenntnisse liegen jedoch bislang nicht 
vor. 


Schwerpunkte der Gegenaktionen werden Groß- und Universitäts- 
städte sein. 


Da die Weigerungsmöglichkeiten vielfältig und relativ risikolos 
sind, muß von einem erheblichen Prozentsatz falscher Angaben 
ausgegangen werden, Eine vermehrte Öffentlichkeitsarbeit für 

die Volkszählung kann dieses Protestpotential nicht entschel- 
dend vermindern, 

Entscheidend für die Einstellung der weit überwiegenden Mehrheit 
der Bevölkerung zur Volkszählung wird die Berichterstattung der 
Medien, aber auch die Aufklärungsarbeit von Regierung und verwal- 
tung zu diesem Thema sein. Sollten vermehrt kritische Berichte 
erscheinen, so müssen eine Demotivation der Zähler und eine man- 
gelnde Mitarbeit in der Bevölkerung einkalkuliert werden, so daß 
es zu einer beträchtlichen Untererfassung an Daten kommt. Grif- 
fige, leicht verständliche Darstellungen zur Notwendigkeit der 
Volkszählung fehlen bzw. sind bisher nicht genügend bekannt ge- 
worden. Fernsehspots, Anzeigenwerbung, ruhig auch In Comic- 
Form, Hauswurfsendungen u.ä. könnten hier wirkungsvolle Maß- 
nahmen sein, um eine Solidarisierung breiterer Bevölkerungs- 
schichten mit z.T. maßlosen Gegenargumenten der Extremisten 

zu vermeiden. 


Im Auftrage 


Unterschrift (Frisch) 


Nur zur persönlichen Unterrichtung des Empfängers! 
Weitergabe des Inhalts nur an yS-ermächtigte Mitarbeiter 
oder nur nach Absprache mit MI - Abt. 4 - ! 
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Über das Taktieren und Finassie- 
ren eines Ministeriums 


Aufschlußreich ist auch die Form, 
in der das niedersächsische Innen- 
ministerium auf die Veröffentli- 
chung der "Information" durch die 
Humnanistische Union am 22.4.87 
reagiert hat. 

Innenminister Hasselmann hat den 
internen Informationsdienst als 
einen bloßen "Vermerk der Verfas- 
sungsschutzbehörde" einzuordnen 
versucht, so am 29.4.1987 im 
Landtag, so in einem Schreiben an 
die Humanistische Union vom 
14.5.1987 und in der Antwort auf 
die Kleine Anfrage des Landtags- 


abgeordneten Werner Holtfort 
(Drucksache 11/1179). Das ist eine 
Irreführung. 


Ebenso abwegig und unhaltbar ist 
der Versuch des Innenministers, 
die Grenzüberschreitung des VfS 
als "Beratungspflicht eines jeden 
Beamten", d.h. in diesem Fall ei- 
nes "Beamten unseres Verfassungs- 
amtes" zu rechtfertigen. Hassel- 
mann erklärte am 29.4.1987 im 
Landtag: 

"Es gehört nach 5 63 NBG zur 
Beratungspflicht eines jeden Beam- 
ten, seinem Dienstherrn Vorschläge 
dafür zu unterbreiten, wie er ei- 
ner solchen Kritik (die ein Gesetz 
in Frage stellt oder sogar zum 
Rechtsbruch auffordert) begegnen 
kann. Das gilt auch für die Beam- 
ten unseres Verfassungsschutzam- 
tes." 

Hier wird deutlich, warum ein in- 
terner Informationsdienst des VfS 
zum bloßen Vermerk umstilisiert 
wird: Nur auf diese Weise kann 
der Rechtsbruch des VfS als Recht 
und Pflicht eines Verfassungs- 
schutzbeamten nach 5 63 darge- 
stellt werden. In S 63 NBG .lautet 
der Satz, auf den hier Bezug ge- 
nommen wird: "Die Beamten erfül- 
len ihre Aufgaben in vertrau- 


ensvoller Zusammenarbeit mit ih- 


ren Vorgesetzten..." Die "Bera- 
tungspflicht" auch eines Beamten 
aus einem Verfassungsschutzamt 


ist somit an seine "Aufgaben" ge- 
bunden. S 63 NBG kann somit die 
fehlende Befugnis einer Behörde 
nicht ersetzen. Das ist auch sinn- 
voll; denn sonst gibt ein Beamter 
des VfS demnächst seiner Regie- 
rung - in der Form einer Ver- 
schlußsache - Anregungen, wie in 
den Schulen Mathematik unterich- 
tet oder wie an den Universitäten 
geforscht werden sollte. 

Kurz nach der Veröffentlichung 
der "Information" vom 27.1.1987 
hat der Chef des Hamburger VfS 
in einem Interview mit dem Hessi- 
schen Rundfunk erklärt, das nie- 
dersächsische LfV habe in diesem 
Bericht überzeichnet und nicht ge- 
nügend zwischen demokratischen 
Organisationen (zu denen die Hu- 
manistische Union zu rechnen sei) 
und extremistischen oder extremi- 
stisch beeinflußten Gruppierungen 
unterschieden. 

Das niedersächsische Innenministe- 
rium war zu einer solchen Fest- 
stellung monatelang nicht bereit. 
Auf einer Pressekonferenz wurde 
Minister Hasselmann am 29.4.1987 
die Frage gestellt, "ob das Innen- 
ministerium" mit dem umstrittenen 


Text "diesen Organisationen Ver- 
fassungsfeindlichkeit unterstelle 
und deren Mitglieder mit Berufs- 


verboten zu rechnen hätten". Der 
Minister antwortete: "Das kann ich 
nicht beantworten und das will ich 
auch nicht, Sie können aber 
schreiben: Es wäre schön, wenn 
sie (die Mitglieder) austreten", 

Auch in der Antwort des Innenmi- 
nisters vom 14.5.1987 an die Hu- 
manistische Union (HU) erfolgte 
keine Klarstellung. Die Berichter- 
stattung "auch über Kritik und 
Protest demokratischer Gruppie- 
rungen" sei "sachlich erforderlich” 
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gewesen. Bei dem "begrenzten 
Empfängerkreis" der Information 
des Niedersächsischen Verfassungs- 
schutzes "konnte bei den Adressa- 
ten des Vermerks nicht der von 
Ihnen (der HU) befürchtete Ein- 
druck entstehen", Bei diesen Emp- 


fängern war "aufgrund ihrer be- 
sonderen Kenntnis von Arbeits- 
weise und generellem Beobach- 


tungsfeld der Verfassungsschutzbe- 
hörde eine differenzierte Betrach- 


tungsweise und Einordnung der 
entsprechenden Informationen zu 
erwarten." 


Erst nachdem die HU beim Ver- 
waltungsgericht Hannover eine 
Klage einlegte* und begründete, 
bequemte sich das Innenministe- 
rium - vermutlich aus prozessualen 
Gründen - von der hoheitlichen 
Verrufserklärung gegenüber der HU 
abzurücken, Es erklärte, "daß die 
Humanistische Union weder ein 
Beobachtungsobjekt des Verfas- 
sungsschutzes ist oder war". An 
der "Verfassungstreue der Humani- 
stischen Union bestehe kein Zwei- 
fel", Doch auch noch in dieser 
Stellungnahme vom 21.8.87 wird 
die Erwähnung der HU (und damit 
auch anderer Organisationen) in 
dem umstrittenen Geheimpapier 
mit der Bemerkung gerechtfertigt, 


die HU sei in diesem Bericht des 
VfS "weder als extremistische 
Gruppierung noch als Beobach- 
tungsobjekt des Verfassungs- 


schutzes bezeichnet worden", 

Das bedeutet: Erst angesichts der 
Drohung einer gerichtlichen Nie- 
derlage ist das Innenministerium 
abgerückt. Zugleich wird jedoch 
das Geheimpapier nach wie vor 
gerechtfertigt. Damit wird der HU 
- und der Öffentlichkeit - vorge- 
worfen, sie hätte das Papier nur 
nicht richtig verstanden. Vom ei- 
gentlichen Empfängerkreis wäre 


* AZ: 10 VG A 260/87 


die erforderliche "differenzierte 
Betrachtungsweise zu erwarten" 
gewesen, 

Diese Form der Schutzbehauptung 
geht auf Kosten des niedersächsi- 
schen Innenministeriums. Von ihm 
muß "aufgrund der Kenntnis von 
Arbeitsweise und Beobachtungsfeld 
der Verfassungsschutzbehörde" eine 
"differenzierte Betrachtungsweise 
und Einordnung der entsprechenden 
Informationen" verlangt werden 
können, Dazu war der Innenmini- 
ster jedoch nicht fähig. Sonst 
hätte er nicht öffentlich erklärt, 
daß die Mitglieder der in der "In- 
formation" vom 27.1.1987 genann- 
ten Organisationen austreten soll- 
ten. Er hat aus dem Papier nicht 
herauslesen können, daß die Hu- 
manistische Union nicht zu den 
extremistischen oder extremistisch 
beeinflußten Vereinigungen, son- 
dern zum demokratischen "Hinter- 
grund" zu rechnen ist. Fazit: Ent- 
weder ist der Innenminister unfä- 
hig zur "Einordnung der entspre- 
chenden Informationen" und besitzt 
nicht die erforderliche "differen- 
zierte Betrachtungsweise" oder 
aber es liegt an dern umstrittenen 
Papier, 

Das Papier läßt in der Tat nicht 
erkennen, daß die Humanistische 
Union zu dem "demokratischen Be- 
reich zuzurechnenden Hintergrund" 
zugeordnet wird, vor dein sich die 
"Aktıvitäten von Extremisten" ab- 
spielen. Daher muß im folgenden 
auf diesen zur Rechtfertigung des 
Geheimpapiers vom niedersächsi- 
schen Innenministerium geprägten, 
völlig neuen Begriff der demokra- 
tischen Hintergrundorganisation 
eingegangen werden. 


Die demokratische "Hintergrundor- 
ganisation" 


In dem erwähnten Schreiben des 
niedersächsischen Innenministers an 
die HU vom 14.5.1987 heißt es: 
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"Soweit ..„hinsichtlich der Volks- 
zählung auch über Kritik und Pro- 
teste von demokratischen Gruppie- 
rungen berichtet worden ist, war 
dies sachlich erforderlich. Gerade 
Aktivitäten von Extremisten sind 
nur dann sinnvoll zu bewerten, 
wenn deutlich wird, vor welchem 
gesamtgesellschaftlichen, auch dem 
demokratischen Bereich zuzurech- 
nenden Hintergrund sie sich ab- 
spielen. Dies gilt gerade deshalb, 
weil sich extremistische Gruppie- 
rungen allen Protestbewegungen in 
besonderem Maße zuwenden, um 
deren Potential für ihre oftmals 
viel weiter reichenden verfassungs- 
feindlichen Zielsetzungen zu nut- 
zen." 

Aufgrund dieser Argumentation 
wäre es möglich, Argumente und 
Aktivitäten demokratischer Grup- 
pierungen zu bewerten, ohne daß 
diese Gruppierungen als solche Be- 
obachtungsobjekt des VfS sind. Das 
niedersächsische Innenministerium 
hat für den VfS auch in dieser 
Frage eine Kompetenz bean- 
sprucht, die sich aus dem Gesetz 
nicht ableiten läßt. Das Gesetz 
schränkt die Aufgaben des VfS 
eindeutig auf "Sammlung und Aus- 
wertung von Auskünften, Nachrich- 
ten und sonstige Unterlagen" über 
"Bestrebungen" ein, die heute häu- 
fig als "extremistisch" oder "ver- 
fassungsfeindlich" bezeichnet wer- 
den. Es gibt keine Kompetenz, 
"Protestbewegungen" als solche 
oder "Kritik und Protest demokra- 
tischer Gruppierungen" in Berichte 
aufzunehmen, die vom VfS erstellt 
werden. Es kommt - sofern es um 
die Grenzen geht, die dem VfS für 
seine Arbeit gesetzt sind - nicht 
darauf an, ob etwas "sachlich er- 
forderlich"' oder "sinnvoll" ist, son- 
dern darauf, ob solche Berichte 
rechtlich zulässig sind. Es kommt 
auf die Befugnis an, nicht auf das, 
was zur Ausweitung der eigenen 


Kompetenzen als "Aufgabe" postu- 
liert wird. 

In welcher Weise sich das nieder- 
sächsische Innenministerium aufs 
Glatteis begeben hat, machen fol- 
gende Überlegungen deutlich. Wenn 
es zulässig sein soll, auch "über 
Kritik und Proteste von demokra- 
tischen Gruppierungen" zu berich- 
ten (um die "Aktivität von Extre- 
misten .„.. sinnvoll zu bewerten"), 
müssen diese Berichte notwendig 
fehlerhaft sein (weil diese Organi- 
sationen nach S 3 Abs. 1 
NVerfSchG nicht Beobachtungsob- 
jekt des VfS sein dürfen) oder 


aber der VfS stützt seine "Be- 
richte" gesetzeswidrig auf die 
"Sammlung und Auswertung von 
Auskünften, Nachrichten und son- 
stigen Unterlagen" von Gruppie- 
rungen, die auch nach der Er- 


kenntnis des VfS keine "Bestrebun- 
gen" im Sinne von $ 3 Abs. I Nr. 
1 NVerfSchG sind. 

Wenn sich der VfS mit dieser Ar- 
gumentation durchsetzt, dürfte das 
Amt über alle "demokratischen 
Gruppierungen", über ihre "Kritik 
und Proteste" nicht nur berichten, 
sondern müßte (weil Berichten ein 
Sammeln und Bewerten voraus- 
setzt) "Auskünfte, Nachrichten und 
sonstige Unterlagen" aus dem 
"demokratischen Hintergrund" zu- 
sammentragen und auswerten. Da- 
mit führt die zur Legitimation ei- 
ner Grenzüberschreitung ersonnene 
Konstruktion in letzter Konsequenz 
zu einer Allzuständigkeit des VfS, 
Die Schranke, die durch Verfas- 
sung und Gesetz diesem Geheim- 
dienst gesetzt ist, wird unterlau- 
fen. 
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Das ’Celler Loch: 


"TERRORBEKÄMPFUNG" UND DIE KONTROLLE DES VERFASSUNGS- 


SCHUTZES 


von Uwe Behnsen und Jürgen Trittin 


Seit einem Jahr ist es - nicht nur in Niedersachsen - zu einem festen 
Begriff geworden: Das "Celler Loch". Die Affäre um die Sprengung der 
Außenmauer der JVA Celle und ihre politisch-parlamentarische Bewälti- 


gung soll 


im folgenden als Falibeispiel 


zur Beantwortung der Frage 


dienen: Ist die Vortäuschung von, sowie die Ermunterung zu Straftaten 
ein immanenter Bestandteil geheimdienstlicher "Terrorismus”-Bekämp- 
fung? Oder läßt sich solches durch eine verbesserte Kontrolle und ver- 
schärfte rechtsstaatliche Anbindung des Verfassungsschutzes verhindern? 


Am 25.4,86 explodierte die Bombe 
ein zweites Mal. Die Hannoversche 
Allgemeine Zeitung bestätigte, was 
tags zuvor schon von den GRÜ- 
NEN-Abgeordneten Georg Fruck 
und Jürgen Trittin im Landtag be- 
hauptet worden war: Die Bombe, 
die am 25.7.1978 ein Loch in die 
Außenmauer des Celler Knastes 
gesprengt hatte, war vom nieder- 
sächsischen Verfassungsschutz ge- 
legt worden, 


In einer umgehend abgegebenen 
Regierungserklärung rechtfertigte 
Ministerpräsident Albrecht (CDU) 


diese Aktion mit dem Hinweis, es 
wäre darum gegangen, in einer Si- 


tuation "äußerster terroristischer 
Bedrohung" einen V-Mann (mit 
Namen Klaus-Dieter Loudil) in 


terroristische Kreise einzuschleu- 
sen und diesen mit einem so vor- 
getäuschten Anschlag zu legendie- 
ren. 


Die grüne wie die sozialdemokrati- 
sche Opposition reagierte heftig. 
Es wurde die Frage aufgeworfen, 
inwieweit die Geschichte des bun- 
desrepublikanischen "Terrorismus" 
nicht umgeschrieben werden 
müsse, das Wort vom "Staatsterro- 


rismus" machte die Runde, Wei- 
tere Presseberichte machten deut- 
lich, daß Albrecht dem Landtag 
zumindest nicht die vollständige 
Wahrheit gesagt hatte. Die Frank- 
furter Rundschau enthüllte den 
Namen eines zweiten (Manfred 
Berger) und schließlich eines drit- 
ten V-Mannes (Zjeiko Susak). 

Nach den Landtagswahlen war die- 
ser Vorfall nicht vergessen. Auf 
Initiative der SPD wurde der 11. 
Parlamentarische Untersuchungs- 
ausschuß (PUA) mit der Kiärung 
dieser Frage wie einiger anderer 
Verfassungsschutzskandale in Nie- 
dersachsen beauftragt. Der PUA 
nahm nach vielen Verzögerungen 
betreffs der Ausschußbesetzung 
(s.u.) im Dezember 86 die Arbeit 
auf, Obwohl die Arbeitsatmosphäre 
im Ausschuß (3 CDU-, 3 SPD-, 
und 1 ordentliches FDP-Mitglied, 1 
Mitglied der GRÜNEN ‚mit An- 
trags- und Rede- aber ohne 
Stimmrecht) im Unterschied zu 
seinem (10.) Vorgänger als leidlich 
kooperativ bezeichnet werden 
kann, ist unverkennbar, daß die In- 
teressen der hieran Beteiligten un- 
terschiedlich bis gegensätzlich sind 
(s.u.). 
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Zwischenbilanz der 


Tatsachen 


Nach einem guten halben Jahr Tä- 
tigkeit ist es nun möglich, eine 
vorläufige Zwischenbilanz über das 
"Celler Loch" zu ziehen. Eine Ge- 
genüberstellung von Albrechts Re- 
gierungserklärung und der inzwi- 
schen erfolgten Zeugenvernehmun- 
gen ergibt, kurz gesagt, daß der 
Ministerpräsident das Parlament 
unvollständig und ebenso wissent- 
lich wie unwissentlich falsch in- 
formiert haben dürfte. "Gesellt 
sich zu Albrechts "Gorleben-Lüge' 
nun eine "Celle-Lüge'? fragte 
denn auch das Stadtmagazin Schä- 


delspalter im Juni rhetorisch. 
Albrecht hatte behauptet: 


"Er (der V-Mann Loudil) fand in 
der Folge (des Anschlages) Zugang 
zu terroristischen Kreisen. Er 
konnte zwar nicht in den allerin- 
nersten Kern des Terrorismus vor- 
dringen, dennoch hat er erhebliche 
Erfolge bei der Bekämpfung des 
Terrorismus möglich gemacht. Der 
Ausbruch (des in Celle einsitzen- 
den und später in Hamburg beim 
Hungerstreik zu Tode gekomme- 
nen) Debus wurde verhindert; eine 
geplante Mordtat ebenfalls, Brand- 
anschläge und Raubüberfälle konn- 
ten aufgeklärt werden, geraubtes 
Geld wurde sichergestellt und auch 
ein Sprengstoffanschlag konnte auf 
diese Weise verhindert werden. 
Meine Damen und Herren, das sind 
nur Beispiele. Ich könnte diese Li- 
ste verlängern, aber diese Bei- 
spiele zeigen das Wesentliche." 


Vor dem PUA allerdings konnte 
Albrecht diese Liste selbst auf 
ausdrückliches Befragen nicht 
verlängern und mußte sich für den 
Rest darauf berufen, auf Informa- 
tionen des damaligen niedersächsi- 


ermittelten 


schen Verfassungsschutzchefs Dr. 
Peter Frisch (SPD) vertraut zu 
haben, der nun Vizepräsident des 


Bundesamts für VfS (BfV) ist. 


Im einzelnen handelt es sich nicht 
um einen, sondern um mindestens 
drei V-Leute, die im Umfeld der 
später so getauften "Aktion Feu- 
erzauber" aktiv geworden sind. 
Fast immer war Berger mit dabei. 
An entscheidenden Punkten sprang 
aktiv der von dem Versicherungs- 
agenten Werner Mauss (alias 
Claude, Rick, Nelson...) empfoh- 
lene Susak ein, Alle drei waren 
wegen schwerer Delikte vorbe- 
straft und gerade dies empfahl sie 
für ihren vorgesehenen Einsatz: 
Die den "Feuerzauber" umrahmen- 
den Operationen Emsland, Neuland 
und wie sie alle heißen mögen, 
hatten die gemeinsame Grundidee, 
"über anpolitisierte, intelligente 
Straftäter Zugang zur TE-Szene zu 
bekommen", wie es im "1. Bericht 
der Landesregierung" an den PUA 
heißt. 


Zugang zu terroristischen Kreisen 
haben zumindest Berger und Loudil 
nie gefunden, Verbindungen zur 
ETA erwiesen sich ebenso als 
Hirngespinste wie alle weiteren 
Behauptungen. Alle drei V-Leute 
bewegten sich in einer Szene, die 
nach den Aussagen von Verfas- 
sungsschützern vor dem PUA 
höchstens als "Sympathisanten- 
schaft" bezeichnet werden kann. 


Die angeblich verhinderten Straf- 
taten hatten nichts mit der Spren- 
gung zu tun. Sie fanden entweder 
gar nicht oder vor der Explosion 
statt. So bestand der Befreiungs- 
versuch von Debus darin, daß die 
drei V-Leute mit vereinten Kräf- 
ten versuchten, die Salzgitteraner 
Wohngemeinschaft "Wildes Huhn" 
dazu zu motivieren, sich an einem 
gewaltsamen Befreiungsversuch zu 
beteiligen, was bei diesen auf eine 
recht geringe Begeisterung stieß. 
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Schließlich ist festzuhalten, daß 
die Celler Sprengung nicht nur 
"Bestandteil eines übergeordneten 
Aktionsplanes (z.B. “Aktion Neu- 


land') war" (Ziffer 2 des Untersu- 
chungsauftrages), sondern auch in 
Verbindung zu einer ganzen Reihe 


von geheimdienstlichen Operatio- 
nen gegen den "Terrorismus" 
stand. Aus heutiger Sicht - und 


aus damaliger Praxis - hat es eine 
vielfältige Kooperation der ver- 
schiedenen Polizei- und VfS-Behör- 
den des Bundes und der Länder 
gegeben. 


Hieraus ergeben sich gerade für 


Kritiker der herrschenden Politik 
der Inneren Sicherheit eine Reihe 


von Fragen. 

@ Wurde in den 70er Jahren unter 
dem Vorwand der Terrorismusbe- 
kämpfung die exekutive Kontrolle 
der Geheimdienste ausgeschaltet 
und haben diese weit jenseits ihrer 
gesetzlich vorgeschriebenen Kom- 
petenzen und Grenzen agiert? 

@ Inwieweit haben sich die Ge- 
heimdienste hierbei verselbstän- 
digt? 


e Inwieweit ist diese Verselbstän- 
digung von höchsten politischen 
Stellen gedeckt worden? 

© Inwieweit ist die Justiz bei ih- 
rem gesetzlichen Auftrag der Auf- 
klärung von Straftaten von den 
Diensten in die Irre geführt wor- 
den? 

© Hat sich der Anspruch parlamen- 
tarisch-politischer Kontrolle des 
Geheimdienstes verwirklichen Jlas- 
sen, oder wurde diese Kontrolle 
nicht nur ausgeschaltet, sondern 
dazu benutzt, Mitwisser (und da- 
mit Mittäter) zu schaffen? 

© Und was ist schließlich die hin- 
ter dieser Art der "Terrorismusbe- 
kämpfung" stehende innere Logik? 
Gab es nicht ein Konzept, das 
weit über das bloße Anstiften und 
Ermuntern zu Straftaten hinaus- 


ging? 
Ausschaltung der exekutiven Kon- 


trolle unter höchster politischer 
Billigung 


Mit dem Bombenanschlag auf den 
Celler Knast haben "die nieder- 


Erfolgreiche Aktion 
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sächsische Landesregierung, die 
Bundesregierung und die hessische 
Landesregierung „gemeinsam 
große Veranwortung übernommen, 
Ich bekenne mich zu dieser Ver- 
antwortung" (Albrecht am 25.4.86 
vor dem Landtag). 


Sieht man davon ab, daß sich 
Albrecht bei seiner Vernehmung 
vor dem  Untersuchungsausschuß 
ein Jahr später nicht gerne an 
diese Verantwortung erinnern ließ, 
so muß festgehalten werden, daß 
von einer "gerneinsamen Verant- 
wortung" nicht die Rede sein 
kann. Unklar ist bis heute, ob 
außer dem BKA-Beamten und heu- 
tigen VfS-Präsidenten Boeden und 
Innenminister Maihofer überhaupt 
ein Mitglied der Bundesregierung 
von der geplanten Sprengung 
wußte, 


Die hessische Landesregierung 
dürfte vor allem wegen der vorher 
anstehenden Begnadigung Loudils 
gefragt worden sein. Ob sie in die 
Pläne mit der Sprengung einge- 
weiht war, kann getrost bezweifelt 
werden, 


Es kann heute allerdings als gesi- 
chert gelten, daß nicht einmal die 
niedersächsische Landesregierung 
detailliert in die Planungen und 
Vorbereitungen der “Aktion Feuer- 
zauber' eingeweiht ‘worden ist. So 
erklärte der bis Ende Juni 1978 
amtierende Innenminister Rötger 
Gross (FDP) vor dem Untersu- 
chungsausschuß: "Ich kann nur sa- 
gen - das wiederhole ich nochmal 
- daß ich von niemandem über 
dieses Vorhaben an der Justizvoll- 
zugsanstalt Celle zu irgendeinem 
Zeitpunkt ...unterrichtet worden 
bin." 


Diese Aussage des zuständigen In- 
nenministers wurde inzwischen von 
seinem damaligen Staatssekretär 
ausdrücklich bestätigt. Dieser war 


zu keinem Zeitpunkt mit den not- 
wendigen Anträgen auf Bewilligung 
von Auslandsreisen des Leiters des 
Verfassungsschutzes Jüllig, seines 
Beschaffungsleiters Wiehe, sowie 
seines Sachbearbeiters und V- 
Mann-Führers Borrak behelligt 
worden, Diese Auslandsreisen nach 
Spanien und Italien, die vor allem 
der Einschleusung des V-Mannes 
Susak nach Algerien dienten, wur- 
den regelmäßig im Privatflugzeug 
des Versicherungsagenten Mauss 
ausgeführt. Dennoch hätte es, wie 
Staatssekretär Reichardt ausdrück- 
lich betonte, eines genehmigten 
Reiseantrags bedurft, wenn Verfas- 
sungsschützer sich bei solchen Ak- 
tionen im Ausland bewegten. 

Unterrichtet waren weder 
Reichardt noch Gross von den Ab- 
sprachen und Reisen ihrer Be- 
schaffungsabteilung in die Nieder- 
lande und von deren Absicht, mit 
dem dortigen Inlandsgeheimdienst 
Loudil und Berger auf den Nie- 
derländer Henk Wubben anzuset- 
zen. Auch hier wurde die amtsin- 
terne Kontrolle einfach aufgeho- 


ben, die Beschaffungabteilung 
machte weitgehend, was sie 
wollte. 


Ihr Leiter und der Chef des VfS 
trugen ihre Vorstellungen nicht 
dem zuständigen Minister vor. Als 
es mit dem Plan, Loudil einfach 
aus der Haft veschwinden zu las- 
sen, wegen des Vetos des Justiz- 
ministeriums juristische Probleme 
gab, wählten sie den direkten Weg 
zum Ministerpräsidenten. Dieser 
leitete die Kontakte zur Begnadi- 
gung nach Hessen in die Wege und 
genehmigte (am 16.6.1978) die Ak- 
tion grundsätzlich, ohne seinen 
amtierenden Minister oder dessen 
Stellvertreter zu unterrichten. Den 
später ins Amt kommenden Mini- 
stern Möcklinghoff (Inneres) und 
Schwind (Justiz) blieb bloß noch 
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stille Akklamation und der Voll- 


zug, 


So kann als erstes wichtiges Zwi- 
schenergebnis des PUA festgehal- 
ten werden, daß in Niedersachsen 
während der 70er Jahre eine ef- 
fektive exekutive Kontrolle des 
VfS im Bereich der "Terrorbe- 
kämpfung" nicht nur nicht statt- 
fand, sondern systematisch und 
mit dem Wissen des Ministerpräsi- 
denten ausgeschaltet wurde. 


Niedersachsens Verfassungsschutz 
macht (Dritte-) Weltpolitik - das 
Beispiel Susak 


Susak war dem VfS von Mauss an- 
gedient worden. Er war ihm schon 
beim Auffliegen der Eurogang, ei- 
ner Einbrecher- und Hehlerbande, 
zur Hand gegangen. Mauss diente 
Susak nun seinem alten Bekannten 
Borrak an, als dieser von der Po- 
lizei kommend, beim niedersächsi- 
schen LfV die Terrorbekämpfung 
voranbringen sollte. 


Über die Aktionen des Susak vor 
1978 ist wenig Öffentlich bekannt. 
Er machte sich jedenfalls ab ei- 
nem bestimmten Zeitpunkt an die 
Salzgitteraner WG "Wildes Huhn! 
heran und tat so, als wolle er bei 
der Befreiung von Debus eine ganz 
wichtige Rolle spielen. Er führte 
auch ein Funkgespräch - mit Hilfe 
eines eingeschmuggelten Gerät des 
VfS - mit Debus. Am 8. Februar 
1978 inszenierte der VfS für ihn 
dann einen Zwischenfall bei Salz- 
gitter. Nach einer kurzen Verfol- 
gungsfahrt von einem Polizisten 
wurden in und um einen Mercedes 
Patronen sowie gefälschte Aus- 
weise mit den Bildern von Susak 
und Debus gefunden, eine pres- 
seöffentliche Fahndungskampagne 
nach Susak wurde eingeleitet. Die 
Operation Neuland hatte begonnen. 


Bei dieser Operation ging es 
darum, einen V-Mann in ein ver- 
mutetes Ausbildungslager für Ter- 
roristen im Nahen Osten - wir 
wissen heute, daß es sich um Al- 
gerien handelte - unterzubringen. 
Hierzu, das ergaben die Zeugen- 
vernehmungen, bediente man sich 
auch der Hilfe des spanischen Ge- 
heimdienstes. Die Kontakte liefen 
über Herrn Mauss. Die Spanier 
hingegen hatten an dieser Opera- 
tion ihr ganz eigenes Interesse. 
Susak sollte nämlich erstmal bei 
der kanarischen Befreiungsbewe- 
gung MPAIAC untergebracht wer- 
den. Diese strebte unter ihrem 
Chef Antonio Cubillo die Loslö- 
sung der Kanaren von Spanien an. 


Ein Blick in die Presse von damals 
ergibt eine ganz andere Deutung 
der hinter der Einschleusung ste- 
henden Motive als die windige Be- 


hauptung von den angeblichen 
Ausbildungslagern in Algerien: im 
Sommer 1978 bestand für die 


MPAIAC die Chance, auf der Jah- 
reskonferenz der Organisation für 
afrikanische Einheit (OAU) offizi- 
ell anerkannt zu werden. Die Spa- 
nier hatten ein naheliegendes, 
elementares Interesse daran, die 
Anerkennung einer separatistischen 
Bewegung zu verhindern, wie im 
übrigen den NATO-Staaten unter 
Führung der USA an dem Erhalt 
der Kanaren als Vorposten bei 
Afrika gelegen war. 


In dieser politischen Situation kam 
es zum Einsatz des V-Mannes 
Susak. Er soll Kontakt zu MPAIAC 
in Algerien bekommen haben. Kurz 
danach, unmittelbar vor der OAU- 
Konferenz, fiel Cubillo einem At- 
tentat zum Opfer, bei dem er 
schwer verletzt wurde. Es kann 
bis heute nicht ausgeschlossen 
werden, daß der spanische Ge- 
heimdienst Urheber dieses Mordan- 
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schlag war - ein Motiv dafür 
hatte er sicherlich. 

Anders gesprochen: Unter dem 
Vorwand angeblicher Ausbildungs- 


lager hatte sich der niedersächsi- 
sche Geheimdienst Seite an Seite 
mit den Spaniern auf die Bühne 
der Weltpolitik begeben. 

Daß es sich hierbei um eine Ak- 
tion gehandelt haben soll, die der 
niedersächsische VfS "im Interesse 
und im Auftrage des BKA und 
BfV" durchführte, wie die Landes- 
regierung in ihrem Bericht be- 
hauptet, ist ungefähr so glaubwür- 
dig wie die Behauptung, Bundes- 
kanzler Schmidt habe die Spren- 
gung von Celle gekannt und gebil- 
ligt. Denn nach den Aussagen vor 
dem PUA lag der gesamte Einsatz 
von der Planung bis zur V-Mann- 
Führung in den Händen des nieder- 
sächsischen LfV. 


Aufklärung oder Irreführung der 
Justiz? - Feuerzaubers Nachhall 


Daß dort, wo die Exekutive aus 
dem Ruder läuft, die Justiz un- 
seres Rechtsstaates wenig zu be- 
stellen hat, wird zwar nicht gerne 
gehört, ist durch die Umstände 
der Strafverfolgung nach dem 
Celler Knall jedoch bildhaft be- 
legt. 

Am 2.6.1978 unterrichtete der 
Leiter der JVA Celle die Staats- 
anwaltschaft bei dem Landgericht 
Kassel und die Kriminalpolizei 
Celle, daß der Gefangene Loudil 
am 1.6.1978 von einem Urlaub 
nicht zurückgekehrt sei. Er bat 
um Einleitung einer Fahndung. Die 
Polizei wurde ihrer Aufgabe ge- 
recht; die Fahndungsmaschinerie 
lief an. 


Obwohl zu diesem Zeitpunkt dem 
LfV die Planungen des Sprengstof- 
fanschlages bereits detailliert 


vorlagen, waren die zuständigen 
Polizeibehörden, der Leiter der 
Justizvollzugsanstalt, der Innenmi- 


nister und der Justizminister über 
die Planungen nicht informiert. 
Die weitere Tätigkeit der Ermitt- 


lungsbehörden zeigt, daß die Ju- 
stizbehörden hier als "Spielball" 
des Verfassungsschutzes 


mißbraucht wurden, indem sie als 
"operatives Mittel" in die weitere 
Konzeption eingeplant waren. Die 
Aufnahme behördlicher Ermittlun- 
gen der Exekutive dienten im kon- 
kreten Fall der Abschirmung und 
Tarnung der Operation des LfV: 
Die Polzeibehörden sollten nach 
Vorstellungen des Verfassungs- 
schutzes nach allen Regeln der 
kriminalistischen Kunst ermitteln 
und so die Legende, der Anschlag 
sei von terroristischen Gewalttä- 
tern verübt worden, nach außen 
untermauern. Der Verfassungs- 
schutz hielt es nicht für notwen- 
dig, den ermittelnden Staatsanwalt 
als Herrscher des Verfahrens ein- 
zuweihen. Lediglich der Leiter der 


Staatsschutzabteilung des Lan- 
deskriminalamtes Hannover wurde 
als "Kontaktbeamter" des Verfas- 


sungsschutzes unter Hinweis auf 
absolute Geheimhaltung vage un- 
terrichtet. 

Folgerichtig wurden dann auch die 
Ermittlungen unter dem Aspekt 
eines echten TE-Anschlages ge- 
führt. 

Wenige Tage nach dem Sprengstof- 
fanschlag, als umfassende Fahn- 
dungsmaßnahmen angelaufen waren 
und eine Vielzahl von Personen 
überprüft wurde, leitete der Gene- 
ralbundesanwalt Dr. Rebmann auf- 
grund einer Vorlage des leitenden 
Oberstaatsanwaltes in Lüneburg 
ein Ermittlungsverfahren gegen 
Unbekannt wegen des Verdachts 
eines Vergehens nach $ 129a StGB 
ein und gab das Verfahren wenige 
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Tage später an den Generalstaats- 
anwailt in Celle ab. Über die 
tatsächlichen Hintergründe der 
Sprengung waren beide Behörden 
nicht informiert. Die vom Verfas- 
sungsschutz ausgelegten Spuren er- 
reichten, daß die Staatsanwalt- 
schaft bei dem OLG Celle das 
Ermittlungsverfahren 4 Monate 
später wegen unbekannten Aufent- 
haltes der Tatverdächtigen vorläu- 
fig einstellte. Zu diesem Zeitpunkt 
waren bereits beide V-Leute mit 
Hilfe des Verfassungsschutzes aus 
Frankreich zurückgekehrt, wo sie 
während der heißen Phase der Er- 
mittlungen untertauchen sollten. 


Im Dezember 1978 wurde schließ- 
lich der ermittelnde Staatsanwalt 
in Celle über die Hintergründe 
teilweise unterrichtet. Er verfügte 
daraufhin die Vernehmung der bei- 
den Beschuldigten, die aber unter 
Hinweis auf ihr Aussageverweige- 
rungsrecht keine Angaben zur Sa- 
che machten. Die Tatherrschaft 
des Verfassungsschutzes wurde zu 
diesem Zeitpunkt immer noch 
nicht offengelegt. Der ermittelnde 
Staatsanwalt wußte nur, daß die 
potentiellen Täter Berger und 
Loudil für die Sprengung nicht in 
Frage kamen. 


Die Staatsanwaltschaft in Celle 
schien über das Agieren des Ver- 
fassungsschutzes nicht sehr glück- 
lich zu sein. Das Ermittiungsver- 
fahren schleppte sich weiter hin. 
Zu einer endgültigen Einstellung 
konnte sich der Staatsanwalt nicht 
entschließen - trotz Intervention 
des VfS. Die zuständigen VfS-Be- 
amten, die wohl nicht mit soviel 
Widerstand gerechnet hatten, wur- 
den daraufhin bei der Bundesan- 
waltschaft vorstellig und erklärten 
erneut, daß Berger und Loudil an 
dem Anschlag nicht mitgewirkt 
hätten. Jeder Hinweis darauf, wer 


die Sprengung zu verantworten 
hatte, fehlte. Immerhin erreichten 
Sie unter Bezugnahme auf das 
"Wohl des Bundes" und allgemeine 
Sicherheitsinteressen, daß die Bun- 
desanwaltschaft das Verfahren 
wieder zurückübernahm, um sich 
so die Herrschaft über das Er- 
mittlungsverfahren zu sichern. 


Die Beschuldigten wurden auf Ver- 
anlassung der Bundesanwaltschaft 
erneut vernommen. Sie waren 
jetzt immerhin bereit, ihren Auf- 
enthaltsort zur Tatzeit näher zu 
beschreiben, damit der Anschein 
eines Alibis aktenkundig werden 
konnte. Doch auch dieses genügte 
der Bundesanwaltschaft nicht. Der 
Leumund des LfV schien dem Bun- 
desanwalt zunächst nicht auszurei- 
chen. Er beauftragte das LKA mit 
weiteren Ermittlungen, insbeson- 
dere sollte das von den Beschul- 
digten beschriebene Appartement 
ausfindig gemacht und die Anga- 
ben des Beschuldigten hinsichtlich 
des Aufenthaltsortes überprüft 
werden. Dieser Ermittlungsauftrag 
war kaum erteilt, da intervenierte 
erneut ein Mitarbeiter des VfS bei 
der Bundesanwaltschaft. Er muß 
über gute Beziehungen zum LKA 
verfügen, da er offensichtlich un- 
verzüglich über den Ermittlungs- 
auftrag unterrichtet worden war. 


Der Beamte bat die Bundesanwalt- 
schaft, keine weiteren Ermittlun- 
gen anzustellen. Die angeordneten 
Ermittlungen könnten für das LfV 
nachteilig sein, da die betreffende 
Wohnung als konspirative Wohnung 
benutzt werde. Dieses Argument 
überzeugte die Bundesanwaltschaft 
endgültig: Das Ermittlungsverfah- 
ren wurde ohne weitere Nachfor- 
schung eingestellt! 

Erst vier Jahre nach dem Spreng- 
stoffanschlag erhielten die Staats- 
anwaltschaften in Celle und Lüne- 
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burg sowie die Bundesanwaltschaft 
die Chance, die wahren Hinter- 
gründe aufzuhellen. Aber auch 
diese Chance konnten sie nicht 
nutzen, da nun das niedersächsi- 
sche Innenministerium weitere Er- 
mittlungen blockierte. Was war 
geschehen? 


Ein früherer Mitarbeiter des LfV 
namens Gillar hatte der Bundes- 
anwaltschaft schriftlich mitgeteilt, 
der Anschlag sei nicht von einer 
terroristischen Vereinigung, son- 
dern von einigen Mitarbeitern des 
LfV, die er namentlich benannte, 
ausgeführt worden. Die Bundesan- 
wälte erkannten sofort die politi- 
sche Dimension des Sachverhalts 
und übersandten die Angelegenheit 
mit der Bitte um Kenntnisnahme 
zur evtl. weiteren Veranlassung in 
eigener Zuständigkeit an den lei- 
tenden Oberstaatsanwalt in Lüne- 
burg. Die dort eingeleiteten Er- 
mittlungen wurden jedoch schnell 
gestoppt. Der Innenminister ver- 
weigerte für Gillar die Aussagege- 


nehmigung. Nach Ansicht der 
Staatsanwaltschaft in Lüneburg 
waren andere Ansatzpunkte für 


weitere Ermittlungen nicht gege- 
ben. Das Verfahren wurde erneut 
eingestellt. 


Die oben dokumentierten Reaktio- 
nen der Justizbehörden zeigen, daß 
trotz fehlerhafter Kommunikati- 
onsstrukturen ein politisch loyales 
Verhalten gezeigt wird, wenn es 
um angebliche "sicherheitsemp- 
findliche" Interessen der Bundesre- 
publik Deutschland geht. General- 
bundesanwalt Dr. Rebmann konsta- 
tierte dann auch in der 84. Sit- 
zung des Rechtsausschusses des 
Bundestages gefaßt: Der Rechts- 
staat habe keinen wesentlichen 
Schaden erlitten! 


Nutz und Hilfslosigkeit parlamen- 
tarischer Kontrolle 


Die unzulängliche Bereitschaft, die 
in Rede stehenden Aktivitäten des 
LfV aufzuheilen, die sich exempla- 
risch in der nachsichtigen Bewer- 
tung der Aktion durch den Gene- 
ralbundesanwalt manifestiert, wird 
noch von der Nutzlosigkeit eines 
weiteren Kontrollorgans übertrof- 
fen. Gemeint Ist die parlamentari- 
sche Kontrollkommission. Gemäß $ 
7 NVersSchG unterliegt die Lan- 
desregierung hinsichtlich der Tä- 
tigkeit der Verfassungsschutzbe- 
hörde der "besonderen Kontrolle" 
der PKK. Die Kommission hat 
kein Akteneinsichtsrecht, keinen 
Arbeitsstab, sondern nur das 
Recht, sich nach Maßgabe des 
Verfassungsschutzes unterrichten 
zu lassen. Zeit, Art und Umfang 
der Unterrichtung bestimmt allein 
die Landesregierung. 


Da 1982 für die Landesregierung 
die Gefahr einer Veröffentlichung 
der Verfassungsschutzaktivitäten 
bestand, beeilte sie sich, die PKK 
im Oktober '82 zum ersten Mal 
mit den Celler Ereignissen zu kon- 
frontieren. Die Unterrichtung der 
Mitglieder der Kommission, die 
zur Geheimhaltung verpflichtet 
sind, diente eher der Einbindung 
der PKK durch die Schaffung von 
Mitwissern als der Aufklärung. Es 
kann davon ausgegangen werden, 
daß die einzelnen Parlamentarier 
der Kontrollkommission keine Kon- 
sequenzen aus den ihnen übermit- 
telten Erkenntnissen gezogen ha- 
ben. Anscheinend genügte den 
Mitgliedern die einmalige Sachver- 
haltsschilderung. Erst als die 
tatsächlichen Hintergründe des An- 
schlag am 20.4.1986 in der Öf- 
fentlichkeit bekannt wurden, wurde 
am 24.4.1986 eiligst die PKK ein- 
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berufen und weitere Aufklärung 
gefordert. Aber auch diese plötzli- 
che Eile diente eher dazu, der 
symbolischen Funktion, die diesem 
Gremium zukommt, gerecht zu 
werden, Der Öffentlichkeit sollte 
vorgespiegelt werden, daß eine 
Kontrolle stattfindet. Tatsächlich 
ist die PKK zu spät, unrichtig und 
unvollständig informiert worden. 
UntersuchungsausschuB als Kon 
trollersatz? 


Die aufgezeigte mangelhafte Kon- 
trolle der Verfassungsschutzaktivi- 
täten durch Justiz und PKK 
könnte durch eine nachträgliche 
parlamentarische Aufarbeitung der 
Ereignisse mit Hilfe des 11. PUA 
kompensiert werden. Die bisheri- 
gen Erfahrungen in diesem Aus- 
schuß zeigen, daß wegen unzu- 
länglicher rechtlicher Möglichkei- 
ten und divergierender politischer 
Interessen eine umfassende Aufkliä- 


rung der Vorgänge lediglich be- 
grenzt gelingen wird. 

Die SPD reduziert ihr Aufklä- 
rungsinteresse auf den Versuch, 


eine behauptete Eigenbeteiligung 
sozialdemokratischer Funktionsträ- 
ger zu widerlegen und Albrecht 
der Lüge zu überführen. 

Die CDU will lediglich aufzeigen, 
daß aus Sicht und Kenntnis von 
1978 das VfS-Konzept ein erfolg- 
versprechender, je gerade zwin- 
gender Versuch gewesen sei, Zu- 
gang zum "engsten Kreis der Ter- 
roristen" zu erhalten. 


Die FDP befindet sich in der 
schwierigen Situation, ihrem Ruf 
als Wahrerin der Rechtsstaatlich- 
keit gerecht zu werden und 


gleichzeitig die notwendige Koali- 


tionstreue gegenüber der CDU 
einzuhalten, 
Die GRÜNEN hingegen sehen, 


nachdem sie erneut sowohl aus der 


PKK wie aus der G-10-Kommission 
ausgeschlossen worden waren, im 
PUA die Möglichkeit, einen tiefe- 
ren Einblick in die Arbeit des lan- 
deseigenen Geheimdienstes zu ge- 
winnen, wie weitere Belege für 
ihre Forderung nach Auflösung des 
Verfassungsschutzes zu sammeln. 
Gleichzeitig soll die Legende von 
der Notwendigkeit und dem Erfolg 
des Einsatzes von V-Leuten wi- 
derlegt werden. 


Die bisherige Arbeit 
chungsausschuß zeigt, 


im Untersu- 
daß diesem 


Gremium im Verhältnis zur PKK 
erheblich mehr Rechte zustehen, 
die für die Ausübung von Kon- 


trolle notwendig sind. Es hat das 
Recht zur Ermittlung von Tatsa- 
chen und zur Bewertung. dieser 
ermittelten Fakten. Allerdings 
treffen wir auch hier auf die 
Schwierigkeit einer restriktiven 
Anwendung des Untersuchungs- 
rechts. Die politisch Verantwortli- 
chen sowie der Sicherheitsapparat 
selbst versuchen, die Aktivitäten 
des Verfassungsschutzes lediglich 
bruchstückhaft aufzuzeigen und 
wichtige Details werden nur durch 
beharrliches Nachfassen "offenge- 
legt". So sind die angeforderten 
Akten teilweise unvollständig und 
werden erst verspätet herausgege- 
ben. Unter Verweis auf Kompe- 
tenzvorschriften bezüglich der 
Reichweite eines Untersuchungs- 
ausschusses wird die unmittelbare 
Untersuchung der Zusammenarbeit 
mit Sicherheitsbehörden des Bun- 
des und anderer Länder blockiert. 
Hinzuweisen ist in diesem Zusam- 
menhang auf die strikte Weigerung 
aller anderen - auch der SPD-re- 
gierten Bundesländer, dem PUA 
Akten zur Verfügung zu stellen. 
Auf diesem Wege wird bereits bei 
der Tatsachenermittlung die Aus- 


übung der parlamentarischen Kon- 
trolle begrenzt. 
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Darüberhinaus wird ein wesentli- 
cher Teil der Akten als "vertrauli- 
che Unterlagen" eingestuft, sodaß 
die hieraus gewonnenen Erkennt- 
nisse nicht expressiv verbis im 
Abschlußbericht aufgezeigt und ei- 
ner unmittelbaren Bewertung un- 
terzogen werden können. Der 
praktizierte Geheimhaltungsschutz 
verhindert eine, die staatliche Le- 
gitimation möglicherweise erschüt- 
ternde öffentliche Kontrolle der 
Verfassungsschut zaktivitäten, sie 
ist wohl auch kaum erwünscht: 
Die eigene Verstrickung in das 
damals im Kern von CDU, FDP 
und SPD getragene Konzept zur 
"Terrorismusbekämpfung" war und 
ist für diese Parteien kein Thema. 
Entsprechend dieser Interessenlage 
finden die Vertreter der GRÜNEN 
im PUA wenig Unterstützung. So 
haben sie z.B. bis heute nicht die 
Möglichkeit erhalten, auch nur 
einen Mitarbeiter bei der Durch- 
sicht und Bearbeitung der vertrau- 
lichen Unterlagen zur Unterstüt- 
zung heranzuziehen. 


Fazit: VfS nicht kontrollierbar 


Wohlgemerkt, bei dem hier formu- 
lierten handelt es sich um eine 
Zwischenbilanz - eine Zwischenbi- 
lanz, deren Aussagekraft naturge- 
mäß durch die Restriktionen ge- 
heimschützerischer Vorschriften 
begrenzt ist. 


Dennoch kann schon jetzt festge- 
halten werden, daß sich die Be- 
kämpfung des "Terrorismus" in den 
späten Siebzigern, soweit sie unter 
Federführung respektive Beteili- 
gungdes Verfassungsschutzes statt- 
fand, weitgehend unkontrolliert 
vollzog. Selbst der ministeriellen 
Kontrolle war ein Zugang, ge- 
schweige denn ein Zugriff auf die 
klandestinen Operationen der Be- 


schaffungsabteilung nur insoweit 
möglich, als die letztere dies 
wünschte bzw. für opportun hielt, 


Eine parlamentarische Kontrolle 
fand nicht statt. Die zuständige 
Kontrollkommission wurde lediglich 
unterrichtet, um unkontrollierte 
Indiskretionen zu verhindern und 
die Politiker der Opposiotion ein- 
zubinden. Der nachträglichen par- 
lamentarischen Kontrolle durch 
den Untersuchungsausschuß sind 
enge Grenzen gesetzt, u.a. durch 
die restriktiven Bestimmungen des 
Geheimschutzes. Diese aber wer- 
den wiederum von den Geheim- 
diensten gemäß ihren operativen 
Erwägungen festgelegt. 

Im Rahmen dieses operativen Kon- 
zeptes, das sicherlich in anderen 
Bundesländern in ähnlicher Weise 
verfolgt wurde, kam es bei dem 
Celler Sprengsstoffanschlag nicht 
nur zur Vortäuschung einer Straf- 
tat. Er diente auch dazu, Dritte 
zu Straftaten zu ermuntern, be- 
ziehungsweise diese in Straftaten 
(Beihilfe zur Gefangenenbefreiung 
beispielsweise) zu verwickeln. 
Hierbei verwundert allerdings der 
große personelle Aufwand, mit 
dem dies betrieben wurde. Immer- 
hin drei V-Leute sind inzwischen 
öffentlich bekannt, von dem Enga- 
gement des "Super-Agenten" Mauss 
ganz zu schweigen. Ungeklärt ist 
bis heute die Frage, wer denn sol- 
che Aufwendungen finanziert hat. 
Die Celler Bombe dürfte zwar ein 
möglicherweise besonders grelles, 
aber alles andere als ein untypi- 
sches Beispiel bundesdeutscher Ge- 
heimdienstpraktiken gegenüber po- 
litisch motivierter Kriminalität 
gewesen sein. 


Bürgerrechte & Polizei 27 


79 


Sicherheitsüber prüfung: 
POLITISCHER ARIERNACHWEIS ALS REGELANFRAGE GEGEN JE- 


DERMANN 
von Dietmar Hüsemann * 


Es sind nicht nur die Beschäftigten der Rüstungsindustrie, die Mitarbei- 
ter/innen Bonner Ministerien oder Bundeswehroffiziere, die sich der Si- 
cherheitsüberprüfung durch den Verfassungsschutz zu unterwerfen ha- 
ben. Ob Funkamateure oder Aushilfsbriefträger, Lalenrichter oder Fuß- 
balltrainer - sie und viele andere Bürger mehr sind der meist heimli- 


chen Überprüfung ausgeliefert. 


1. Die Praxis: Fallbeispiele 


Die Auszubildende Waltraud 
Weißmeh! strebt nach erfolgrei- 
chem Abschluß ihrer Ausbildung 


im Bäckerhandwerk eine Anstel- 
lung beim nächstgelegenen Bäcke- 
reigroßbetrieb an. Die Zeugnisse 
sind gut, der Betrieb sucht Ar- 
beitskräfte und so scheint nach 
einem Bewerbungsgespräch mit 
dem Personalchef einer Einstellung 
nichts mehr im Wege zu stehen, 
Wenige Tage später erhält W. vom 
Personalchef eine Absage mit der 
nichtssagenden Begründung: "Keine 
Stelle mehr frei, tut uns leld, viel 
Erfolg für die Zukunft..." usw. 
Was zu dieser Absage geführt hat- 
te, sollte W. nicht erfahren. Was 
war passiert? 

Der Verfassungsschutz - von der 
Betriebsleitung angefragt, was üb- 
rigens pauschal für jede/n Bewer- 
ber/in oder Mitarbeiter/in erfolgte 
- hatte gegen die Einstellung von 
Waltraud Bedenken erhoben und 
von einer Anstellung abgeraten. 
Waltrauds Vater und auch ihr älte- 
rer Bruder seien Mitglieder einer 
kommunistischen Partei. Und auch 
W. - zwar kein Parteimitglied - 
sei deren Zielen und Ideen nicht 
abgeneigt. W. erhielt den Job 


trotz vorhandener Qualifikationen 
und freier Stelle nicht. Dabei hät- 
te sie in der Bäckerei wirklich nur 
kleine Brötchen backen sollen. 1) 
Derartige Praktiken veranlaßten 
den Hamburger Bürgerschaftsabge- 
ordneten Gerhard Weber (FDP) zu 
der Feststellung, daß "heute ein 
20jähriger Würstchenverkäufer in 
einem Warenhaus damit rechnen 
(muß), daß ihn der Verfassungs- 
schutz wegen seiner Teilnahme an 
einer Demonstration gegen Fahr- 
preiserhöhungen denunziert." 
(Stern, 20.4.78) 

Die Anwendungsbreite sowie die 
Situation der von Sicherheitsüber- 
prüfungen Betroffenen sollen ei- 
nige bekanntgewordene Fälle ver- 
deutlichen: 

© |m Jahre 1977 bestätigte die 
Hamburger Innenbehörde, daß 
sämtliche von einem Unternehmen 
für Klimatechnik neu eingestellte 
Arbeitnehmer/innen durch das LfV 
überprüft worden sind. Nach An- 
gaben eines Sprechers der Firma - 
die sich zur Rechtfertigung auf 8 
3 Abs. 2 BVerfSchG berief - soll- 
ten die Überprüfungen notwendig 
gewesen sein, weil die Firma "ver- 
teidigungswichtige Anlagen" her- 
stelle. (FR, 22.3.77) 
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® Die Hamburger Großwerft Blohm 
und Voss ließ doppelt so viele 
Werftarbeiter vom VfS überprüfen, 
wie sie zur Ausführung ihrer Auf- 
träge benötigte. Begründung: Der 
VfS ließ jeden zweiten Arbeitneh- 
mer bei der Sicherheitsüberprüfung 


durchfallen. Hierfür waren in der 
Mehrzahl der Fälle "erhebliche 
charakterliche Mängel" ausschlag- 


gebend. So war ein Arbeitnehmer 
als zur Ausführung von Rüstungs- 
aufträgen ungeeignet zurückgewie- 
sen worden, well ihm 9 Jahre zu- 
vor der Führerschein wegen Trun- 
kenheit abgenommen worden war, 
Ein anderer Arbeitnehmer war ab- 
gelehnt worden, weil er zur Zah- 
lung von Alimenten verurteilt 
worden war. 2) 

© im Jahre 1979 informiert der 
"Stern" (3.5.79) über einen Bericht 
des BfV zu von diesem vorgenom- 
menen Sicherheitsüberprüfungen. 
Hiernach sind seit 1955 auf An- 
forderung des Bundespostministers 
Funkamateure auf ihre "Verfas- 
sungs- und Staatstreue" überprüft 
worden. Die 36.000 Funker waren 
ahnungslos. Amtliche Begründung: 
"aus politischen Gründen er- 
wünscht", 

® Ende der 70er Jahre war be- 
kannt geworden, daß das Bundes- 
verkehrsministerium Im Einverneh- 
men mit der Deutschen Lufthansa 
seit 1953 stillschweigend "politi- 
sche Unbedenklichkeitserklärungen" 
für Piloten, Stewardessen, Techni- 
ker, Buchhalter und Putzfrauen 
durch das BfV hatte erstellen las- 
sen. Nachdem der damalige Innen- 
minister Baum im Mai 1980 die 
Nachforschungen hatte einstellen 
lassen, wurden diese seit Novem- 
ber 1982 auf Drängen des Luft- 
hansa-Managements und des Bun- 
desverkehrsministeriums wiederauf- 
genommen. Baum dementierte, 
hiervon Kenntnis gehabt zu haben: 


"Mit war nichts bekannt. Mit mir 
hat niemand gesprochen." Er be- 
gründete seine ablehnende Haltung 
mit der Auffassung, derartige 
Überprüfungen aufgrund abstrakter 
Gefährdung von Flugzeugen seien 
ein zu tiefer Einschnitt In die 
Persönlichkeit. Allerdings wurde in 
einer "Klarstellung" des Presse- 
sprechers des BMI behauptet, das 
Bundesinnenministerium habe unter 
seinem Minister Baum der Wieder- 
aufnahme der Überprüfungen zum 
1.12.82 in einem Staatsekretär- 
schreiben vom 6.8.82 an den zu- 
ständigen Bundesminister für Ver- 
kehr zugestimmt. (Stern, 3.5.79) 


© Dem Bericht des BfV ist welter 
zu entnehmen, daß seit 1962 alle 
Redakteure und Mitarbeiter der 
"Deutschen weile" und des 
"Deutschlandfunks" vom BfV kon- 
trolliertt waren - ohne Kenntnis 
der Betroffenen oder der Intendan- 
ten. Amtliche Begründung: "Vor- 
beugen einer nachrichtendienstli- 
chen oder extremistischen Unter- 
wanderung." (Stern, 3.5.79) 

® Aus dem Bericht des BfV ging 


weiter hervor, daß seit 1977 die 
Aushilfsbriefträger der Deutschen 
Bundespost vom BfV überprüft 
wurden, 


© Die Deutsche Bundesbahn läßt 
Bewerber/innen für den gehobenen 


und höheren Dienst vom BfV 
durchleuchten, mit der Begrün- 
dung, diese könnten "jederzeit - 
auch kurzfristig - In sicherheits- 
empfindlichen Bereichen" einge- 
setzt werden müssen. (Stern, 
3.5.79) 

© 1979 wurde bekannt, daß der 
Bundesbeauftragte für den Zivil- 


dienst, Hans Iven, dem VfS zwecks 
Sicherheitsüberprüfung Unterlagen 
über Zivildienstleistende ver- 
schaffte und über diese Auskünfte 
erteilte. (FR, 27.9. und 5.10.79) 
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® 1980 ließ das Bundesverteidi- 
gungsministerium vernehmen, eine 
Überprüfung aller Wehrpflichtigen 
auf deren Verfassungstreue werden 
nicht vorgenommen, Allerdings 
sollte der VfS bei Wehrpflichtigen 
eingeschaltet werden, die dem vVfS 
bereits vor ihrer Einberufung (also 
vor dem 18. Lebensjahr) aufgefal- 
len waren, um zu vermeiden, daß 
diese In "sicherheitsempfindlichen 
Bereichen" der Bundeswehr einge- 
setzt würden, Eine Einigung über 
die "Modalitäten" einer solchen 
gezielten Überprüfung gab es al- 
lerdings nicht. Der Sprecher des 
Ministeriums vermochte auf Nach- 
ITABen denn auch nicht zu erklä- 
ren, "wie ein Herausfiltern mut- 
maßlicher Verfassungsfeinde aus 
einem Wehrpflichtigen-Jahrgang 
möglich sein soll, ohne daß dem 
Computer des Verfassungsschutzes 
nicht zumindest alle Namen einge- 
ol werden." (SZ, 10.4.80) 

® Heimlich hat der VfS seit 1951 
etwa 5.000 Berliner Laienrichter 
überprüft. (Stern, 26.6.80) 


Darf 
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® In diesem Jahr wurde bekannt, 
daß im größten Betrieb der Sie- 
mens-Nachrichtentechnik in Mün- 
chen über 8,000 Beschäftigte einer 
Sicherheitsüberprüfung unterzogen 
wurden, obwohl nach Angaben der 
IG-Metall die "vielleicht tatsäch- 
lich sicherheitsempfindlichen Sie- 
mens-Produktionsbereiche" bereits 
seit langer Zeit nicht mehr in die- 
sem Werk angesiedelt sind. Sie- 
mens-Direktor Peter Jürgen 
Lüders: "Für die Siemens-AG ist 
es selbstverständlich, staatlichen 


Behörden, also auch dem Verfas- 
sungsschutz, die zur Erfüllung ih- 
rer Aufgaben notwendigen Aus- 


künfte zu geben, und zwar ohne 
Ansehen der Person." 3) 

® Schließlich wurde bekannt, daß 
in den letzten Jahren die Staats- 
schutz-Abteilung der Berliner Poli- 
zei von Arbeitsgebern, deren Fir- 
men auf den Fahrtrouten hoher 
Staatsgäste liegen, eine Liste aller 
Beschäftigten verlangt, um sie auf 
ein mögliches Risiko zu überprü- 
fen. Der Datenschutzbeauftragte 
hatte hierzu sein Einverständnis 
erteilt. (TAZ, 8.7.87) 


ch 


dan Herren vielleicht 
ein kleines Guvud- 
gesetz anbieten? 
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Gemessen am Ausmaß der Sicher- 
heitsüberprüfung scheint die soge- 
nannte Regelanfrage zur Überprü- 
fung der Verfassungstreue bei Be- 
werber/innen für den öffentlichen 
Dienst inzwischen eine eher nach- 
rangige Bedeutung einzunehmen. 
Dies findet seinen Grund nicht 
etwa nur in der Vereinbarung aus 
sozlal-liberaien Zeiten, Ende 1978, 


nämlich dem Verzicht auf regel- 
mäßige und pauschale Anfrage 
beim Verfassungsschutz anläßlich 


der Einstellung von Bewerber/innen 
in den öffentlichen Dienst (die 
Regelanfrage ist hiermit keines- 
wegs abgeschafft; sie erfolgt nach 
wie vor in "besonderen" Fällen). 
Vielmehr scheint sich hinter die- 
sem Verzicht eine bei den Altpar- 
teien allgemein zu beobachtende 
Tendenz zu verbergen, Überprüfun- 
gen von Beschäftigten und Bewer- 
ber/innen aus der politisch mo- 
tivierten Eindeutigkeit der Regel- 
anfrage zur Verfassungstreue von 
Bewerbern/innen für den öffentli- 
chen Dienst herauszunehmen, 
Stattdessen wird die immer mehr 
flächendeckende, eben nicht nur 
auf den Bereich des öffentlichen 
Dienstes beschränkte Sicherheits- 
überprüfung - die zudem z.B. 
durch die unhinterfragt schnelle, 
jedoch vordergründige Behauptung 
militärischer Ratio nicht politisch 
motiviert zu sein vorgibt - konti- 
nulerlich ausgedehnt. 

So verwundert es auch nicht, wenn 
zu Zeiten der Schmidt-Regierung 
führende Politiker der Koalitions- 
parteien Intern darüber Verständi- 
gung fanden, daß der Verzicht auf 
die Regelanfrage deshalb nicht so 
schlimm sei, weil es ja noch die 
Sicherheitsüberprüfung gebe. (FAZ, 
21.3.79) 

Zur Inflationierung der Sicherheits- 
überprüfungen tragen Bundesmini- 
sterien und private Wirtschaft 
ihren erheblichen Anteil bei. Zwar 


gilt die Zahl der überprüften Be- 
schäftigten in Bonn als Gehelmsa- 
che, jedoch Ist hier das Dementi 
des Bundeswirtschaftsministeriums 
von 1978 auf die vom DGB-Vor- 
standsmitglied G. Schmidt vertre- 
tene Auffassung, die Zahl der 


überprüften Betriebe läge unter 
5%, aufschlußreich, Das Ministe- 


rium erklärte, diese Zahl sei "ver- 
mutlich zu niedrig". So sel der ge- 
nannte sicherheitsempfindliche Be- 
reich, der bisher Betriebe der di- 
rekten Rüstungsindustrie und For- 
schung für militärische Zwecke 
umfaßte, auf Wasser-, Gas- und 
Elektrizitätsgesellschaften sowie 
Bundesbahn-Leitstellen ausgedehnt 
worden, (PPA, 15.8.78) 

Die private Wirtschaft jedenfalls - 
und nicht nur Siemens, sondern 
auch andere Großfirmen - nimmt 
die steuerfinanzierten Auskunftei- 
Dienste der Verfassungsschutzbe- 
hörden gerne in Anspruch. 5) 

Ein weiterer Grund für die zu- 
nehmende Inanspruchnahme der 
VfS-Behörden dürfte das ständige 
Anwachsen der "Verschlußsachen" 
sein. 6) Als Folge hieraus ergibt 
sich elne immer stärkere Auswei- 
tung des zu überprüfenden Perso- 
nenkreises, 7) 


2. Rechtsgrundlagen der Sicher- 
heitsüberprüfung 


Nach $ 3 Abs. 2 Nr. 1 BVerfSchG 
8) wirken das Bundesamt für VfS 
und die VfS-Behörden der Länder 
mit "bei der Überprüfung von Per- 


sonen, denen im Öffentlichen In- 
teresse geheimhaltungsbedürftige 
Tatsachen, Gegenstände oder Er- 


kenntnisse anvertraut werden, die 
Zugang dazu erhalten sollen oder 
ihn sich verschaffen können." 

Unmittelbarer Adressat der Be- 
stimmung sind nur die Ämter für 
VfS. Herrschende, jedoch nicht un- 
umstrittene Auffassung ist, daß 8 
3 Abs. 2 BVerfSchG als Ermächti- 
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gungsgrundlage auch für die 
Durchführung der Sicherheitsüber- 
prüfung selbst und der hiermit 
einhergehenden Verpflichtung des/ 

der Betroffenen zur Duldung der 
mit dem Verfahren verbundenen 
Maßnahmen anzusehen ist. 9) 

Als Grundlage zur Durchführung 
des Verfahrens dienen im wesent- 
lichen die "Richtlinien für die Si- 
cherheitsüberprüfung von Bundes- 
bediensteten "aus dem Jahre 1971 
10) sowie die Verschlußsachenan- 
weisung (VS-Anweisung) vom 
2.3.1982. 

Durch die Regelung in $ 3 Abs. 2 
Nr. 1 BVerfSchG solle eine Über- 
prüfung von Geheimnisträgern, Re- 
gistraturpersonal, Schreibkräften, 
Boten und Relinigungspersonal, also 
von Personen, die auf Verschlußsa- 
chen 11) zugreifen können, ermög- 
licht werden. Ohne Belang hierbei 
ist, ob die zu überprüfende Person 
in einem Dienstverhältnis zu 
einem öffentlichen oder privaten 
Arbeitgeber steht, ebenso ohne 
Belang ist die Staatsangehörigkeit. 
12) 

Ferner wirken die Verfassungs- 
schutzbehörden gemäß S5 3 Abs. 2 
Nr. 2 BVerfSchG mit "bei der 
Überprüfung von Personen, die an 
sicherheitsempfindlichen Stellen 
von lebens- und verteldigungswich- 


tigen Einrichtungen beschäftigt 
sind oder werden sollen", der so- 
genannte personelle Sabotage- 
Schutz. 


Sicherheitsempfindlich sollen dieje- 
nigen Stellen sein, die für "Sabo- 
tagehandlungen" geeignet erschei- 
nen. Auf Art und Inhalt des Be- 
schäftigungsverhältnisses kommt es 
nicht an. 

Lebenswichtig soll eine Einrichtung 
dann sein, wenn ihr bei der Ver- 
sorgung eine wesentliche Bedeu- 
tung zukommt oder ihr Ausfall 
eine ernsthafte Gefährdung der 
Versorgung der Bevölkerung her- 
vorrufen würde. 


Verteidigungswichtig sind Einrich- 
tungen, die der Herstellung oder 
Erhaltung der Verteidigungsberelt- 
schaft der Bundesrepublik dienen 
oder im Kriegsfall eine wesentli- 
che Rolle in der militärischen 
oder zivilen Verteidigung spielen. 
Der Begriff der Einrichtung um- 
faßt öffentliche und private Stel- 
len und ist unabhängig von Organi- 
sationsformen und rechtlichen 
Konstruktionen. Welche Einrichtun- 
gen als lebens- oder verteidigungs- 
wichtig anzusehen sind, ist gesetz- 
lich nicht geregelt und im Einzel- 
fall umstritten. 

Neben den bereits im Zusammen- 
hang mit $S 3 Abs. 2 Nr. 1 
BVerfSchG genannten untergesetz- 
lichen Regelungen wird für Sicher- 
heitsüberprüfungen im Bereich der 
privaten Wirtschaft auch das 
"Handbuch für den Geheimschutz 
in der Wirtschaft" (Geheimschutz- 
handbuch) hinzugezogen. Das Ge- 
heimschutzhandbuch - eine Rege- 
lung des Bundesministerium für 
Wirtschaft (BMWi) - beinhaltet zur 
Vorbereitung, Durchführung und 
Abwicklung von Aufträgen, die 
durch öffentliche Auftraggeber 
(z.B. Bundesministerium für Ver- 
teidigung) ganz oder teilweise als 
geheimhaltungsbedürftig eingestuft 
sind. 13) 

Es kann jedoch nicht davon ausge- 
gangen werden, daß nur solche 
Mitarbeiter/innen in Betrieben der 
privaten Wirtschaft Sicherheits- 
überprüfungen unterzogen werden, 
die im Rahmen öffentlicher Auf- 
träge als geheimhaltungsbedürftig 
eingestuftes Material erhalten. 14) 
Vielmehr scheint es gängige Praxis 
zu sein, Mitarbeiter/innen von pri- 
vaten Betrieben Sicherheitsüber- 
prüfungen zu unterziehen, auch 
wenn in diesen Betrieben kein ein- 
gestuftes Material verwendet wird. 
Aller Wahrscheinlichkeit nach 
kommen private Betriebe in diesen 
Genuß, wenn sie sich um die Ein- 
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stufung als "lebenswichtige" Ein- 
richtung bemühen. Teilweise wird 
sich jedoch nicht einmal diese Ar- 
beit gemacht. 15) 

Gegen die Versagung der Sicher- 
heitsermächtigung in den Fällen 
einer Überprüfung nach 5 3 Abs. 2 
Nr. 1 und 2 BvVerfSchG ist der 
Rechtsweg eröffnet, Der/Die Be- 
troffene hat gegen den Dienst- 
herrn bzw. gegen den Arbeitgeber 
Anspruch auf einen rechtsmittelfä- 
higen Bescheid, indem die Gründe 
für die Verweigerung einer Er- 
mächtigung enthalten sein sollen. 
16) In der Praxis allerdings Ist der 
Rechtsweg oft schon von daher 
nicht gegeben, weil viele Über- 
prüfte, denen die Einstellung oder 
Versetzung an bestimmte Stellen 
verweigert wurde, vom Überprü- 
fungsverfahren überhaupt keine 
Kenntnis erlangen. 


3. Das Verfahren bei Sicherheits- 
überprüfungen 
Die Sicherheitsrichtlinien 


Die Geschichte der Sicherheits- 
richtlinien ist gekennzeichnet von 
en Spionagefällen. 
18 

Eine erste Regelung zur 
heits-Überprüfung verabschiedete 
das Bundeskabinett 1960. 19) 
Überprüft wurden die Bearbeiter, 
Verwalter und Beförderer von Ver- 
schiußsachen der Geheimhaltungs- 
grade "VS-vertraulich" und höher, 
sowie alle übrigen Bediensteten 
bel obersten Bundesbehörden und 
bei sonstigen Behörden mit "erhöh- 
tem Sicherheitsrisiko". 20) Für die 
genannten Beschäftigten ergab sich 
hieraus bei Umgang mit Verschluß- 
sachen höchster Geheimhaltungs- 
grade die sogenannte "umfassende 
Karteiprüfung” zuzüglich "Sicher- 
heitsermittlungen", 


Sicher- 


Für den Umgang mit Verschlußsa- 
chen (VS) der Geheimhaltungsgrade 
"Geheim" und "VS-Vertraulich" war 
die "umfassende Karteiprüfung”, 
für die übrigen Bediensteten bei 
obersten Bundesbehörden und son- 
stigen Behörden mit "erhöhtem Si- 
cherheitsrisiko" die "einfache Kar- 
teiprüfung" vorgesehen. 

Eine Verschärfung der Sicherheits- 
richtiinien - 60, an der wegen el- 
ner Reihe von Spionagefällen so- 
wie verschärfter NATO-Regelungen 
nach 1960 gearbeitet worden war, 
wurde nicht verabschledet. Verab- 
schiedet wurden jedoch am 15. 
Februar 1971 die bis heute geiten- 
den Richtlinien, unter anderem 
folgende Änderungen erbrachten: 

e die Ausdehnung der Kartelüber- 
prüfung auf Ehegatten und Ver- 
lobte, 

e eine Verschärfung der Sicher- 
heitsermittlungen durch Zentrali- 
sierung des Verfahrens beim BfV, 
® ausschließlich mündliche Befra- 
gung von Auskunftspersonen, die 
sich nicht auf die von den zu 
Überprüfenden anzugebenden Refe- 
renzpersonen beschränken sollte, 

@e Wiederholungsprüfungen In 5jäh- 
rigem Abstand, 

e Bewertung von Aufenthalten Im 
kommunistischen Machtbereich 

@ die Stärkung der Stellung des 
Geheimschutzbeauftragten durch 
Einräumung eines unmittelbaren 
Vortragsrechts. beim Dienststellen- 
leiter. 

Weiteren Anstoß erhielt die Dis- 
kussion um die abermalige Erneue- 
rung der Richtlinien durch die 
Enttarnung des Kanzler-Spions 
Guillaume im Jahre 1974, Die 
hierauf von der Bundesregierung 
eingesetzte "Eschenburg-Kommis- 
sion" forderte In ihrem Bericht: 

e die Einführung von 3 statt bis- 
her 2 Stufen der Sicherheitsüber- 
prüfung, 
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© eine klarere Grundlage für die 
Stellung der Geheimschutzbeauf- 
tragten und deren Zusammenarbeit 
mit dem VfS, 

@ Wiederholungsprüfungen alle 5 
Jahre sowie neue bzw. Wiederho- 


lungsprüfungen für den Fall, daß 
ein Wechsel in der amtlichen 
Funktion des Beschäftigten oder 


neu auftretende Umstände seiner 


"persönlichen Lebensführung" zu 
verzeichnen wären (BT-Drs, 
7/3083). 


Seit dem Bericht der Kommission 
wird an einer Neufassung der 
Richtlinien gearbeitet. 21) Sie soll 
nun Im Rahmen der sogenannten 
Sicherheitsgesetze erfolgen. Hier- 
bei soll auch die Definition für 
die in den Richtlinien enthaltenen 
sogenannten "Sicherheitsrisiken" als 
Konsequenz aus der Affäre 
Wörner/Kießling geändert werden. 
22) 


Sicherheitsrisiken, Kartelüberprü- 
fung und Sicherheitsermittlungen 

Die in den Richtlinien von 1971 
benannten "Sicherheitsrisiken" lie- 
fern eine Aufzählung der Umstän- 
de, "die es aus Gründen der staat- 
lichen Sicherheit oder im eigenen 
Interesse des Bediensteten verbie- 
ten, Ihn mit einer sicherheitsem- 
pfindlichen Tätigkeit zu betrauen." 
Die erste besteht in der Verbin- 
dung zu gegnerischen Nachrichten- 
diensten. Die zwelte fragt nach 
"nolitischen Sicherheitsrisiken", 
etwa anhaltende oder frührere Be- 
tätigung oder Mitgliedschaft in 
Organisationen, die für verfas- 
sungswidrig erklärt oder verboten 
sind. Ein politisches Sicherheits- 
risiko soll auch bei jetziger oder 
frührerer Mitgliedschaft oder Be- 
telligung in Organisationen vor- 
liegen, die "mit ihren politischen 
Zielen in einem derartigen Gegen- 
satz zur freiheitlich demokrati- 


schen Grundordnung oder den 
Bündhisverpflichtungen der Bundes- 
republik stehen, daß ein überzeug- 
ter Anhänger je nach Art seines 
Tätigkeitsgebietes in Versuchung 
geraten kann, seine Dienstpflichten 
zu verletzen." 

Die dritte Gruppe von Sicherheits- 
risiken sind jene, "die in der Per- 
son " des/der zu Überprüfenden 
liegen. Hierzu zählen "ernste gei- 
stige oder seelische Störungen", 
"abnorme Veranlagung auf sexuel- 
lem Gebiet", "Trunk- oder Rausch- 
giftsucht", "Spiel- oder Wettleiden- 
schaft", "Hang zur Bestechlich- 
keit", "Neigung zu Geschwätzig- 
keit, Angebereien oder Unwahrhaf- 


tigkeit", "Überschuldung" und 
"Straftaten", Die vierte Gruppe 
enthält die sogenannten "unver- 


schuldeteten Sicherheitsrisiken", 
wie etwa Angehörige oder Freunde 
Im "kommunistischen Machtbe- 
reich" oder auch "längerer Aufent- 
halt" des/der Überprüften im 
"kommunistischen Machtbereich". 

Nach dieser Liste geht denn auch 
das BfV bei der Durchführung der 


Überprüfung vor, Zur Einleitung 
dieser Prozedur soll der Geheim- 
schutzbeauftragte der Beschäfti- 


gungsbehörde des/der zu Überprü- 
fenden diese/n zur Abgabe einer 
"Sicherheitserklärung" auffordern, 
in der diese/r Angaben zu Einzel- 
heiten über den persönlichen Wer- 
degang, frühere Wohnungen, eng 
verbundene Personen und auch 
Aufenthalte in kommunistischen 
Ländern zu nachen hat. 24) 

Bei der Überprüfung bedient sich 
das BfV im wesentlichen der soge- 
nannten umfassenden Karteiüber- 
prüfung sowie der "umfassenden 
Karteiüberprüfung" zuzüglich "Si- 
cherheitsermittlungen". 25) 

Der umfassenden Karteiüberprü- 
fung werden Personen unterzogen, 
die Zugang zu bzw. Umgang mit 
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Verschlußsachen der (Geheimhal- 
tungsgrade "VS-Vertraulich" oder 
höher erhalten sollen sowie alle 
übrigen Bediensteten bei obersten 


Bundesbehörden und bei sonstigen 
Behörden "mit erhöhtem „Sicher- 
heitsrisiko". Bei dieser Überprü- 


fung wendet sich das BfV - neben 
der NADIS-Anfrage - an das ört- 
lich zuständige LfV, welches wie- 
derrum die Polizeidienststellen um 
Auskunft ersucht, in deren Zustän- 
digkeit der/die zu Überprüfende 
innerhalb der letzten 10 Jahre 
seine Wohn- oder Aufenthaltsorte 
hatte. Es werden jedoch auch Er- 
kenntnisse verwertet, die länger 
als 10 Jahre zurückliegen. Falls 
dies für nötig erachtet wird, holt 


das BfV eine "uneingeschränkte 
Auskunft" aus dem Strafregister 
ein, befragt den Bundesnachrich- 


tendienst (BND) sowie Nachrich- 
tendienste "befreundeter Länder", 
Zusätzlich wird bei zu Überprüfen- 
den, die vor dem 1. Januar 1927 
geboren sind, eine Auskunft der 
Dokumentationszentrale in Berlin 
eingeholt, bei "Zuwanderern" aus 
der DDR werden die Notaufnah- 
meakten zur Einsichtnahme vom 
BfV angefordert. 

Die umfassendere Form der Si- 
cherheitsüberprüfung, die Kartel- 
überprüfung mit Sicherheitser- 
mittiungen, findet Anwendung auf 
Personen, die Zugang zu oder Um- 
gang mit Verschlußsachen der Ge- 
heimhaltungsgrade "Streng Ge- 
heim", "Geheim" und "Cosmic 
Streng Geheim" (= NATO VS) er- 
halten sollen. Im übrigen finden 
Sicherheitsermittiungen bei Perso- 
nen statt, deren "Ergebnis der 
Karteiüberprüfung oder andere Si- 
cherheitsgründe dies im Einzelfall 
erforderlich erscheinen lassen." 
Sicherheitsermittlungen sind Nach- 
forschungen über den/die Bedien- 
stete/n durch das BfV. Sie solien 


die Karteiüberprüfung durch grund- 
sätzlich mündliche Befragung von 
Personen", von denen anzunehmen 
ist, daß sie den Bediensteten 
durch persönliche oder berufliche 
Beziehungen gut kennen und nach 
ihrer eigenen Persönlichkeit die 
Gewähr für ein abgewogenes Ur- 
teil bieten" (sog. Auskunftsperso- 
nen), ergänzen. Allerdings soll sich 
die Befragung nicht auf solche 
Personen beschränken, die von 
dem/der zu Überprüfenden in der 
sogenannten "Sicherheitserklä- 
rung"als Referenzpersonen benannt 
wurden. Im übrigen werden bei 
Überprüften, bei denen Sicher- 
heitsermittlungen durchgeführt 
werden, auch deren Ehegatten und 
Verlobte einer Kartelprüfung un- 
terzogen, 

Das Ergebnis der Sicherheitser- 
mittlungen wird in einem Bericht 
zusammengefaßt, der ebenfalls 
eine Beurteilung der Auskunftsper- 
sonen enthält. Beldes wird dann 
dem BfV und dem "Geheimschutz- 


beauftragten der ersuchenden 
Dienststelle" mitgeteilt. Soweit 
nach Auffassung des Geheim- 


schutzbeauftragten "Sicherheitsrisi- 
ken" vorliegen, soll dem/der Über- 
prüften Gelegenheit zur Stellung- 
nahme gegeben werden, um etwa- 
ige Bedenken auszuräumen. Die 
Anhörung unterbleibt, "soweit dies 
eine Gefahr für die Staatssicher- 
heit" bedeuten würde. 

Der Sicherheitsbeauftragte ent- 
scheidet aufgrund des Überprü- 
fungsergebnisses, ob der/die Über- 
prüfte mit der für ihn/sie vorge- 
sehenen "sicherheitsempfindlichen 
Tätigkeit betreut werden kann", 
Soweit der Geheimschutzbeauftrag- 
te gegen die Bedenken des BfV 
einer Einstellung zustimmen will, 
ist nochmals das BfV zu hören; 
bei "schwerwiegenden Meinungsver- 
schiedenheiten zwischen Geheim- 
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schutzbeauftragten und BfV" ist 
der Bundesminister des Innern als 
"Nationale Sicherheitsbehörde zu 
beteiligen", 

Zusammenfassend ist zum Verfah- 
ren anzumerken, daß die bekannt- 
gewordene Praxis ein anderes Bild 
aufweist, als dies In den Richtli- 
nlen gezeichnet wird. So kommt 
es gerade bei Überprüfungen im 
Bereich der privaten Wirtschaft 
vor, daß Sicherheitsbevollmächtigte 
(entsprechend den Geheimschutz- 
beauftragten im öffentlichen Be- 
reich) von Firmen und Verfas- 
sungsbehörden sich zu einer "“in- 
formatlions-Alllanz" 26) zusammen- 
schließen und Auskünfte zur Per- 
son der/des Überprüften kurzer- 
hand telefonisch an den Arbeitge- 
ber weitergeleitet werden. Auch 
von einer gesonderten Führung der 
Sicherheitsakten bei den Geheim- 
schutzbeauftragten - die Sicher- 
heitsakten dürfen nach Punkt 9.1 
der Richtlinien" den personalbe- 
wirtschaftenden Stellen nicht zu- 
gänglich gemacht werden" - kann 
oft keine Rede sein, 

Gleichzeitig erweist sich gegen- 
über dem betroffenen Beschäftig- 
ten die Gewährleistung rechtlichen 
Gehörs vor einer Unbedenklich- 
keitsentscheidung in der Praxis oft 
als reine Makulatur, 

Generell ist festzuhalten: Wenn 
schon die Richtlinien in Verbin- 
dung mit $ 3 Abs. 2 BVerfSchG 
bel der Überprüfung von Beschäf- 
tigten Im öffentlichen Dienst eine 
zweifelhafte, selbst nach Ansicht 
des VfS bereits rechtlich ungenü- 
gende Grundlage darstellen, dann 
ist erst recht nicht erkennbar, wo- 
rauf Sicherheitsüberprüfungen bei 
Beschäftigten im Bereich der pri- 
vaten Wirtschaft gestützt sein 
sollen. Unklar bleibt hier auch, 
nach welchen Grundsätzen bei Si- 
cherheitsüberprüfungen in der pri- 


vaten Wirtschaft verfahren wird, 
vor allem, wann Überprüfungen in 
Betrieben vorgenommen werden 
sollen, die nicht einmal mit einge- 
stuften Material arbeiten 27). 

Dies trifft z.B. für die in diesem 
Jahr bekanntgewordene Überprü- 
fung von Siemens-Mitarbeitern In 
München zu. 28) 


4. Ideologische Rechtfertigung von 
Sicherheitsüberprüfungen 


Eine weitreichende Hinterfragung 
des Instruments der Sicherheits- 
überprüfung, wie dies von der 
Fraktion DIE GRÜNEN im Bundes- 
tag gefordert wird (BT-Drs, 10/ 
6583), Ist bei den Befürwortern 
von Sicherheitsüberprüfungen nicht 
anzutreffen. Die Argumente be- 
schränken sich auf den Hinweis, 
Ziel der Sicherheitsüberprüfung sei 
es, "durch frühzeitiges Erkennen 
von Sicherheitsrisiken der Gefahr 
des Gehelmnisverrats vorzubeu- 
gen." 29) 

Die Sicherheitsüberprüfung sei da- 
rauf gerichtet, "festzustellen, ob 
der Bedienstete sich zur FdGO be- 
kennt und seiner Vergangenheit, 
seinem Charakter, seinen Gewohn- 
heiten und seinem Umgang nach 
keinen Anlaß zu Zweifeln an sei- 
ner Vertrauenswürdigkeit gibt." 30) 
Es zeigt sich, daß Sicherheitsüber- 
prüfungen den Annex zur Politik 
der "Militarisiertung der Gesell- 
schaft im Zuge einer Konfrontati- 
ons- und Rüstungspolitik" 31) bil- 
den. Zur Rechtfertigung dient 
denn auch der späte Hinweis, in 
gesetzgeberischer Hinsicht sei zu 
beachten, daß die Bundesrepublik 
Deutschland als Mitglied der Nato 
zur Einhaltung bestimmter Min- 
destanforderungen an den Geheim- 
schutz verpflichtet sei. 

Die Rechtsprechung trägt zur vor- 
behaltlosen Abrundung dieser Auf- 
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fassung bei. Das Bundesarbeitsge- 
richt konnte in der von einem Ar- 
beitgeber (Bundesversicherungsan- 
stalt}) veranlaßten Weiterleitung 
des von einem Arbeitnehmer aus- 
gefüllten Fragebogen an das BfV 
zum Zwecke der Sicherheitsüber- 
prüfung keine Verletzung von Art. 
1 Abs. 1 Grundgesetz sehen. Auch 
ein Mitbestimmungsrecht des Per- 
sonalrates hinsichtlich des Inhalts 
des Fragebogens scheidet nach 
Auffassung des Gerichts aus. 32) 
Die Entscheidung mündete in der 
bekannten Formel, zwar sei durch 
die Weiterleitung ein Eingriff in 
geschützte Bereiche der Privat- 
sphäre des Bediensteten festzu- 
stellen; das Interesse des Bedien- 
steten, hiervon verschont zu blei- 
ben, müßte jedoch hinter die Si- 
cherheitsinteressen der Bundesre- 
publik zurücktreten. 
Sicherheitsüberprüfungen im Be- 
reich der privaten Wirtschaft be- 
schränken sich nicht nur auf Per- 
sonen, die Zugang zu eingestuftem 
Material haben, sondern werden 
auch bei "Personen, die an sicher- 
heitsempfindlichen Stellen von le- 
bens- und verteidigungswichtigen 
Einrichtungen beschäftigt sind oder 
werden sollen" durchgeführt. Wel- 
che Einrichtungen allerdings als 
lebens- oder verteidigungswichtig 
anzusehen sind, ist gesetzlich 
nicht geregelt und im Einzelfall 
umstritten. Die Praxis der Sicher- 
heltsüberprüfung zeigt, daß diese 
sich weder auf Personen beschrän- 
ken, die in "sicherheitsempfindli- 
chen" Bereichen arbeiten, noch 
scheint es Konsens darüber zu ge- 
ben, welche Betriebe zu den "le- 
bens- und verteidigungswichtigen" 
Bereichen zu zählen sind, 

Hieraus ergeben sich weitreichende 
Möglichkeiten zur Überprüfung ei- 
nes seiner Größe nach nicht ab- 
schätzbaren Personenkreises Im 


Hinblick auf dessen politische 
"Sattelfestigkeit". Vor allem über 
die Entscheidungsbefugnis (im Be- 
reich der privaten Wirtschaft 
letztlich beim BMWi), welche der 
nach $ 3 Abs, 2 BVerfSchG über- 
prüften Personen "unbedenklich" 
erscheint und welche nicht, dehnt 
sich die Gesinnungskontrolle weit 
über den Bereich öffentlicher 
Dienststellen und Betriebe bis tief 
in privatwirtschaftliche Bereiche 
hinein aus und kollidiert dort mit 
kollektiven und individuellen Rech- 
ten der Arbeitnehmer und ihrer 
Vertretungen. 

Den Unternehmen kommt die Ein- 
stufung als "lebens- oder verteidi- 
gungswichtige Einrichtung" auch 
insoweit gelegen, als auf dem We- 
ge der dann vorzunehmenden Si- 
cherheitsüberprüfung die Beleg- 
schaft "politisch sauber" 33) gehal- 
ten und unbequeme Arbeitnehmer/ 
innen entfernt werden können. 
Überprüfungen unter dem Deck- 
mantel des angeblich erhöhten Si- 
cherheitsbedarfs sind den Vorstän- 
den auch schon von daher will- 
kommen, als es in vielen Berei- 
chen darum geht, Betriebsgeheim- 
nisse und Wettbewerbsvorteile zu 
schützen. Vor diesem Hintergrund 
ist das "o.k." des VfS zum will- 
kommenen und zudem kostenlosen 
Bestandteil von Einstellungsent- 
scheidungen geworden. 


5. Sicherheit durch Überprüfung 
aller Bürger? 


Das Instrument der Sicherheits- 
überprüfung dient unterschiedlichen 
Interessen. Für die privaten Ar- 
beitgeber Ist es ein willkommenes 
Mittel, solche Bewerber auszusie- 
ben, die nicht die Gewähr bieten, 
sich dem Unternehmen gegenüber 
"oyal" zu verhalten; z.B. dadurch, 
daß sie durch politische und ge- 
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werkschaftliche Aktivitäten den 
"Betriebsfrieden" stören. Für die 
Ämter für VfS und deren Auftrag- 
geber sind Sicherheitsüberprüfun- 
gen eine wichtige Quelle für "Er- 
kenntnisse", 


Doch die Dynamik der Überprü- 
fungspraxis, aus der heraus ein ur- 
sprünglich auf die Kontrolle soge- 


nannter Geheimnisträger zuge- 
schnittenes Instrument zu einer 
flächendeckenden, alle Bereiche 


durchdringenden Maßnahme gewor- 
den ist, erwächst aus einer staat- 
lichen Sicherheitspolitik, die auf 
Rüstung und Konfrontation mit 
dem vermeintlichen Gegner beruht. 
Wo Sicherheit vor allem in der 
Entwicklung immer neuer, tech- 
nisch dem "Gegner" überlegener 
Waffen gesucht wird, muß die 
staatliche Rüstungsplanung weite 
Teile von Forschung und industri- 
eller Produktion ihrer Kontrolle 
unterwerfen. Hinzu kommt, daß 
"militärische Abschreckung" als 
Kern unserer Sicherheitspolitik nur 
dann glaubhaft und zudem wir- 
kungsvoll ist, wenn sich das Mili- 
tär auf die zivile Gesellschaft 
"verlassen" kann. Auf diesem Hin- 
tergrund werden alle Bürger/innen, 
die ein reibungsioses Funktionieren 
etwa des Verkehrs, der Lebensmit- 
tel-, Wasser- oder Energieversor- 
gung stören könnten, zum potenti- 
ellen Sicherheitsrisiko. 

Ohne Änderung der Sicherheitspoli- 
tik in Richtung einer konsequenten 
Abrüstungs-- und Friedenspolitik, 
ohne die Abkehr von erstarrten 
Denk- und Feindbildern, wird es 
kaum möglich sein, das Ausmaß 
der Sicherheitsüberprüfungen radi- 
kal zu begrenzen und diese letz- 
tendlich gänzlich überflüssig zu 
machen. Die politische Realität 
läßt allerdings befürchten, daß 
dies weder heute noch morgen, 


allenfalls über längere Frist gelin- 
gen dürfte. Höchste Zeit also, die 
Wahrung der Grundrechte betroffe- 
ner Bürger/innen mit Nachdruck 
einzufordern. Sicherheitsüberprü- 
fungen müssen dem Rechtsschutz- 
bedürfnis der Betroffenen Rech- 
nung tragen und einem transparen- 
ten, demokratischen Verfahren un- 
terworfen werden. Eine solche 
Verfahrensregelung hätte sich vor- 
rangig an der Wahrung der Rechte 
von Betroffenen zu orientieren. 
Hierzu zählen: 

@© Schaffung einer bereichsspezifi- 
schen, präzisen gesetzlichen 
Grundlage vor dem Hintergrund 
des Grundrechts auf informatio- 
nelle Selbstbestimmung, die sich 
an den Geboten von "Erforderlich- 
keit", "Zweckbindung", "Normen- 
Klarheit" und "Transparenz" zu 
orientieren hat; 


® klare Festlegung der sog. "si- 
cherheitsempfindlichen Stellen" 
sowie der "lebens- und vertei- 


dungswichtigen Einrichtungen"; 

© keine Sicherheitsüberprüfung 
ohne Einwilligung der/des zu Über- 
prüfenden 34); 

® keine Sicherheitsüberprüfung 
Dritter im Rahmen von Nachfor- 
schungen ohne deren Einwilligung, 
keine Datenspeicherung; 

© Schaffung eines Auskunftsrechtes 
in "Sicherheitsakten" für die Be- 
troffenen; 

e strenge "Zweckbindung" der er- 
hobenen Daten, Schaffung eines 
strafbewehrten Verwendungs- und 
Weiterleltungsverbotes gesammel- 
ter oder gespeicherter Daten zu 
anderen Zwecken oder an anderen 
Stellen 35); 

e Beteiligung der Arbeitnehmerver- 
tretungen bei den Entscheidungen 
über "sicherheitsempfindliche" Ar- 
beitsplätze und lebens- oder ver- 
teldungswichtige" Einrichtungen 
sowie bei den Sicherheitsüberprü- 
fungen selbst; 
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e präzise Regelung für Speicherung 
und Löschung von Daten aus Si- 


cherheitsüberprüfungen; 


® gesetzlich zu regelndes Benach- 
Kündigungsverbot 
von Arbeitnehmern/innen aufgrund 
von "Sicherheltsbedenken", 


teiligungs- bzw, 


lich einer 


sichts der 


durch den 
Bei den vorstehenden Forderungen 
handelt es sich um Mindestanfor- | fel. 36) 
derungen, die Im Rahmen einer 
Anmerkungen: 
1) Was hier anmutet wie eine un- schen Untersuchungsausschusses 
glaubliche Geschichte war im Jahr zum Spionagefall Lutze/Wiegel 


1978 anläßlich der Einstellung von 
Bewerbern/Innen bei Kaufhäusern, 
Schlachthöfen, Schlossereien und 
weiteren Betrieben der öffentli- 
chen und privaten Wirtschaft bun- 
desrepublikanische Wirklichkeit: 
vgl. Stern vom 20.4.78; "kein 
Schutz vor dem Verfassungsschutz" 
2) Mitteilung der 1G-Metall, In 
"Parl.-Polit.-Pressedienst" vom 
30.11.79 

3) vgl. "Metall" vom 15.5.1987, S, 
19; nach Angaben des Sprechers 
des Ausschusses für Datenschutz 
beim Siemens-Betriebsrat München, 
handelt es sich bei den Betroffe- 
nen ausschließlich um Arbeitneh- 
mer, "die nicht militärisch arbei- 
ten sollen", Überprüft würden In- 
formatiker oder Mathematiker, die 
an Techniken arbeiteten, die 
"überall zu haben" seien, In: SZ 
vom 19.8.87 

4) 5% der Betriebe entsprachen 
zum damaligen Zeitpunkt etwa 1 
Million Beschäftigte; die genaue 
Zahl der Überprüften dürfte - 
wenn überhaupt - nur den Verfas- 
sungsschutzämtern bekannt sein, 
dem BMI mit hoher Wahrschein- 
tichkeit jedenfalis nicht. Indiz 
hierfür dürfte sein, daß die Ver- 
elnbarung über Sicherheitsüberprü- 
fungen von freigekauften DDR- 
Häftlingen zwischen BfV und in- 
nerdeutschem Ministerium 5 Jahre 
lang, bis 1975, dem BMI verborgen 
blieb. 

5) vgl. FR vom 22,6.87 "Geheim- 
dienst entscheidet mit"; die be- 
kannt gewordene Praxis zeigt al- 
lerdings, daB auch mittlere und 
kleine Unternehmen von dieser 
Möglichkeit Gebrauch machen, 

6) VS-Anweisung vom 2.3.1982, 
Allgemeine Verwaltungsvorschrift 
der Bundesregierung für alle Bun- 
desbehörden und bundesunmittelba- 
ren Körperschaften und Anstalten. 
7) Der SPD-Bundestagsabgeordnete 
C, Ahlers sprach von einer "Flut 
von Geheimpapieren". Er hatte Im 
Rahmen seiner Tätigkeit als Be- 
richterstatter des parlamentari- 


mitgeteilt, allein im Sicherheltsre- 
gister des Bundesvertetdigungsmini- 
sterlum seien über "600.000 Vor- 
gänge als vertraullch, geheim oder 
streng geheim eingestuft". Jährlich 
würden dort etwa 200.000 neue 
Vorgänge dieser Art produziert; 
vgl. FR vom 22.2.1980 

8) sog. "personeller Geheimschutz"; 
$ 3 neugefaßt durch Änderungsge- 


satz vom 7.8.1972 (BGBl. I, 5, 
1382) 
9) vgl.  Borgs-Maclejewski/Ebert, 


Kommentar zum BVerfSchG, Rand- 
Nr, 97; siehe dagegen H. Roewer, 
Nachrichtendienstrecht der Bundes- 
republik Deutschland, Rand-Nr. 88: 
Roewer stellt fest, daß $ 3 Abs. 2 
expresis verbis nur die Verfas- 
sungsschutzbehörden nennt, wäh- 
rend für die Überprüfung selbst 
gesatzliche Regelungen, etwa über 
den Kreis der Verpflichteten, das 
Instrumentarlum zur Durchführung 
sowie die möglichen Rechtsfolgen 
fehlen; vgl. Roewer a.a.0. Rand- 
Nr. 89: 


10) Beschluß der Bundesregierung 
vom 15. Februar 1971, nicht ver- 
öffentlicht und als VS-NfD einge- 
stufte Richtlinie; In wesentlichen 
Teilen jedoch abgedruckt In "De- 
mokratie und Recht" Heft 2/87 s. 
234 ff. 

11) Einstufung gemäß VS-Anwel- 
sung, Sicherheitsüberprüfungen 
werden durchgeführt für Gehelm- 
haltungsgrade VS-Vertraulich, VS- 
Geheim und vVS-Streng Geheim 
(Beispiele siehe bei Roewer, 4.4.0. 
Rand-Nr. 96); 

$ 5 Abs. 1 S. 1 der VS-Anweisung 
bestimmt, daß Verschlußsache alles 
Ist, was im staatlichen Interesse 
geheimgehalten werden muß, über 
die Klassifizierung der Gehelmhal- 
tungsgrade der Verschlußsachen 
wird so definiert, welche Informa- 
tionen und Materiallen geheimhal- 
tungsbedürftig sind. 

12) vgl. Roewer, a.a.0., Rand-Nr. 
97 


Diskussion präzisiert und vervoll- 
ständigt werden müßten. Hinsicht- 


Chance auf Verwirkli- 


chung bestehen allerdings ange- 


jüngsten Entwicklungen 


Im Bereich des BfV und des BMI 
Im Zusammenhang mit der Prüfung 


Bundesbeauftragten für 


den Datenschutz erhebliche Zweli- 


13) Das Gehelmschutzhandbuch Ist 
seiner Rechtsqualität nach gegen- 
über Auftraggebern eine Verwal- 
tungsvorschrift, gegenüber privaten 
Auftragnehmern hat es den Cha- 
rakter von Allgemeinen Geschäfts- 
beziehungen, vgl. Roewer, a.a.0. 
Rand-Nr. 113 

14) vgl. Borgs-Maciejewski/Ebert, 
a.3.0. FN 98: Der BMWI führt 
eine Aufstellung derjenigen Unter- 
nehmen, die Verpflichtung zur Ge- 
helmnisbewahrung abgegeben ha- 
ben, Er entscheidet auch, ob auf- 
grund des Ausgangs einer Sicher- 
heitsüberprüfung dem/der Betrof- 
fenen ein Sicherheltsbescheid zu 
erteilen Ist oder nicht. Während 
die Geheimschutzbeauftragten der 
öffentlichen Stellen unmittelbar 
mit dem BfV zusammenarbeiten, 
sollen die Kontakte zwischen den 
Sicherheitsbeauftragten der priva- 
ten Firmen und dem BfV nur über 
den BMWi laufen, so jedenfalls 
Borgs-Maciejewski/Ebert a.a.0. 
Rand-Nr. 110 

15) In diesem Zusammenhang sind 
vor allem die sogenannten "Gefäl- 
ligkeitsüberprüfungen" für private 
Unternehmen zu nennen. SO wur- 
den Angestellte der Schwarzenbek- 
ker Werkzeugmaschinenfabrik Wil- 
helm Fette GmbH (Schleswig-Hol- 
stein) - zudem ohne Einwilligung 
und Wissen der Betroffenen - vom 
VfS unter die Lupe genommen. 
Die Firmenleitung hatte offen- 
sichtlich einen guten Draht Ins In- 
nenministerium von Rudolf Titzsch 
(CDU) und mit diesem eine ent- 
sprechende Übereinkunft gatroffen; 
vgl. hierzu "Wirtschaftswoche" 
vom 8.12.1978 

16) vgl. Borgs-Maclejewski/Ebert, 
a.a.0. Rand-Nr. 118, bei Sicher- 
heitsüberprüfungen und Ermächti- 
gung von Beschäftigten aus dem 
Bereich der Wirtschaft geht der/ 
die Beschäftigte eine Gehelmhal- 
tungsverpflichtung gegenüber dem 
BMWi ain, die zugleich Zusatz- 
vereinbarung zwischen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer zum Arbelts- 
vertrag werden soll (FN 112); 


Bürgerrechte & Polizei 


27 


9 


17) vgl. FN 10; ausführliche Dar- 
stellung der Entwicklung der 
Richtlinien In BT-Drs. 7/3246, S. 9 
ff. 

18) So meinte der ehemalige Prä- 
sident des BfV, R. Meier anläßlich 
des Übertritts von Tietge In die 
DDR, Sicherheitsrichtiinien seien 
ein bescheidenes Mittel und könn- 
ten zwar einen Säufer und Schul- 
denmacher enttarnen, aber "keinen 
mit allen Wassern gewaschenen 
DDR-Spion", vgl. Kölner Stadt-An- 
zeiger vom 10,.9.85, 

19) sog, "Sicherheitsrichtlinien 60", 
vom 24,8.1960 als "Richtlinien für 
die Bundesbediensteten". 

20) Wie bekannt gewordene Fälle 
beweisen, wurden auch schon da- 
mals Beschäftigte aus der privaten 
Wirtschaft Sicherheitsüberprüfun- 
gen unterzogen, ohne hiervon zu 
wissen, 

21) Ein Mitarbeiter der MAD- 
Gruppe Bonn sprach in einem In- 
terview von mittlerweile über 20 
Entwürfen seit 1974, vgl. "Bonner 
Perspektiven” vom 25.8.85. 

22) vgl. SZ vom 13,.2.86, Kießling 
waren vom MAD homosexuelle Be- 
ziehungen unterstellt worden. Der 
General war unter Rückgriff auf 
die Sicherheitsrichtlinien mit dem 
Sicherheitsrisiko "abnorme Veran- 
lagung auf sexuellem Gebiet" von 
Wörner entlassen worden und muß- 
te später rahabilitiert werden. 

23) vgl. Nr. 7 der "Sicherheitsrisi- 
ken", abgedr. in "Demokratie und 
Recht", Heft 2/87 $. 237 

24) Für einen in rechtsstaatlicher 
Hinsicht unverzichtbaren Bestand- 
tell "der Sicherheitsüberprüfung 
halten Borgs-Maciejewskl/Ebert die 
Unterrichtung des Betroffenen 
über die Einleitung der Überprü- 
fung (RN 105); auch hier Ist aller- 
dings Im Hinblick auf die Praxis 
anzumerken, daß vor allem im Be- 
reich der privaten Wirtschaft die 
be! Sicherheitsüberprüfungen be- 
telligten Stellen sich diesen 
Grundsatz offensichtlich nicht zu 


eigen gemacht haben; vgl. auch 
den 4. (S. 29) und 9. (S. 57) TA- 
tigkeitsbericht des BfD 

25) Sieht man von der sag. Da- 
teianfrage ab, die sich auf die 
Feststellung beschränkt, ob in 
NADIS Erkenntrjsse über den/die 
zu Überprüfenden gespeichert sind. 
26) vgl. Wirtschaftswoche vom 
8.12.78: "Die Finger in den Be- 
trieben", sowie Stern vom 16,3.78: 
"Mit ihrer Akte stimmt was 
nicht"; vgl. auch BVerwG NJW 78, 
1643 allerdings mit der Folge, daß 
der Bedienstete auch keinen An- 
spruch auf Einsicht in diese Akten 
haben soll. 

27) so z.B. bei Betrieben, die als 
"jebens- oder verteidigungswichtige 
Einrichtung" qualifiziert werden, 
jedoch keinen Umgang mit einge- 
stuftem Material haben. 

28) vgl. zum "Siemens-Fall" die 
Kleine Anfrage der Fraktion DIE 
GRÜNEN im BT, BT-Drs. 11/381 
sowie Antwort der BR in BT-Drs, 
11/504, "Metall", Nr. 10 vom 
15,5.87, S. 19, SZ vom 19.8,87 
sowie der Bundesdatenschutzbeauf- 
tragte im 9. Tätigkeitsbericht, S. 
56 f. 

29) vgi. Borgs-Maclejewski/Ebert 
a.a.0., Rand-Nr, 99 

30) vgl. Punkt 1a der Richtlinien, 
4.8.0. 

31) vgl. Claus-Skrobanek-Leutner, 
in "Demokratie und Recht", 2/87 
32) BAG-Urteill vom 17.583 = 
BAG NjW 1984, 824 sowie Skroba- 
nek-Leutner, a.a.0. m.w.Nachw. 
der Rechtssprechung 

33) vgl. Bull in "Verfassungsschutz 
und Rechtsstaat" 1981, S. 154 und 
den Bericht im Stern vom 16.3. 
1978; wo ein ehemaliger leitender 
Angestellter der Personalabtellung 
der Hamburger Stahlwerke schil- 
derte, daß bel Überprüfungen auf 
Anfrage der Firmenleitung an den 
VfS die "Erkenntnisse" zu den 
Überprüften kurzerhand telefonisch 
vom VfS an den Arbeitsgeber gın- 
gen und dieser sich dann "unbe- 


quemer" Arbeitnehmer - z.B. sol- 


che, die auf mehr Arbeitsplatz- 
sicherheit bestanden - per Kündıi- 
gung entledigte 

34) Wobel zu dieser Forderung 
einschränkend zu bemerken ist, 
daß dıe Daten insofern "zwangs- 
weise" erhoben werden, als die 


Betroffenen quasi keine Möglich- 
kelt haben, sich dem zu entziehen, 
wenn sie den Arbeitsplatz erhalten 
wollen; vgl, auch Baumann, 9. Tä- 
tigkeitsbericht des BfD, $. 56 in 
BT-Drs. 10/8816 
35) Der Bundesbauftragte für den 
Datenschutz äußerte sich hierzu In 
seinem 8. Tätigkeltsbericht wie 
folgt: "Weder beim MAD noch bei 
den Verfassungsschutzbehörden Ist 
die Zweckbindung der im Rahmen 
‚einer Sicherheitsüberprüfung erho- 
benen Daten gewährleistet worden, 
s Ist auch nicht auszuschließen, 
daß dieses Daten im Wege der 
Amtshilfe an andere Sicherheitsbe- 
hörden übermittelt werden" BT- 
Drs, 10/4690 S, 50 
36) Noch in selnem 8, Tätigkeits- 
bericht hatte der BfD berichtet, 
speziell bei Sicherheitsüberprüfun- 
gen sei im BfV in den vergange- 
nen Jahren eine "Sonderdatel” ein- 
gerichtet worden, wobel der BfD 
Bedenken gegene einige der hierin 
enthaltenen Datenfelder im Hin- 
dlick auf ihre Zuverlässigkeit und 
Erforderiichkeit geäußert hatte. (8. 
Tätigkeitsbericht s. 49) Schon im 
darauffolgenden Tätigkeltsbericht 
wurden die Ausführungen des BfD 
zum BfV vom BMi und BfV mit- 
tels "umfangreicher Geheimhal- 
tungsbedenken" suspendiert. (9. Tä- 
tigkeitsbericht des BfD BT-Drs. 
10/6816 S. 62) 
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Todesschüsse: 


Polizeilicher Schußwaffengebrauch 1986 


Im Jahre 1986 kamen in der Bundesrepublik 12 Menschen durch polizei- 
lichen Schußwaffengebrauch zu Tode, zwei Personen mehr als im Vor- 
jahr. Gegenüber unserer inoffiziellen Zählung, die sich auf Presseno- 


tizen stützt, nennt die 


jährlich von der Innenministerkonferenz heraus- 


gegebene offizielle Statistik nur 11 Fälle. 


Da die IMK nach wie vor die von 
der Polizeiführungsakademie ge- 
führte detaillierte Statistik poli- 
zeilichen Schußwaffeneinsatzes 
nicht herausgibt, sondern nur in- 
terpretierte Einzeldaten in Form 
einer Presseerklärung, kann diese 
Differenz von uns nicht eindeutig 
geklärt werden. Es kam bereits in 
früheren Jahren vor, daß die IMK 
weniger Fälle meldete, als wir 
belegen konnten, da entweder das 
Opfer erst vier bis sechs Wochen 
nach dem Ereignis an den Folgen 
starb oder ein Polizist "unbeab- 
sichtigt" seine Waffe tödlich ein- 
setzte. Die Differenz zwischen un- 
serer und der IMK-Zählung mag 
sich daraus erklären, daß in einem 
Fall (Nr.11) der Polizeibeamte 
nicht im Dienst war, als er die 
Waffe einsetzte. Die besagte Pres- 
seerklärung des turnusmäßigen 
Vorsitzenden der IMK, Niedersach- 
sens Innenminister Hasselbach, (Nr. 
8/87 vom 1.6.1987) gibt eine Ge- 
samtzahl von 2199 abgegebenen 
Schüssen an, davon 1962 auf Tiere 
und 11 auf Sachen. Von den 213 
gegen Menschen gerichteten Schüs- 
sen waren 105 Warnschüsse. Von 
den gezielten richteten sich 53 
unmittelbar gegen die Person und 


55 gegen Sachen, d.h. unter an- 
derem (vermutlich hauptsächlich) 
gegen mit Personen besetzte 


Fahrzeuge. Neben den 11 (bzw.12) 
Todesfällen nennt die Presseerklä- 
rung 32 Verletzungen als Ergebnis 
polizeilicher Schüsse. In 13 Fällen 


sei der Schußwaffengebrauch 
zulässig gewesen, 


Die IMK geht wie üblich nicht auf 
die Begleitumstände oder die 
nachfolgende disziplinarische, 
staatsanwaltliche oder gerichtliche 
Bearbeitung der Fälle ein, sondern 
konstatiert pauschal, daß "bei stei- 
gender Kriminalität" "die Polizei 
die Schußwaffe weiterhin besonnen 
und zurückhaltend" einsetze. Diese 
Bewertung ist eine Standardformel, 
die die IMK Jahr für Jahr wieder- 
holt - unabhängig von der zum 
Teil erheblich schwankeneden Zahl 
der tödlichen Schüsse durch Poli- 
zeibeamte. 


un- 


"Gefährliche Situationen" 


12 Todesschußfälle 
erschoßB ein Polizeibeamter wäh- 
rend seiner Aushilfstätigkeit als 
Tankwart einen 25jährigen Räuber 
mit seiner Dienstpistole (Fall 11). 
Die Münchener Polizei rechtfertig- 
te diesen Schuß mit der Erklärung, 
ein Polizeibeamter "sei immer im 
Dienst, könne einschreiten ob in 
Zivil oder in Uniform und müsse 
seine Waffe auch in der Freizeit 
tragen." (Frankfurter Rundschau 
14.11.1986) 


In drei Fällen handelte es sich um 
vorbereitete Polizeieinsätze. In 
zweien dieser Fälle (Nrn.9 und 10) 
machte die bayerische Polizei von 
der gesetzlichen Regelung des "fi- 
nalen Rettungsschusses" Gebrauch, 


In einem der 
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die im Gefolge des "Musterent- 
wurfs eines einheitlichen Polizei- 
gesetzes" während der 70er Jahre 
in den Ländern Bayern,Rheinland- 
Pfalz und Niedersachsen in die 
Polizeigesetze eingeführt wurde. 


Wie auch in den Vorjahren wird 
die überwiegende Zahl polizeilicher 
Todesschüsse in Alltagssituationen 
abgegeben,in denen den betreffen- 
den Beamten keine Zeit zur Vor- 
bereitung ihres Einsatzes blieb (8 
Fälle). Daß die Zahl der polizeili- 
chen Todesschüsse sehr stark von 
diesen Situationen abhängt, formu- 
tiert auch der IMK-Vorsitzende: 


"Die Notwendigkeit des Einsatzes 
der Schußwaffe hängt (...) von der 
Häufigkeit gefährlicher Situationen 
ab, auf deren Entstehen die Poli- 
zei keinen Einfluß hat. Auf diese 
Weise ist auch die Zunahme der 
Todesfolgen um einen Fall auf 
insgesamt 11 zu erklären." 


Daß solche "gefährliche Situatio- 
nen" der Polizei nicht nur von 
außen diktiertt werden, hat man 


offensichtlich in Nordrhein-West- 
falen erkannt, Nachdem hier be- 
reits 1984/85 zusätzliche Sicherun- 
gen an Maschinenpistolen ange- 
bracht wurden, die ein unbeabsich- 
tigtes Lösen von Schüssen verhin- 
dern sollten, begann die NRW-Po- 
lizei nach dem Extremjahr 1983 
(bundesweit 23 Todesschüsse), ihre 
Schießausbildung unter dem Motto 


"Schießausbildung - Nichtschieß- 
ausbildung" neu zu reflektieren 
(vgl. Die Streife, 1 und 12/1985, 
3, 7-8 und 11/1986, 1/1987). 
Hierzu wurde ein Trainingspro- 
gramm "integrierte Fortbildung" 
entwickelt, das auch in Extremsi- 


tuationen auf eine Konfliktbewäl- 
tigung mit weniger Gewalt abzielt. 
Anti-Stress-Training, psychologi- 
sches Training, Selbstkontrolle, 
Lagebeurteilung heißen hier die 


Stichworte. Trainiert werden soll, 


so "Die Streife" 11/1986 „ "auch 
auf einen rechtlich zulässigen 
Schußwaffengebrauch, z.B. bei 


Geiselnahmen, zu verzichten", 


Diese "Nichtschießausbildung" ist 
sicher ein begrüßenswerter Schritt, 
der allerdings das eigentliche Pro- 
im Alltag, nicht antastet. Eine 
Regelung entsprechend dem engli- 
schen Modell, der Ausgabe von 
Schußwaffen nur in besonderen Si- 
tuationen, lastet dagegen nicht 
den einzelnen Beamten die Ver- 
antwortung für den Schußwaffen- 
einsatz auf, sondern schafft durch 
die Entwaffnung im Alltag die 
Voraussetzung dafür, daß solche 
"gefährlichen Situationen" nicht 
entstehen. 


Polizeiliche Todesschüsse 1986 (dokumentiert:1? Fälle,IMK nen: 


Name/ Charles Schneider Herb 
Alter 38 Jahre 19 U 
Datum 1.5.1986 4.5 
Ort/ Rosenheim Singen Pfun 
Land Bayern Baden -Würtenberg Hess 
SH eorariun Auf. dem Bahrhofgelände |Die Polizei wurde zu [Der 
von A. fiel einer Zi- einer Messerstecherei |aus 
Pistolen geraubt. Er Jund versteckte sich mit] vilstreife ein ver- [in ein Lokal gerufen. [nich 
wurde später von 2 einem Schrotgewehr im | dächtiger Mann auf. Der Mann flüchtete in |Poli 
Beamten gestellt, da- (Keller. Die gerufene Als sie den Mann fest- den Hinterhof, wo es mit ı 
rasfhin eröffnete der |Polizei wmstellte das | neimen wollten, griff |zu einem Schußwechsel |kohrı 
Mann sofort. das Feuer.|Haus und als Udo K. dieser einen Beamten |kam. men .| 
Ein Beamter hat dann |mit dem Gewehr auf mit einem Messer an. folg 
einen der Beanten an- | Daraufhin schoß der Beam 
fers 
Opfer mit a : h 
Schußuaffe? nein/Messer ja/Messer u. Pistole 
Schuß- 2 e R 
wechsel ? Lu Ja 
Sonderein- nein/Zivilstreife nein 
satzbeamte? 
Verletzte/ : A 
yetütete ja/Stichverletzungen| nein 
Beamte? 
Vorbereitete Hein 
Polizeiaktion? 
Staatsanwalt- ia ja, ST 
schaftl. Er- J Körpeı 
nittlungsverf. Todes; 
Gerichts- nein, 


verfahren ? 


Name/ 
Alter 


Datum 
Ort/ Rellingen 
Land Schleswig - Holstein 


Szenarıum 


Werner Bloy nam seine 
Ex-Freundin als Geisel 


Ein B 
zur A 


Als Markku S. im Be- |der 45 jährige Mann waffn 


griff wer, die Geisel zu’ dmch einen"firelen [gab d 
erstechen, machten die |Rettungsschuß" getötet .|3 Sa 
Beamten von oer Schuß- Diers 
waffe Gebrauch 
Opfer mit 2 . 
Schußuafle? nein/Messer Ja Ja 
Schuß- nein nein en 
wechsel ? 
Sonmderein- E . R 
salzbeamte? ja ja/SEK Scharfschützen ne 
Verletzte/ 
getötetle nein nein ne 
Beamte? 
Vorbereitete 8 
Polizeiaktion? Ja Ja ne 
Staatsanwalt- 
schaftl. Er- ja unbekannt un 
mittlungsverf. 
Berichts- u 


verfahren ? 
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Wien: 
VEREIN "BÜRGER BEOBACHTEN DIE POLIZEI" GEGRÜNDET 


Vor rund zwei Jahren gründete die österreichische Sektion von Amnesty 
International einen Arbeitskreis " Al-Anliegen in Österreich". Ausgangs- 
punkt dieser Initiative war die Tatsache des Vorbehaits Österreichs 
gegenüber Art. 5 der Europälschen Menschenrechtskonvention, Die Ar- 
beit in Richtung Rücknahme des Vorbehalts ergibt sich aus dem Al- 
Mandat. Dieses bestimmt, daß Arbeit im eigenen Land dann möglich 
ist, wenn es um Lobby-Arbeit zur Ratifizierung von internationalen 
Menschenrechtspakten geht. 

Wegen der Fülle vielfältiger Tätigkeitsbereiche, die sich aus dem Vor- 
behalt ergeben, und weil im Rahmen des Arbeitskreises eine Einzelfall- 
arbeit nur schwer vereinbar gewesen wäre, bildete sich aus dem Ar- 
beitskreis ein eigener Verein: Der "Verein zur Wahrnehmung der Men- 
schenwürde unter der Staatsgewalt", 


Was wollen Sie, die Polizei auf | (andauernd sind die Zeitungen mit 
der ganzen Welt prügelt! Artikeln über Polizei-"Folter" voll; 
Mario Scelba 1985 haben sich fast 3.000 Opfer 
. von Polizeiübergriffen beschwert, 
Kumm auße, i bins, dei Präsident! und laut einer Studie der 
Josef Holaubek österreichischen Bewährungshilfe 
werden 53 % der Vorbestraften 
Zwischen dem Schwingen des | pei Polizeiverhören mißhandelt), 
Gummiknüppels, das der ehemalige | hat sich dieser Verein aus rund 
italienische Innenminister Scelba | zwei Dutzend mißtrauisch gewor- 
als durchaus übliche exekutive | denen Bürgern in Wien kon- 
Gewaltanwendung freimütig einbe- | stituiert. Er ist einerseits karitativ 
kannte und der weltberühmt ge- | tätig, indem er Opfer von 
wordenen Amikalität des einstigen | Übergriffen berät und ihnen 
österreichischen Polizeipräsidenten | Rechtsanwälte vermittelt; anderer- 
Holaubek, mit der er einen Aus- | seits auch aufklärerisch: in Bro- 
brecher gütig zur Aufgabe überre- | schüren, auf Fiugblättern und bei 
dete, spannt sich also das Pan- | öffentlichen Diskussionsveranstal- 
orama möglicher Verhaltensweisen | tungen wird auf die Misere der 
der Gesetzeshüter. Der einstige | Prügelpraxis aufmerksam gemacht, 
österreichische Weg gütlicher Kon- | Ziel all dieser Aktionen - so die 
filktbereinigung, für den der jo- | Vereinsmitglieder unisono - ist 
viale "Joschi" Holaubek als Syn- | aber nicht eine Hetzkampagne, die 
onym einstand, ist leider längst | das ohnehin in weiten Bevölke- 
Vergangenheit. rungskreisen - zumindest latent - 
Das behauptet der "Verein zur | vorhandene "Feindbiid Polizei" 
Wahrnehmung der Menschenwürde | noch verstärken oder radikalisieren 
unter der Staatsgewalt", der mit | will, sondern eine öffentlichkeits- 
dem Motto "Bürger beobachten die | wirksame Aufforderung an die 
Polizei" der Übergriffspraktik | Polizei, in ihren eigenen Reihen 
österreichischer Exekutivbeamter | doch endlich für jene Ordnung und 
aktiv zu Leibe rücken will. Durch | Sicherheit zu sorgen, die sie auf 
alarmierende Zahlen aufgerüttelt I den Straßen garantieren soll. 
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Die Polizei selbst verniedlicht 
freilich das Problem ihrer eigenen 
Verfehlungen gerne zu gele- 
gentlichen Ausrutschern, die - so 
der berüchtigte Wiener Fatalilsmus 
- "halt vorkommen können”, Einige 
schwarze Schafe in grüner Mon- 
tur" gibt man zwar von Seiten der 
Polizei zu (immer init dem 
nachdrücklichen Hinweis, rigoros 
gegen sie vorzugehen, was freilich 
seiten genug passiert), aber daß es 
sich dabei um eine respektable 
Herde handle, will man nicht gel- 
ten lassen. Beweise in Form von 
Gerichtsurteilen kann der Verein 
für die Evidenz dieser Tatsache 
kaum vorlegen, denn zu Verurtel- 
lungen von "Prügelpolizisten”" 
kommt es höchst selten. 

Das Szenario ist immer dasselbe: 
ein Opfer verklagt seine Peiniger, 
worauf jene sofort mit einer Ver- 
leumdungsklage reagieren. Vor Ge- 
richt hat der Mißhandelte dann 
ärgste Beweisnot, da er zumeist 
keine Zeugen vorweisen kann. Die 
Polizisten sprechen, wenn beim 
Ankläger Verletzungen diagnosti- 
ziert worden sind, gerne vom "un- 
glücklichen Stürzen über Treppen" 
oder gar mutwilliger Selbstverlet- 
zung. In der Regel werden Sie je- 
denfalls mangels Beweisen freige- 
sprochen und der Kläger wird sei- 
nerseits zum Angeklagten, der sich 
nun wegen Verleumdung zu recht- 
fertigen hat, Nicht selten erhält 
er zur Prügel dann also noch eine 
gerichtliche Strafe. 

Die Forderung des Vereins, Ver- 
trauenspersonen oder Anwälte den 
Verhören beizuziehen, damit es 
gar nicht zu eventuellen Mißhand- 
lungen kommen kann, wird von der 
Polizei mit der Begründung 
zurückgewiesen, daß dies der kri- 
minalistischen Wahrheitsfindung 
nicht dienlich sei. 


Te.Mo 9-21 Uhr 
[0222)93 58 68? 


Ein Umstand, der das Verhältnis 
zwischen Bevölkerung und Polizei 
schon strukturell schwer belastet, 
ist der sogenannte "Primärarrest", 
demnach Festgenommene aufgrund 
von Beamtenweisungen - anstatt 
richterlichen Befehls - auch nach 
48 Stunden, die europaweit üblich 
sind, bis zu zwei Wochen in Ge- 
wahrsam einbehalten werden kön- 
nen, was im ganzen übrigen Eu- 
ropa undenkbar ist. Dieser Passus 
ist im Verwaltungsstrafrecht ver- 
ankert, was Österreich prompt in 
die Verlegenheit brachte, die Eu- 
ropäische Menschenrechtskonven- 
tion in den Artikeln 5 und 6 nur 
mit einem Vorbehalt unterzeichnen 
zu können, Da dieses "Recht" von 
den Gesetzeshütern oft weidlich in 
Anspruch genommen wird (nicht 
zuletzt, um Verletzungen von 
"amtlich Mißhandelten" quasi ver- 
stecken zu können), wird der Ruf 
nach einer Reform des Verwal- 
tungsstrafrechts neben vielen poli- 
tischen Gruppen auch von Amnesty 
International und eben dem "Ver- 
ein zur Wahrnenmung der Men- 
schenwürde unter der Staatsge- 
walt"' erhoben. 


eo Ken Vorbehalt ei den Menschen; 
rechten! Wir fordern die Anderung 
jener Gesetze, die den Artikel 5 und 
6 der Europäischen Menschenrechts- 
konvention widersprechen. 


@ Jeder Beschuldigte muß so lange un- 
schuldig gelten, bis ihm seine Schuld 
nachgewiesen worden ist, 

@ Verbindliche Richtlinien für die Be- 
hörden zur Behandlung Inhaftierter 
(Polizeihefugnisgesetz). Diese Richt- 
linien müssen kontrolliert und ihre 
Übertretung geahndet werden. 

@ Einführung von Schildern, auf de- 
nen die Dienstnummer und der Na- 
me des Exekutivbeamten deutlich 
sichtbar sind. Verpflichtung der Be- 
amten, diese Schilder zu tragen. 

© Recht des Festgenommenen auf 
Verständigung von Angehörigen, 

@ Recht des Festgenommenen auf Bei- 
ziehung einer Vertrauensperson, ei- 
nes Rechtsanwaltes seines Vertrau- 
ens und eines unentgeltlichen Dol- 
metschers hei der Einvernahme. 

© Recht auf sofortige Unterrichtung 
des Inhaftierten über die Gründe 
seiner Festnahme und über die ge- 
gen ıhn erhobenen Beschuldigungen. 
Jeder Festgenommene ist über sei- 
ne Rechte umfassend schriftlich 
und verständlich zu informieren. 

@ Abschaffung des Rechtsmittelver- 
zichts. 


Für alle diese Aktivitäten benötigt 
der Verein natürlich Geld, und da 
er dieses nur aus der Hand von 
freiwilligen Spendern erhält, sei 
hier für die - hoffentlich zahlrei- 
chen - Spendenfreudigen die Kon- 
tonummer veröffentlicht: PSK-Nr. 
7476.857 

Der "Verein zur Wahrnehmung der 
Menschenwürde unter der Staats- 
gewalt" ist zu erreichen unter der 
Anschrift: Postfach 43, A - 1152 
Wien. 


 |Chronologie der 


reignisse: 
7.3. - Eine Zivilkammer des Land- 
gerichts Hamburg verurteilt das 


Land zur Zahlung von je 200 DM 
an die 115 Betroffenen des Ham- 
burger Kessels 


12.3. - Generalbundesanwalt 
Rebmann erhebt vor dem OLG 
Stuttgart-Stammheim Anklage ge- 
gen Eva Haule-Frimpong, Luitgart 
Hornstein und Christian Kluth we- 
gen Mitgliedschaft in einer terro- 
ristischen Vereinigung. 


18.3. - Der erste Disziplinarsenat 
des Bundesverwaltungsgerichts be- 
stätigt die Entlassung eines Post- 
beamten wegen dessen Gemeinde- 
ratskandidatur für die DKP (Az.: 
1D 114,85), 


28.3. - Im Zusammenhang mit 
einem V-Mann-Einsatz in Sachen 
Rauschgiftkriminalität bestätigt 


das BVerfG die Verfassungsmäßig- 
keit des Einsatzes von V-Leuten 
"gegen die organisierte Kriminali- 
tät" allgemein (Az.: BvR 186/87). 


1.4. - Peter Frisch, bisher Chef 
des LfV Niedersachsen, neuer Vi- 
zepräsident des BfV. 


8.4. - Ressortabkommen über Ter- 
rorismus-Bekämpfung zwischen den 
Innenministern der BRD und 
Frankreichs unterzeichnet. Das 


Abkommen, eine Verschlußsache, 
enthält Vereinbarungen über den 
Austausch von Verbindungsbeamten 
und die Kooperation bei der Da- 
tenverarbeitung. Ein ähnlicher Ver- 
trag wurde bei dem Treffen des 


BMI mit dem italienischen Innen- 
minster am 26.3. in Aussicht ge- 
stellt. 

12.4. - Freispruch für die Ge- 
schäftsführerin der linken "Adal- 
bert 14"- Buchhandlung in Mün- 
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chen; Vorwurf der STA: Verletzung 
der Sorgfaltspflicht durch Verkauf 
der Zeitschrift "Freiraum", gegen 
die mehrfach wegen Werbung für 
eine terroristische Vereinigung und 
Aufforderung zu Straftaten ermit- 
telt worden war (taz 13.4.87). 


13.4. - Auseinandersetzungen zwi- 
schen Polizei und Demonstranten 
anläßlich des 3. Jahrestages der 
Eröffnung der Startbahn West 


19.4. - Anschlag der RZ auf die 
Berliner Magnetbahn 


31.4. - Durchsuchung des Volks- 
zählungsboykottbüros im Berliner 
Mehringhof 


1.5. - Nach einem Straßenfest in 
Berlin-Kreuzberg schwere Ausein- 
andersetzungen zwischen Bewoh- 
nern und Polizei. Die Festgenom- 
menen befinden sich z.T. immer 
noch in U-Haft. Mehrere drasti- 
sche Urteile wurden ausgespro- 
chen. 


6.5. - Der Kommandant der GSG 
9 will für Saudi Arabien eine Spe- 
zialeinheit zur Terrorismus-Bekäm- 
pfung aufbauen. 


6.5. - BMI Zimmermann kündigt 
vor dem Innenausschuß des Bun- 
destages eine Palette neuer Ge- 
setze an, darunter die im Februar 
86 nicht verabschiedeten Staats- 
schutzgesetze. 


17.5. - BDK fordert anläßlich der 
Kreuzberger Ausschreitungen vom 
1.5. den Aufbau einer Aufruhrbe- 
kämpfungseinheit und die Einfüh- 
rung von Gummigeschossen für die 
Berliner Polizei. 


15.5. - Erstmalige Wahl der par- 
lamentarischen Kontrollkommission 
für den VfS: Die AL bleibt von 
dem Gremium ausgeschlossen, 

16.5. - Nach willkürlichem Vorge- 
hen der Polizei gegen Besucher 
eines Punk-Konzertes in Berlin- 


Kreuzberg erneut schwere Ausein- 
andersetzungen mit der Polizei. 
Von Radio 100 veröffentlichte 
Mitschnitte des Polizeifunks de- 
monstrieren die unnötige Härte 
des polizeilichen Vorgehens. Erneut 
lange U-Haft für einen Teil der 
69 Festgenommenen. 


20.5. - Das Berliner Abgeordneten- 
haus wählt den ehemaligen Vize- 
präsidenten des Amtsgerichts Tier- 
garten, Georg Schertz, mit knap- 
per Mehrheit zum neuen Polizei- 
präsidenten, 


20.5. - Bayern beschließt AIDS- 
Zwangstests gegen Ausländer, Be- 
werber für den öffentlichen Dienst 
[0Pr: PR 


21.5. - VG Mannheim bestätigt 
Entscheidung des Oberbürgermei- 
sters von Calw, der den Grünen 
nur unter der Bedingung, daß sie 
sich vorher verpflichteten, nicht 
zum Boykott der Volkszählung auf- 
zurufen, die Calwer Stadthalle für 
den Parteitag vermieten wollte, 


22.5. - Verfahren gegen Frankfur- 
ter Richter wegen Teilnahme an 
einer Mutlangen-Blockade einge- 
stellt. 


26.5. - Beginn des Prozesses um 
den Tod des Frankfurter Demon- 
stranten Günther Sare, 


5.6. - Zeitungen geben die Obser- 
vation der "Initiative Sportier für 
den Frieden" durch den VfS be- 
kannt. 


7.6. - Auseinandersetzungen zwi- 
schen Polizei und Demonstranten 
in Freiburg. Unter Bezug auf diese 
Ereignisse Räumung der letzten 
besetzten Häuser der Stadt in den 
darauffolgenden Tagen. 


8.6. - 37jähriger Maschinenschlos- 
ser aus Tuttlingen bei Festnahme 
durch die Polizei erwürgt. 
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11.6. - StA beim LG Berlin will 
keine neuen Ermittlungen im Fall 
Schmücker anstellen. Aussagever- 
weigerungen für VfS-Mitarbeiter 
bleiben in Kraft. 


11.6. - 50.000 bei der Demonstra- 
tion gegen den Besuch Reagans in 
Berlin. Auseinandersetzungen zwi- 
schen Polizei und Demonstranten 
am Ende und im Anschluß der 
Demo. 


126. - Absperrung des Bezirks 
Kreuzberg anläßlich des Reagan- 
Besuchs. Kundgebungen auf dem 
Kurfürstendamm kurz vor Beginn 
verboten. Mehrere hundert Demon- 
stranten über Stunden in der City 
eingekesselt. 


12.6. - Trotz Fahndungsausschrei- 
bung kann der Führer der "Grauen 
Wölfe", Türkes, ungehindert in die 
BRD einreisen und in Hamm vor 
4000 Anhängern eine Rede halten. 


Am gleichen Tag trägt BMI 
Zimmermann erstmals öffentlich 
"Sicherheitsbedenken" gegen die 


Aufnahme 14 zum Tode verurteil- 
ter Chilenen in der BRD vor, 


17.- 20.6. - Besuch des BMI in 
Marokko und Unterzeichnung eines 
Vertrages über die "gemeinsame 
Bekämpfung von Rauschgiftkrimi- 
nalität und Terrorismus", 


22.6. - Unter Anleitung der Stan- 
desorganisationen demonstrieren in 
Berlin 300 Ehefrauen von Polizi- 
sten gegen Überstunden wegen De- 
monstrationen und für Gummige- 
schosse. 


23.6. - Vor dem OLG Düsseldorf 
klagt die Bundesanwaltschaft drei 
Männer und eine Frau (Hofmeier, 
Thoene, Richter und Perau) der 
Mitgliedschaft in einer terroristi- 
schen Vereinigung an. 


25.6. - Entscheidung der Bundesre- 
gierung: Der der Entführung eines 


TWA-Flugzeugs 
Hamadei wird nicht 
ausgeliefert. 


angeklagte Ali 
in die USA 


6.7. - Brandanschlag auf die Asyl- 
stelle des Berliner Einwohneramts. 
Viele Akten vernichtet. 


22.7. -  Kammergericht Berlin 
lehnt in 15 Fällen Eröffnung des 
Hauptverfahrens gegen Verteiler 
der "Radikal", Nr. 132, ab. 


24.7. - Einkesselung des größten 
Teils einer Demonstration gegen 
die Mun-Sekte in Berlin; Begrün- 
dung: Vermummungsverbot; gegen 
120 Demonstranten sollen Bußgel- 
der verhängt werden. 


27.7. - Das Fernsehmagazin "Pano- 
rama'" deckt die INPOL-Speiche- 
rung von 343 AIDS-Infizierten un- 


ter "Vorsicht: Ansteckungsgefahr" 
auf. 
48. - Nach 8 Wochen U-Haft 


sprach ein Erlanger Gericht einen 
Kellner vom Vorwurf des Verstos- 
ses gegen das Versammlungsgesetz 
frei. Eine Gummischleuder im ge- 
liehenen Auto, 120 km von 
Wackersdorf entfernt, einen Tag 
vor der Demonstration, reichte 
dem STA zur Anklage. 


58. - Großrazzia der Bundesan- 
waltschaft gegen 42 Niederlassun- 
gen und Vereine der kurdischen 
PKK, die beschuldigt wird, eine 
"terroristische Vereinigung" Zu 
sein. 


5.8. - 2000 DM Geldstrafe im er- 
sten Urteil gegen einen Teilneh- 
mer der Richterblockade vom 
12.1.87 durch das AG Schwäbisch 
Gmünd verhängt. 

15.8. - Anschläge der "Roten Zo- 
ra'' auf Verkaufsmärkte der Firma 
Adler, die in Südkorea produzieren 
läßt. 


168. - BMI teilt mit: ab 
auch Frauen im BGS. 


1.10, 


Bürgerrechte & Polizei 27 


101 


188. - LG Trier verhängt Beuge- 
haft gegen Trierer Mitarbeiter der 
Grünen, weil dieser sich geweigert 
hatte, einen anderen Volkszäh- 
lungsgegner zu nennen, mit dem 
er gemeinsam zum Boykott aufge- 
rufen hatte (Az.: I Qs 158/87). 


18.8. - VG Regensburg gibt Kläge- 
rin gegen den Einsatz von CS-Gas 
in  Wackersdorf, Ostern 1986, 
recht. In sechs anderen Fällen 
hatte das VG bereits Anfang Au- 
gust der Landesregierung den 
Großteil der Verfahrenskosten auf- 
geladen, nachdem diese am 30.6. 
einen vom Gericht vorgeschlagenen 
Vergleich die Landesregierung 
sollte den Demonstranten ihr Be- 
dauern über den CS-Gas-Einsatz 
bekunden - verworfen hatte, 


20.8. Durchsuchung zweier be- 
setzter Häuser in Köln sowie von 
Wohnungen in Aachen und Bonn 
durch die Abt. Terrorismus des 
BKA wegen des Verdachts_ der 


"Werbung für die terroristische 
Vereinigung Revolutionäre Zellen 
und ihren feministischen Flügel 
Rote Zora" durch die Verbreitung 
der "Radikal-Provinzausgabe Nr. 
130a", in der ein Bekennerbrief 
der Roten Zora abgedruckt war. 

1.9. - Anschlag (Schüsse in die 
Beine) der Revolutionären Zellen 


auf den für Asylfragen zuständigen 
Vorsitzenden Richter am Bundes- 
verwaltungsgericht, Günther 
Korbmacher. 


4.9. - BGH verwirft die Revision 
des Urteils gegen Peter Jürgen 
Boock (lebensiängliche Haft), das 
damit rechtskräftig wird. 


4.9. - Bei einem Polizeieinsatz in 
Düsseldorf erhält ein 22jähriger 
randalierender Mann lebensgefähr- 
liche Schußverletzungen. 


7.9. - Der am 20.1. entführte Sie- 
mens-Techniker Schmidt in Beirut 
freigelassen. 
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Summary: 


This issue deals with the structure, function, and daily work of the domestic 
intelligence agency in the FRG. Founded in 1950 the agency was officially 
named "Constitutional Guard" ("CG") - certainly a tricky name for an agency 
that is concerned with the spying on "politically deviant" behaviour. 


Organisation, EDP, Personnel and Budget 

A CILIP staff report 

Little is known about the organisation and resources of West Germany's dome- 
stic intelligence agency. This is both due to a general scarcity of information 
as well as explicit classification of such information. This report is an attempt 
to puzzle what is known into a preliminary picture of the agency. 

By now the federal agency of the "CG" is comprised of eight divisions: Divi- 
sion Z (central) - personnel, budget, organisational questions; Division | - ope- 
rates the intelligence data system NADIS, responsible for outgoing reporting, 
public relations and press contacts, relations to "friendly" foreign agencies, re- 
quests for wire tapping and mail surveillance permissions; Division II - sur- 
veillance of right wing extremism; Division Ill - surveillance of left wing ex- 
tremism, incomparably larger than division Il; Division IV - defence against 
foreign espionage; Division V - preventive protection of secrets, mainly secu- 
rity checking of personnel in "security relevant" areas of public administration 
and private industry; Division VI - surveillance of dangerous activities of for- 
eigners; Division VIl - countering left wing terrorism. 

The construction of the intelligence data network began in 1970. It now con- 
tents personal data about aproximately two million citizens. 

Since the beginning of the 70s, '"'CG" agencies' budgets - with the exception of 
Bavaria and Baden-Württemberg - are only listed in the general annual budgets 
as lump sum figures for "CG purposes", During the same period there has been 
an enormous growth of budgets and personnel. The federal agency now employs 
about 2.200, the state agencies about 3.000 persons, 


History: The Call for a Secret Political Police in 1948 

This brief CILIP staff report documents one of the first postwar attempts by 
German politicians to gain authority from OMGUS to reestablish Internal in- 
telligence agiencies, secret police forces, and political control over local po- 
ice forces. It includes a facsimile of the original OMGUS memorandum for 
General Clay. 


The Agency Men 

by Otto Diederichs 

Contrary to popular historical interpretations, there was no new beginning in 
the field of intelligence services, etc. in Germany after World War Il, The 
American occupation forces availed themselves of Lieutenant General Reinhard 
Gehlen, former intelligence chief of the section "Alien Armies in the East" on 
the German General Staff to set up the "Gehlen Organisation" which later be- 
came the Federal Intelligence Service, West Germany's counterpart of the 
CIA, 

The British occupation forces, on the other hand, were primarily occupied with 
setting up a domestic Intelligence service modelled after their own MI 5. It 
came to life in 1950 as the "Federal Agency of the Constitutional Guard". 
Corresponding state agiencies had already been established. 

During this time the agencies started with a lot of "experienced" former Nazi- 
experts for "internal security" affairs. Meanwhile they have retired and are 
replaced by younger people who gradually and with corresponding party protec- 
tion rose to the top of the organisation. Since then the command posts have 
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become a merry-go-round for a carefully balanced distribution of party prote- 
ges from the major parties in Germany, the CSU, the CDU, the SPD and the 
FDP. Although constitutionally questionable, it today appears to be no problem 
to shift from police agencies to intelligence and vice versa. 


"Police and Intelligence Services” - The Unclarified Relationship 

by Rolf Gössner 

On at least two occasions in 1948/49 the Allied occupation powers formulated 
their demand that there be a clear separation of power, authority and activity 
between the police and domestic intelligence services. 

Recent attempts to re-wed police and domestic intelligence tasks and autho- 
rity are merely the latest in a series of efforts to achieve this goal. During 
the 70's these efforts have become significantly more systematic with moun- 
ting evidence that the police today employ both intelligence strategies and 
methods and that the intelligence increasingiy avial themselves of the enfor- 
cement capacities of both the federal government and the state police forces. 
Gössner cites numerous examples of incidents over the past decades in which 
this separation was undermined in practice. 

In German administrative law there is also a contravening principle making it 
compulsory for administrative agiencies to provide official aid to one another 
within the scope of their authorities. In the coordinating conference of the va- 
rious federal and state ministries of the interior great emphasis was placed 
upon this aspect of administrative legal policy. What, as Gössner points out in 
detail, resulted were the formulation of a series of guidelines calling for an 
extensive exchange of information between the police and the intelligence ser- 
vices in all cases where such information could be useful or relevant for other 
agencies in the pursuit of their tasks. 

Gössner warningiy points to the potential fatal consequences that new coimpre- 
hensive security legislation in conjunction with electronic data-processing sy- 
stems and procedure in the state security sector can have for the constitutio- 
nal obligation to separate police and intelligence powers and authority. 


The "Constitutional Guard” and the Census: Notes on the Dispute Over a Se- 
cret Paper from the Local Lower Saxony Bureau of the "CG" 

by Jürgen Seifert 

The secret paper entitled "Information from the Lower Saxony CG: Extremist 
Agitation and Activities Against the Census", was made public by West Ger- 
many's weekly news magazine "Der Spiegel" in February of 1987 and again in 
April 1987 by the West German organization "Humanistic Union", a prominent 
civil liberties group. The paper was a special issue of a regular classified in- 
formation bulletin of the "CG" of Lower Saxony intended for a highly selec- 
tive and closed audience. In it the activities of civil rights organisations, inde- 
pendent social scientists, data-protection specialists as well as their arguinents 
are branded as "extremist agitation". Up until now the statutes allow the "CG" 
to report on the activities of democratic groups if they are "under extremist 
inffuence". In this particular instance the Lower Saxony Ministry of the Inte- 
rior argued however that activities directed against the national census were 
"basically initiated by political extremists". However, no evidence whatsoever 
has been presented to substantiate this allegation. In effect, this activity of 
the Lower Saxony "CG" documents another attempt of the "CG" to leave the 
realın of its legally defined activities and to enter the political arena. 
"Anti-Terror-Warfare" and the control of the Constitutional Guard - The Celle 
Hole Incident 

by Uwe Behnsen and Jürgen Trittin 

The authors document an incident involving an attempt to inject undercover 
agents of the Lower Saxony "CG' into terrorists groups. The incident involved 
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blowing a hole in the outside wall of the local jail in Celle in an attempt to 
help a suspected terrorist escape and thus give undercover agents a legend 
entry ticket into terrorist circles. Their lengthy documentary indicates that 
this illegal action was staged without informing local police agencies or, at 
least such is the official argument, the federal "CG" of their move. The bomb 
exploded again In the spring of 1986 when a local Hannover newspaper began 
to reveal details of the whole incident. Although local government chief, Mini- 
ster President Ernst Albrecht, informed parliament that attempts to inject an 
undercover agent into terrorist circles proved successful, subsequent facts re- 
veal that this was not the case. 


Security Checks - Certification of Political Arian Purity as Standard Checking 
Procedure for Everybody 

by Dieter Hüsemann 

Several cases of questionable security checks serve to illustrate the extent and 
scope of current security check practice in numerous companies and firms 
both in the public and private spheres in West Germany today. They are by no 
means limited to the defense and arms industries and services. These security 
checks are normally performed by the state "Constitutional Guard" agencies. 
Although the "Federal Constitutional Guard Act" permits security checks to be 
performed by the "CG” on all persons "employed in sensitive areas in jobs im- 
portant for defense and other vital areas", it would appear that these restric- 
tions are often interpreted quite generousiy. In 1979 it became known that the 
federal postal service had secret loyalty checks performed on all of West Ger- 
many's ham radio operators since 1955 - all 36.000 of them. 

In the rneantime it would appear that security checks in private business and 
industry have become considerably more widespread than the loyalty checks 
for applicants for public service employment. In 1978 the Federal Ministry of 
the Economy took issue with the contention made by a high German labour 
union official that less than 5% of all German's shops were checked, arguing 
that this number was "presumably too low"; Sensitive areas had now been ex- 
panded to include not only the arms Industry and military research and deve- 
lopment but also water plants, gas companies, electrical power plants as well 
as the control centers of the federal railway system. The author names speci- 
fic proposals for more regulation and control of the growing practice of blan- 
ket security checks as well as for codification of practices in this area. 


CILIP Annual Police Use of Firearms Statistics for 1986 

CILIP‘s statistics reveal one more fatal police shooting incident (12 cases) 
than the official police statistics. Total lethal incidents were up from the pre- 
vious year. Other relevant statistics Included. 


Vienna: "Citizens “Watch the Police! Society Founded 

Two years ago the Austrian section of Amnesty International (Al) formed a 
working group called "Al Concerned in Austria", The reason: Austria's merely 
proviso acceptance of Article 5 of the European Convention on Human Rights 
which stipulates that any individual taken into custody must be brought before 
a magistrate as soon as possible. In Austria, the administrative penal proce- 
dure code allows the police to hold a person in custody for up to two weeks 
before presenting him or her before a magistrate, In this lobbying campaign, 
including specific case work, it became necessary to found the "Society for 
the Representation of Human Dignity under State Force". 

The group's activities include counselling, attorney referral for victims of po- 
lice brutality and general public information actitivies and lobbying efforts 
aimed at reforming Austrian police behaviour and criminal procedure. 
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Nicht wachsende Kriminalität 
und neu entstehende Ordnungs- 
probleme der bürgerlichen Ge- 
sellschaft sinds, die Entstehung 
und Ausbau einer polizeilichen 
Exekutivgewalt im 19. Jahrhun- 
dert prägen und bestimmen, son- 
dern der Konflikt um die Form 
der staatlichen Herrschaftsge- 
walt, In der Entstehungsge- 
schichte der Polizei spiegelt sich 
diese Auseinandersetzung in be- 
sonders scharfer Weise wider. 
Worum es in diesem Konflikt um 
die Staatsgewalt ging, in welchen 
Kompromissen zwischen monar- 
chischem Staat und Bürgertum 
dieser mündete und wie sich dies 
im Aufbau und den Strukturen 
der deutschen Polizei nieder- 
schlug, wird aus den Akten der 
preußischen Ministerien heraus- 
gearbeitet. Die historische Ana- 
Iyse schärft dabei den Blick für 
eine auch heute noch aktuelle 
Frage: In welcher Form und mit 
welchen Mitteln kann die Polizei 
gesellschaftlich so eingebunden 
werden, daß die direkte Kon- 
trolle der Bürger über die staatli- 
che Zwangsgewalt erhalten und 
die bürgerlichen Freiheiten unan- 
getastet bleiben? 

Die aktuellen Veränderungen der 
Polizei (vgl. dazu Busch, Funk 
u.a., Die Polizei in der Bundesre- 
publik, Campus 1985) sind kaum 
zu verstehen, wenn man die histo- 
rischen Wurzeln des Polizeisy- 
stems nicht kennt. 

Autor: Albrecht Funk ist Privat- 
dozent am Fachbereich 15 der 
Freien Universität Berlin. 
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Die Rekonstruktionsphase des 
westdeutschen Staates wurde 
schon vielfach untersucht. Doch 
bisher fehlte es an detaillierten hi- 
storischen Arbeiten über sein 
wichtigstes Gewaltmittel nach in- 
nen - die Polizei. Die Polizei ist 
mehr, als sich aus Verfassungs- 
normen und offiziellen Bekun- 
dungen ableiten läßt. Ihre wirkli- 
che Funktion in der politischen 
Struktur einer Gesellschaft wird 
bestimmt durch die Form ihrer 
Organisation, ihrer Rekrutierung, 
Ausbildung und Ausrüstung. Un- 
ter diesem Gesichtspunkt zeichnet 
der Autor Entstehung, Tradition 
und Wandel der westdeutschen 
Polizei nach. Bisher unveröffent- 
lichtes Quellenmaterial aus ameri- 
kanischen und deutschen Archiven 
verdeutlicht: 

1. Schon den Vätern des Grund- 
gesetzes war der mögliche Bürger- 
krieg selbstverständlicher Bezugs- 
punkt zur Aufgabenbestimmung 
der Polizei. Bereits in der unmit- 
telbaren Nachkriegszeit arbeiteten 
Vertreter aller großen Parteien 
daran, der neuen Republik ein 
vordemokratisches Korsett aus 
paramilitärischen Polizeitruppen 
zu schnüren. 

2. Die Notstandsgesetzgebung von 
1968 war nicht, wie viele Kritiker 
meinen, Beginn der Militarisie- 
rung der Polizei, sondern deren 
Abschluß. 1968 wurde lediglich 
verfassungsrechtlich legitimiert, 
was faktisch längst als Strategie 
etabliert war. 

3. Der Ausbau staatlicher Gewalt 
und Überwachung in den siebziger 
Jahren bedeutet einen Wechsel der 
Polizeikonzeption: Die Bedro- 
hung des Staates liegt nicht mehr 
im Ausnahmezustand des Bürger- 
kriegs, sondern im Alltag. 

Autor: Falco Werkentin ist Mit- 
herausgeber des Informations- 
dienstes „Bürgerrechte und Polizei 
(CILIP)“. Co-Autor von Funk 
u.a., Verrechtlichung und Ver- 
drängung, Opladen 1984 und von 
Busch u.a., Die Polizei in der 
Bundesrepublik, Campus 1984 
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Als allgegenwärtiges, in verschie- 
dener Hinsicht umstrittenes In- 
strument der staatlichen Gewalt 
steht die Polizei immer wieder im 
Blickpunkt öffentlichen Interes- 
ses, besonders in Phasen gesell- 
schaftlicher Krisen und Konflikte. 
So leicht sie affektgeladene Urtei- 
le und pauschale Wertungen pro- 
voziert, so schwer erschließt sie 
sich einer realitätshaltigen und 
nüchternen Analyse. Nach lang- 
jähriger Forschung liegt mit die- 
sem Werk die bisher wohl umfas- 
sendste und detaillierteste Unter- 
suchung der Polizei in ihrem ge- 
genwärtigen Zustand vor. Darin 
werden empirisch fundierte und 
materialreich belegte Antworten 
u.a. auf folgende Fragen gege- 
ben: Welche Rolle spielt die Poli- 
zei in der Bundesrepublik? Wie 
ist sie auf Länder- und Bundes- 
ebene organisiert? Wofür wird sie 
von den staatlichen Instanzen ein- 
gesetzt? Mit welchen Waffen und 
Informationstechnologien ist sie 
ausgerüstet? Aber auch: Wie läßt 
sie sich kontrollieren? Wie kann 
der Bürger sich gegen sie wehren? 


Ein wichtiges Ergebnis der Unter- 
suchung ist: Der Traum mancher 
Polizeireformer und Politiker - 
gleichzeitig Alptraum vieler Bür- 
ger - von der Polizei als Instanz 
präventiver Sozialhygiene, die 
computerbewehrt alle Bereiche 
der Gesellschaft einschließlich der 
Privatspähre durchdringt und 
kontrolliert, ist - auch nachdem 
wir das Jahr 1984 schrieben -, 
noch nicht Wirklichkeit. 
Autoren: H. Busch, A. Funk, U. 
Kauß, F. Werkentin sind Mitar- 
beiter am Forschungsprojekt 
»Polizei« der Berghof-Stiftung 
Berlin, W.D. Narr ist Professor 
für Politische Wissenschaft an 
der FU Berlin. 


